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Sa – So. 10. – 11.11.2012	 ÖDP-Bundesparteitag (in Erding)
Sa 19.01.2013	 Landesparteitag der ÖDP Rheinland-Pfalz 
	 (in Worms)
So 20.01.2013	 Landtagswahl in Niedersachsen
Sa 02.02.2013	 Landesparteitag der ÖDP Bayern 
	 (in Bad Windsheim)
Sa – So 23. – 24.02.2013	 Landesparteitag der ÖDP Nordrhein-Westfalen 
	 (in Köln)
Sa 13.04.2013	 Landesparteitag der ÖDP Baden-Württemberg  
	 (im Raum Stuttgart)
So 26.05.2013	 Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein
Sa 15.06.2013	 Landesparteitag der ÖDP Bayern (in Nürnberg)
Herbst 2013	 Landtagswahl in Bayern
Herbst 2013	 Bundestagswahl
Herbst 2013	 Landtagswahl in Hessen
Frühjahr 2014	 Wahl zum Europäischen Parlament  
	 (voraussichtlich im Juni 2014)

Ausschreibung 
Organisationsunterstützer/-in Nürnberg

Die Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP), Kreisverband 
Nürnberg Stadt, ist derzeit mit einem Mandat im Nürnberger 
Stadtrat vertreten. Das wollen wir bei der nächsten Kommunal-
wahl im Frühjahr 2014 deutlich steigern und unsere erfolgreiche 
Politik im Stadtrat Nürnberg fortsetzen.

Daher suchen wir für die Organisation der Kommunalwahl 
2014 eine(n) 

Organisationsunterstützer/-in 
auf 400-Euro-Basis

Ihre Aufgaben:
n	 Unterstützung bei Konzeption, Aufbau und Durchführung von 
	 politischen Kampagnen
n	 Erstellung und Verteilung von Werbemitteln für Wahlen.
n	 Terminkoordination und -überwachung
n	 Unterstützung von Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
n	 Unterstützung von Öffentlichkeitsarbeit in Sozialen Netzwerken 
	 (Web 2.0)
n	 Einbindung und Mobilisierung der Mitglieder und Partei- 
	 gliederungen

Unsere Anforderungen:
n	 Sie haben Organisationstalent und -erfahrung.
n	 Sie pflegen einen sicheren Umgang mit dem PC und Web 2.0.
n	 Sie können Menschen motivieren.
n	 Sie arbeiten zuverlässig, selbstständig, engagiert und struktu- 
	 riert.
n	 Sie haben Interesse an der politischen Arbeit (insbesondere 
	 der ÖDP).

Wir bieten:
n	 Eine befristete Anstellung auf 400-Euro-Basis
n	 Zusammenarbeit mit einem kleinen, aber sehr aktiven Team 
	 von Ehrenamtlichen
n	 Gute Kontakte in verschiedene Bereiche der Stadtgesellschaft
n	 Beste Referenzen in direkter Demokratie
n	 Gute und nachhaltige Konzepte für eine lebenswerte Zukunft

Der Aufgabenbereich ist zunächst bis 30. April 2014 befristet.  
Beginn möglichst zum 1. Februar 2013.

Ihre Bewerbung mit Referenzen über Ihre bisherige Arbeit rich-
ten Sie bitte bis 31.10.2012 an:

Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP)
Kreisverband Nürnberg 
z. H. Manuela Forster – Kreisvorsitzende
Postfach 51 02 52, 90216 Nürnberg 
Tel.: 	 (07 00) 09 11 63 37
Fax:	 (09 11) 817 13 48
E-mail: info@oedp-nuernberg.de

. . .   A K T U E L L   . . .
     Termine

Einladung zur Jahreshauptversammlung der 
Bundesvereinigung Frauen in der ÖDP
Alle weiblichen ÖDP-Mitglie-
der (die einer Mitgliedschaft 
in der BV Frauen in der ÖDP 
nicht ausdrücklich widerspro-
chen haben) sind herzlich 
eingeladen zur Jahreshaupt-
versammlung 2012 am 1. De-
zember 2012, 12:30 Uhr.

Ort der Versammlung:  
Altmünchner Gesellenhaus 
(Gaststätte im Kolpinghaus), 
Adolf-Kolping-Str. 1, 80336 
München, nähe Hauptbahnhof 
und Karlsplatz/Stachus. 

Tagesordnung:
1)	Begrüßung, Beschluss TO,  
	 Nachlese Protokoll

2)	Rückblick 
3)	Satzungsänderung bezüg- 
	 lich Einladungen zu den 
	 Versammlungen 
4)	Diskussion Gleichberech- 
	 tigung, Quoten, Aktuelles  
	 aus der Politik
6)	Anträge, Verschiedenes

Wir würden uns sehr freuen, 
viele ÖDP-Frauen bei unserem 
Treffen begrüßen zu dürfen. 
Wegen der Reservierung bitten 
wir um Anmeldung per E-mail:  
roswitha.bendl@t-online.de 
oder Telefon (0 81 22) 9 26 32.

Für den Vorstand:
Roswitha Bendl, Vorsitzende

Abrechnungen 2012
Alle Abrechnungen für dieses Jahr müssen bis spätestens 10. De-
zember bei den zuständigen Gliederungen eingereicht sein. Alle 
nach diesem Termin eingereichten Abrechnungen können nicht 
mehr berücksichtigt werden.

Weihnachtsurlaub 2012/2013
Die Bundesgeschäftsstellen haben wie folgt Urlaub:
Büro Berlin: 21. Dezember 2012 bis 2. Januar 2013
Büro Mainz: 21. Dezember 2012 bis 6. Januar 2013
Büro Würzburg: 21. Dezember 2012 bis 6. Januar 2013

Vortragsprogramm der ÖDP München
Di 13.11.2012	 „Monsanto auf Deutsch“
Rosi Reindl, ÖDP-Beauftragte für Agro-Gentechnik

Di 11.12.2012	 „Mit Steuern gerecht steuern“
Willi Reinbold, Dipl.-Finanzwirt, ÖDP-Bundesschatzmeister 

Beide Termine:	 von 17:00 –19:30 Uhr Informeller ÖDP-Treff
		  von 19:30 –22:00 Uhr Vortrag mit Diskussion
Teilnahme:  kostenfrei
Veranstalter:  ÖDP München, www.oedp-muenchen.de 
Veranstaltungsort:  Hansa-Haus, Brienner Straße 39/Rgb.
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I N H A LT

Liebe Leserinnen und Leser,

Florence von Bodisco
Stellv. Verantwortliche Redakteurin

die schwarz-gelbe Bundesregierung hat nach dem Atomunfall von Fukushima die 

Energiewende zu einem ihrer großen Projekte erklärt. Knapp ein Jahr vor der 

Bundestagswahl interessiert uns, was aus den hochfliegenden Plänen geworden 

ist. Der neue Bundesumweltminister Peter Altmaier (CDU) besticht durch Aktio-

nismus, hat sich aber bisher mit konkreten Vorschlägen zugunsten Erneuerbarer 

Energien zurückgehalten. Stattdessen ließ er Ende August in einem Interview ver-

lauten, nichts von einer Öko-Abgabe für energieintensive Betriebe zu halten, weil 

man an die Arbeitsplätze denken müsse. Solange das K. O.-Argument „Arbeits-

plätze“ gegen die Energiewende ausgespielt wird, ändert sich lange nichts. 

Rainer Brüderle, Fraktionsschef der FDP im Bundestag, forderte kürzlich, 

die Erneuerbaren Energien mit einer Zwangsabgabe zu belegen und notfalls 

einen Baustopp auszusprechen. Da drängt sich die Frage auf, in welche Richtung 

die Wende gehen soll? Wieder in Richtung Atom, Gas und Kohle? Um die großen 

Energiekonzerne zu unterstützen? Das Forum Ökologisch-Soziale Marktwirt-

schaft (FÖS) hat in einer Studie für Greenpeace errechnet, dass in den Jahren 

1970 bis 2012 die Steinkohle mit 311 Mrd. Euro subventioniert wurde, die Atom-

energie mit rund 213 Mrd. und die Braunkohle mit 87 Mrd. Euro. Erst seit Ende 

der 90er-Jahre profitieren die Erneuerbaren Energien von nennenswerten Förde-

rungen, die sich bis heute auf rund 67 Mrd. Euro belaufen. 

Die großen konventionellen Energiekonzerne haben im Grunde überhaupt 

kein Interesse an einer Energiewende und malen stattdessen Schreckensszenarien 

mit überbordenden Strompreisen an die Wand. Strom werde so teuer, dass ihn 

sich Bürger mit niedrigen Einkommen nicht mehr leisten können, und schuld da-

ran sei die Energiewende. Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung und 

die Universität Leipzig haben hingegen in einem Gutachten errechnet, dass die 

Strompreise bis 2030 moderat steigen und dann wieder auf das Niveau von 2010 

fallen werden. 

Wenn es die Bundesregierung ernst meint mit der Energiewende, dann 

muss jetzt gehandelt werden: Wir brauchen eine dezentrale Energieversorgung, 

mehr Energieeinsparung und – wie Prof. Claudia Kemfert im Interview mit un-

serem Magazin sagt – ein „Bewusstsein für den ökologischen Fußabdruck“. Wir 

sollten nicht länger auf politische Entscheidungen warten – jeder von uns kann 

selbst handeln. Ob Sie regionale Produkte kaufen, zu einem Ökostromanbieter 

wechseln oder den Stecker bei Geräten mit Stand-by-Schaltungen ziehen: Es gibt 

viele Möglichkeiten, die Energiewende Wirklichkeit werden zu lassen. 

Gute Unterhaltung beim Lesen wünscht Ihnen
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PRESSETICKER

Die vollständigen Pressemeldungen können Sie lesen unter  

www.oedp.de

ÖDP macht Vorschläge 
zur Beseitigung der  
Eurokrise
„Dem Finanzsektor in der Euro-
Zone fehlt ein ordnungspoli-
tischer Rahmen.“ Aus diesem 
Grund glaubt Ulrich Brehme, 
Finanzexperte der ÖDP, dass 
sich die aktuelle Situation in der 
Euro-Krise weiter verschärfen 
wird.

Der Politik entgleite der Fi-
nanzsektor immer mehr: „Den 
Regierungschefs ist die Finanz- 
und Währungspolitik außer 
Kontrolle geraten“, sagt Brehme. 
Er erinnert daran, dass einer der 
Grundpfeiler der sozialen Markt-
wirtschaft das Haftungsprinzip 
für das eigene wirtschaftliche 
Handeln der Marktteilnehmer 
sei. „Weder die hoch verschul-
deten Staaten im Süden der 
Eurozone noch die Eigentümer 
der Banken werden vollständig 
in Haftung genommen. Mit der 
derzeitigen Politik werden die 
durch spekulative Blasen ent-
standenen Gewinne privatisiert 
und die Schulden und Fehlinves-
titionen den Steuerzahlern der 
Eurozone zugeschoben“, analy-
siert Brehme. (...)

ÖDP unterstützt 
Aktion von Mehr 
Demokratie für 
ein gerechtes Wahlrecht
„Nachdem das Bundesverfas-
sungsgericht das Wahlrecht ge-
kippt hat, muss jetzt dringend 
ein neues Gesetz her. Deshalb 
unterstützen wir den Aufruf von 
Mehr Demokratie an alle Bun-
destagsabgeordneten.“ Das sagt 
Werner Roleff, Prozessbeobach-
ter in Karlsruhe und Mitglied 
im Bundesvorstand der ÖDP. In 
dem Aufruf fordert Mehr De-
mokratie die Parlamentarier auf, 
dafür zu sorgen, die Überhang-
mandate abzuschaffen. Außer-
dem soll der Einfluss der Wäh-

lerinnen und Wähler z. B. durch 
die Einführung einer Ersatzstim-
me/Alternativstimme gestärkt 
werden. „Gerade die Alternativ-
stimme ist für die ÖDP ein wich-
tiger Programmpunkt“, erläutert 
Roleff. „Mit ihr kann der Wähler 
eine weitere Stimme abgeben für 
den Fall, dass seine Lieblings-
partei nicht über die 5-Prozent-
Hürde kommen sollte.“ So könne 
das Argument der „verlorenen 
Stimme“ entkräftet werden und 
die Wählerinnen und Wähler 
trauten sich endlich, die Partei 
zu wählen, die sie wirklich am 
besten finden. (...)

ÖDP-Bundesvorsitzender 
veröffentlicht private 
Steuererklärung
Der Bundesvorsitzender der 
ÖDP veröffentlicht seine kom-
plette private Steuererklärung. 
Im Jahr 2010 hatte Frankenber-
ger demnach ein zu versteu-
erndes Einkommen von 23.458 
Euro. Er zahlte 233 Euro Kir-
chensteuer und 2.781 Euro Ein-
kommenssteuer. Frankenberger 
geht damit wie Barack Obama in 
die Transparenzoffensive: „Po-
litikern wird oft zu Recht der 
Vorwurf gemacht, dass sie nicht 
unabhängig und neutral ent-
scheiden und von der Wirtschaft 
geleitet sind.“

Die ÖDP nimmt als Partei 
seit jeher keine Firmenspenden 
an und lehnt Parteiensponsoring 
ab. Im März dieses Jahres hat der 
ÖDP-Parteitag einen freiwilligen 
Ehrenkodex für Mandats- und 
Funktionsträger beschlossen, den 
der Bundesvorsitzende ebenfalls 
unterschrieben hat und der jetzt 
noch einen Schritt weiter geht: 
„In meiner Steuererklärung kann 
jetzt jeder nachlesen, dass ich 
mich weder bei Vorträgen von 
der Wirtschaft sponsern lasse, 
noch sonstige Interessensver-
flechtungen mit Firmen habe.“ 
(...)

Zum ESM-Urteil
von Ulrich Brehme

Das Bundesverfassungsgericht 
lässt den Beitritt Deutschlands 
zum ESM nur unter dem Vor-
behalt zu, dass eine Haftungs-
begrenzung bis zur Höhe von 
190 Mrd. Euro eingehalten 
wird. Ohne Zustimmung des 
Bundestages dürfen keine über 
die Haftungsobergrenze hin-
ausgehenden Zahlungspflich-
ten entstehen. 

Das Gericht stellte fest, dass 
die bisherigen Beschlüsse des 
Rates der Europäischen Zen-
tralbank (EZB) bezüglich der 
Annahme oder des Aufkaufs 
von Staatsanleihen europa-
rechtswidrig sind, da sie das 
Verbot monetärer Haushaltsfi-
nanzierung umgehen. Den An-
kauf von Staatsanleihen durch 
die Europäische Zentralbank 
wird das Gericht dann ausführ-
lich im Hauptsacheverfahren 
prüfen.

Außerdem kippte das Bun-
desverfassungsgericht die Ge-
heimhaltungsregel des ESM-
Vertrages und verbietet, dem 
ESM eine Bankenlizenz zu ge-
ben, denn der Europäische Sta-
bilitätsmechanismus zählt zu 
den in Art. 123 Abs. 1 AEUV 
genannten Institutionen, an 
welche keine Kredite durch die 
Europäische Zentralbank ver-
geben werden dürfen. 

Der Vertrag sieht zwar kein 
Austritts- oder Kündigungs-
recht für die Vertragsstaaten 
vor. Es sei jedoch völkerge-
wohnheitsrechtlich anerkannt, 
dass der Austritt aus einem 
Vertrag immer bei einer grund-
legenden Veränderung der bei 
Vertragsschluss maßgeblichen 
Umstände möglich ist. 

Durch das Urteil wurden 
sowohl die aktuellen Grenzen 
der europäischen Zusammen-
arbeit sichtbar als auch, wie 
in der EZB ständig EU-Recht 
gebrochen wird. Das liegt 
zum einen am systematischen 
Demokratie-Defizit in der EU. 
Andererseits sind strukturel-
le Reformen nötig, denn der 
EZB-Rat ist eine Fehlkons- 
truktion. Die Politik des EZB-
Präsidenten Mario Draghi, 
der über Target-2-Salden und 

Anleihekaufprogrammen die 
Zinsen am Kapitalmarkt mani-
puliert, ist vertragswidrig und 
unglaubwürdig. Wenn die EZB 
nicht die Inflationsgefahr durch 
die immer weitergehende Ver-
schuldung stoppt, dann wird 
der Euro eine Währung des 
Übergangs werden. Die Option 
der Einführung einer Zweit-
währung in Nordeuropa bleibt 
immer noch.

Mit einer ordnungspoliti-
schen Rahmensetzung für den 
Finanzsektor kann die Entglei-
sung der Finanzmärkte unter 
Kontrolle gebracht werden. 
Statt der Finanzierung maroder 
Banken sollte eine konsequente 
und wirksame Umstrukturie-
rung des Wirtschaftssystems 
durchgesetzt werden. Nötig ist 
ein Trennsystem im Banken-
sektor zwischen Sparanlagen 
und risikoreichen Investitio-
nen, um die gefährlichen spe-
kulativen Teile des Finanzsys-
tems von den ungefährlichen 
Teilen abzutrennen.

Einer der Grundpfeiler der 
sozialen Marktwirtschaft ist 
das Haftungsprinzip für das 
eigene wirtschaftliche Handeln 
der Marktteilnehmer. Die hoch 
verschuldeten Staaten im Süden 
der Eurozone und die Eigentü-
mer von Kapitalgesellschaften 
im Finanzsektor müssen voll-
ständig in Haftung genommen 
werden. Bei Unterschreitung 
der Eigenkapitalquoten sollten 
Bankanleihen automatisch in 
Aktien umgewandelt werden.

Überschuldete Banken, Ver-
sicherungen und Fonds in der 
Euro-Zone müssen konsequent 
zerschlagen und in kleinere 
überlebensfähige Einheiten 
aufgeteilt werden. Überschul-
dete Eurostaaten müssen ein 
Insolvenzverfahren durchlau-
fen, an dessen Ende ein Schul-
denschnitt steht.

Mit einheitlichen und ho-
hen Steuersätzen auf Kapital-
einkommen in der Euro-Zone, 
einer Finanztransaktionssteuer 
für kurzfristige Anlageformen 
und der Tobinsteuer könnte die 
Blasenbildung im Finanzsektor 
verhindert werden.
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die Hauptverhandlung, bei der es 
zu weiteren Korrekturen kom-
men könnte.  Der ÖDP-Politiker 
ist der Meinung, dass grundsätz-
lich eine Diskussion über Europa 
und über das Wirtschaftssystem 
angestoßen werden müsse. „Der 
Zwang zum Wirtschaftswachs-
tum hat zu völlig unkontrol-
lierten Finanzmärkten geführt. 
Deshalb sind viele Staaten ver-
schuldet und auf die europäi-
schen Finanzhilfen angewiesen“, 
meint der ÖDP-Chef. 

Die ÖDP fordert deshalb 
eine stärkere Regulierung der 
Finanzmärkte und den Umbau 
des Wirtschaftssystems hin zu 
einer Postwachstumsökono-
mie. „Wachstum ist ohnehin 
begrenzt und geht immer zu 
Lasten von Schwächeren und 
Ärmeren. Nach all den Krisen 
in den vergangenen Jahren müs-
sen wir jetzt die Chancen für 
einen Neuanfang nutzen“, meint 
Frankenberger. Die ÖDP sei der 
Meinung, dass die Gesellschaft 
einen komplett neuen Politikstil 
benötige und die Bürger mehr 
Verantwortung und somit mehr 
Handlungsspielräume bekom-
men müssten. „Nur mehr Bür-
gerbeteiligung führt zu neuen 
kreativen Ideen und stoppt den 
Wachstumswahn“, sagt Franken-
berger abschließend.               (fb)

P O L I T I K  A K T U E L L

ÖDP zum ESM-Urteil: Bewältigung der Krise nur verschoben

Frankenberger: 
„Nur mehr Bürgerbeteiligung 
stoppt den Wachstumswahn“
„Wir hätten uns mehr Mut der Bundesverfassungsrichter gewünscht 
und einen Volksentscheid über den ESM-Vertrag. So wird die Bewältigung 
der Systemkrise nur verschoben.“ Das sagt Sebastian Frankenberger, 
Bundesvorsitzender der ÖDP, zum ESM-Urteil des Bundesverfassungsge-
richts.  Die ÖDP war als Bündnispartner beim Bündnis von Mehr Demo-
kratie e.V. an der Bürgerklage gegen ESM und Fiskalpakt beteiligt. 

Rund 37.000 Bürgerinnen 
und Bürger hatten sich 

der Bürgerklage angeschlos-
sen.  „Das Verfassungsgericht 
hat jetzt ausgerechnet den Po-
litikern, die diese Krise mit der 
Bankenderegulierung erst her-
beigeführt haben, die Verant-
wortung zugesprochen“, so Fran-
kenberger. Er bewertet am Urteil 
aber durchaus positiv, dass die 
Bundesverfassungsrichter die 
Haftungssumme Deutschlands 
auf 190 Mrd. Euro beschränkt 
und umfassende Informationen 
des Bundestages angemahnt 
haben. „Allein für die Stärkung 
des Bundestages und die Be-
schränkung der Haftungssumme 

hat sich diese Klage gelohnt“, 
resümiert Frankenberger. Auch 
sei es von großer politischer Be-

deutung, dass der Präsident des 
Bundesverfassungsgerichts, An-
dreas Vosskuhle, noch einmal 
betont habe, dass Deutschland 
keine völkerrechtlichen Verträge 
abschließen dürfe, die der deut-
schen Verfassung widersprä-

Die Öffentlichkeit werde nun den 
Bundestagsabgeordneten 

auf die Finger sehen, ob auch alle  
Vorgaben erfüllt würden.
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chen. „Es ist sehr wichtig, dass 
hier noch einmal die Bedeutung 
des Grundgesetzes in den Mit-

telpunkt gerückt wurde“, meint 
Frankenberger. 

Die Öffentlichkeit werde nun 
den Bundestagsabgeordneten auf 
die Finger sehen, ob auch alle 
Vorgaben erfüllt würden. Große 
Hoffnung setze die ÖDP auch in 

Gegen die Macht der Banker demonstrierte die ÖDP am Morgen vor dem ESM-Urteil. Von li. nach re.: ÖDP-Chef Frankenberger als Bürger, 
ÖDP-Mitarbeiter Martin Eichler als Banker, ÖDP-Mitarbeiterin Doris Hüben als Bürgerin.
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Tierschutz

Albert Schweitzer Stiftung 
geht gegen Stopfleber vor
Seit der Erfi ndung in Rom gilt Stopfl eber als Delikatesse. Dabei ist die
Herstellung alles andere als appetitlich. Noch heute leiden Abermillionen 
von Vögeln unter dem Stopfvorgang und auch in Deutschland wird 
Stopfl eber in vielen Gourmetrestaurants serviert. 

von Anselme Champollion

Dabei ist die Produktion von 
Stopfl eber durch das deut-

sche Tierschutzgesetz und durch 
das Europarecht verboten. Da 
dieses Verbot nichts bewirkt und 
die politischen Akteure nicht 
handeln wollen, lanciert die Al-
bert Schweitzer Stift ung für un-
sere Mitwelt in Zusammenarbeit 
mit 17 weiteren Tierschutz- und 
Tierrechtsorganisationen eine 
Kampagne zur Verbannung der 
Stopfl eber von deutschen Res-
tauranttellern.

Wenn es einen Vorgang in 
der „Nutz“-tierhaltung gibt, der 
von der Mehrheit der Bevölke-
rung abgelehnt wird, dann ist es 
die „Produktion“ von Stopfl e-
ber. Die Vorstellung, durch ein 
in den Hals geschobenes Rohr 
zwangsernährt zu werden, ist 
für jeden Menschen grausam. 
Diesen Rückhalt in der Gesell-
schaft  nutzt die Albert Schweit-
zer Stift ung für unsere Mitwelt, 
um informativ und kooperativ 
gegen den Handel mit Stopfl eber 
vorzugehen. Dabei informiert 
sie auf ihrer Kampagnenseite
www.stopfl eberstopp.de über die 
Hintergründe der Stopfl eberpro-
duktion.

Der Stopfvorgang 
stellt für die Enten und 
Gänse eine qualvolle 
Prozedur dar. Über 
mehrere Wochen hin-
weg wird den 9 – 25 
Wochen alten Tieren 
mehrere Male am Tag 
ein 20 cm langes Me-
tall- oder Kunststoff -
rohr durch die Speise-
röhre gestoßen, durch 
welches ihnen etwa ein 
Kilo eines Gemischs aus 
Maisbrei und Schwei-
neschmalz direkt in den 
Magen gepumpt wird. In 
dieser Zeit schwillt die Leber 
des zwangsernährten Vogels 
von etwa 80 g auf pathologische 
800 – 1.000 g an. Der Fettgehalt 
steigt von ca. 7 % auf 56 %. In 
dieser Zeit steigt die Todesra-
te der Vögel um das Zehn- bis 
Zwanzigfache: Verletzungen der 
empfi ndlichen Speiseröhre, Plat-
zen des Magens, Knochenbrüche 
und andere Schäden sind an der 
Tagesordnung. Würden die Tie-
re nicht ohnehin geschlachtet 
werden, stünde ihnen ein Leber-
versagen bevor. Für einen Men-
schen von durchschnittlicher 

Größe  würde ein solcher Stopf-
vorgang bedeuten, am Tag 20 Pa-
ckungen Nudeln zu konsumieren 
und eine auf 20 kg angewachsene 
Leber mit sich herumzutragen.

Dabei ist die Produktion von 
Stopfl eber in der deutschen Ge-
sellschaft  als besonders tierquäle-
risch anerkannt. In Deutschland 
wurde die Zwangsfütterung von 
Tieren und damit das Stopfen 
von Vögeln bereits 1933 durch 
das damalige Tierschutzgesetz 
verboten – welches als eines der 
letzten Arbeitsergebnisse der 
Weimarer Republik gilt. Im deut-
schen Tierschutzgesetz verbieten 
§ 3 Nr. 9 und Nr. 10 ausdrück-
lich, Tieren „durch Anwendung 
von Zwang Futter einzuverlei-
ben“ und „Futter darzureichen, 
das dem Tier erhebliche Schmer-
zen, Leiden oder Schäden be-
reitet“. Konsequenterweise gibt 
es in Deutschland somit keine 
Stopfl eberproduktion. Inkonse-
quenterweise lässt sich Foie Gras 
jedoch bequem aus dem euro-
päischen Ausland (Frankreich, 
Belgien, Ungarn…) erwerben. 
Und das, obwohl die Zwangsfüt-
terung von Tieren europarecht-
lich untersagt ist. Art. 4 der EG-
Nutztierhaltungsrichtlinie besagt 
i.V.m. dem Anhang Nr. 4 Satz 2 

die Leid oder Schaden verursa-
chende Fütterung von Tieren. 
Diese sind bei der Zwangsfüt-
terung jedoch nicht zu vermei-
den – und dass der Verzehr von 
Foie Gras als absolutes Luxusgut 
keine Notwendigkeit darstellt, 
darüber muss auch nicht gestrit-
ten werden. Dennoch wird das 
Stopfen in Staaten wie Frank-
reich und Ungarn immer noch 
durchgeführt. Das Recht wird 
nicht durchgesetzt. Und kein 

europäischer Staat wird seine 
Nachbarn deswegen verkla-
gen. Vonseiten der Politik ist 
also keine Beseitigung dieser 
Rechtsbrüche zu erwarten.

Aus diesem Grund hat 
sich die Albert Schweitzer 
Stift ung für unsere Mit-
welt entschlossen, auf zi-
vilgesellschaft licher Ebene 
dagegen vorzugehen. Mit 
einer bundesweit angeleg-
ten Kampagne im Verbund 
mit 17 anderen Tierschutz- 
und Tierrechtsorganisa-
tionen arbeitet die Albert 
Schweitzer Stift ung darauf 
hin, die Lücke zwischen 

Recht und Realität zu schlie-
ßen. Dazu werden nach und 

nach alle Unternehmen, welche 
Stopfl eber anbieten, angeschrie-
ben und auf die Hintergründe 
der Stopfl eberproduktion auf-
merksam gemacht. Auf der Inter-
netseite www.stopfl eberstopp.de
werden die Unternehmen ge-
nannt, welche bestätigt haben, 
jetzt und auch in Zukunft  kei-
ne Stopfl eber mehr anzubieten. 
Gleichzeitig werden auch die 
Unternehmen aufgeführt, die 
noch immer am Verkauf von 
Foie Gras festhalten. Dadurch 
soll eine optimale Information 
von Verbraucherinnen und Ver-
brauchern ermöglicht werden. 
Denn der Zeitgeist spricht längst 
gegen die Zwangsfütterung von 
Tieren. Aus diesem Grund for-
dert die Albert Schweitzer Stif-
tung für unsere Mitwelt die deut-
sche Gastronomie auf: Stoppen 
Sie den Handel mit Stopfl eber. 
Die Zeit ist reif.     nAlbert Schweitzer prägte über sein Denken und Handeln ent-

scheidend die Ansicht, dass allem Leben das gleiche Recht auf 
Existenz und Entfaltung zukommt. In seinem Gedenken setzt 
sich die Albert Schweitzer Stift ung für unsere Mitwelt für den 
Schutz und die Rechte der Tiere ein. Sie verhandelt mit der 
Wirtschaft , um Tierschutzstandards zu erhöhen und das tier-
freundliche Angebot zu verbessern. Und sie informiert Verbrau-
cherinnen und Verbraucher, wie sie den Ausstieg aus leidvoller 
Tierhaltung selbst in die Hand nehmen können. Mehr Infos unter
www.albert-schweitzer-stift ung.de.

Anselme Champollion
ist Mitarbeiter der Albert 
Schweitzer Stift ung für unsere 
Mitwelt im Bereich Kampagnen. 
Er ist mit der Durchführung 
der Stopfl eberkampagne betraut 
und befasst sich mit Fragen des 
Tierschutzrechtes.
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ÖDP in Aktion

Demo für Tierschutz in Berlin
Vom „Tierschutzverein für Berlin und Umgebung Corp. e. V.“ und „Tier-
versuchsgegner Berlin und Brandenburg e. V.“ (im folgenden Text „Tierver-
suchsgegner“ genannt) wurde am 11.08.2012 zu einer Großdemonstration 
vor dem Eingang des „Campus Berlin-Buch“ zum „Max-Delbrück- 
Centrum für molekulare Medizin (MDC)“ eingeladen.

von Rosi Reindl

Vom BAK-Mitglied Mario 
Christen (BAK Landwirt-

schaft, Tierschutz, [Anti]Gen-
technik) wurde frühzeitig mit 
der Ansprechpartnerin Brigitte 
Jenner (Sprecherin für Presse, 
fachliche und politische Fragen 
von den „Tierversuchsgegnern“) 
Kontakt aufgenommen. Unse-
re angekündigte Teilnahme mit 
Plakaten und Fahnen der ÖDP 
wurde ausdrücklich begrüßt!

Obwohl der Demobeginn 
kurzfristig von 11 Uhr auf 14 
Uhr (dem vorher vorgesehenen 
Pressetermin) verlegt wurde, 
war die Demo von der Teilneh-
merzahl und den teilnehmenden 
Organisationen ein Erfolg. Von 
der ÖDP reisten zwei weitere 
BAK-Mitglieder sogar aus dem 
schönen Süddeutschland an 
(Rosi aus Bayern und Franz vom 
Bodensee)!

Das „MDC“ ist eines von 14 
Instituten in Berlin, das auch 
Tierversuche durchführt. Al-
lein durch die Anzahl ist damit 
Berlin schon die „Hauptstadt 
der Tierversuche“. Nun sollen 
mit Steuergeldern der hochver-

schuldeten Hauptstadt Platz für 
weitere 64.000 Versuchstiere 
geschaffen werden. 64.000 neue 
Käfige/Unterkünfte bedeuten 
aber bei einem sogenannten 
„Verbrauch“ (gemeint ist letztlich 
Quälerei der Tiere durch künst-
lich hervorgerufene Symptome 
oder Krankheiten bei den Ver-
suchstieren und der Anwendung 
von dann zu prüfenden Medika-
menten i. d. R. bis zum Tod des 
Versuchstiers, um die maximale 
Dosis nach oben festzustellen) 
von 10 Tieren pro Unterkunft 
und Jahr = 640.000 Tiere. Da aber 
10 Tiere/ Jahr meiner Ansicht 
nach wohl eher die Untergrenze 
darstellen dürfte und sogar 100 
Tiere (bei 3 Versuchstagen/ Tier) 
nicht unvorstellbar erscheinen, 
könnte dies rechnerisch (theo-
retisch!) auch 6.400.000 Tiere 
bedeuten. 

Auf der Demo (vor ca. 300 
Tierversuchsgegnern) wurden 
von verschiedenen Sprechern die 
vielen in der Vergangenheit be-
kannt gewordenen Missstände in 
den bestehen Tierversuchsanla-
gen des „MDC“ beklagt. Beinahe 

mit Ironie wurde dabei betont, 
dass im Gegensatz zu den ande-
ren 13 Instituten in Berlin diese 
Missstände (die wahre Dunkel-
ziffer über solche Missstände im 
Land Berlin wird die bekannt 
gewordenen Fälle wohl um ein 
Vielfaches übersteigen) wenigs-
tens öffentlich bekannt wurden.

Der Berliner Senat (Rot/
Schwarz) wurde von den ver-
schiedenen Sprechern an die 
selbst von dieser Koalition ge-
troffene Koalitionsvereinbarung 
(Anzahl der Tierversuche in 
Berlin reduzieren sowie mit den 
geringen zur Verfügung stehen-
den Haushaltsmitteln sparsam 
umzugehen) erinnert!

Außerdem wurde an die bun-
desweit und in Berlin geringe 
staatliche Förderung von Ersatz-
maßnahmen/ Methoden statt 
(letztlich immer grausamerer) 
Tierversuche erinnert und dazu 
aufgefordert, die bereits zuge-
sagte Förderung des Ausbaus der 
Tierversuchsanstalt im „MDC“ 
durch Steuergelder aus dem 
Haushalt der Hauptstadt zurück-
zunehmen.		    n

ÖkologiePolitik erscheint viermal 
im Jahr: Februar, Mai, August, 
November. Nichtmitglieder und neue 
Mitglieder können das Journal für 12,– 
Euro im Jahr abonnieren.  
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beitrag enthalten. 
Redaktionsschluss der nächsten 
Ausgabe ist der 1. September 2012.
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Stellv. ÖDP-Landesvorsitzender Stephan Treffler hat mit den ÖDP-
Landesvorstandsmitgliedern Franz Hofmaier (re.) und Ulrich 
Hoffmann (2. von re.) die gesammelten Unterschriften an den Bil-
dungsausschussvorsitzenden Martin Güll (2. von li.) überreicht.

ÖDP-Petition „Zweite Kraft in jede Grundschulklasse!“ 
Der stellvertretende ÖDP-Lan-
desvorsitzende Stephan Treffler 
hat im September zusammen 
mit seinen Landesvorstands-
kollegen Ulrich Hoffmann und 
Franz Hofmaier die von der 
ÖDP gestartete Petition „Zwei-
te Kraft in jeder Grundschul-
klasse“ im Landtag eingereicht.

2.000 Unterschriften hat das 
Vorstandstrio an den Vorsit-
zenden des Bildungsausschus-
ses MdL Martin Güll überge-
ben. „Der Beginn der Schulzeit 
soll für möglichst jedes Kind 
zu einer Erfolgsgeschichte wer-
den. Mit einer zweiten Kraft 
in jeder Klasse, die dem Lehr-
personal assistiert, wollen wir 
erreichen, dass Grundschüler 
individueller gefördert werden“, 
so Treffler.

Die „zweite Kraft“ muss 
nach Ansicht der ÖDP keine 
weitere Lehrkraft mit einer aka-
demischen Lehrerausbildung 

sein. Erzieherinnen und Erzie-
her, Sozialpädagoginnen und So-
zialpädagogen können ebenso als 
Assistenzkräfte beschäftigt wer-
den wie Studierende des Lehram-
tes in Phasen des studienbeglei-
tenden Langzeitpraktikums.

Die neue Assistenzstelle 
soll Kleingruppen begleiten, 
in denen entweder besonders 
leistungsfähigen Kindern zu-

sätzliche Anregungen und Her-
ausforderungen vermittelt oder 
aber Kindern mit Lernproble-
men Hilfen vermittelt werden. 
Auch zur Behebung von Erzie-
hungs- und Sozialisationsdefi-
ziten sowie zur Qualifizierung 
des Schullebens kann und soll 
die „zweite Kraft“ beitragen.

Details zur Petition auf  
www.oedp-bayern.de               (um)

Atompolitik

Kein Atommüll-Endlager 
in der Region Neu-Ulm/Ulm
ÖDP fordert Hochsicherheitszwischenlager anstelle der derzeitigen 
ungesicherten Castor-Lagerhallen.

Der ÖDP-Landesvorstand 
präsentierte Mitte August in 

Neu-Ulm sein Alternativkonzept 
zu einem eventuell drohenden 
Endlager für Atommüll in den 
unterirdischen Tonschichten 
der Region Neu-Ulm/ Ulm: Der 
bereits in Bayern entstande-
ne Atommüll solle an den drei 
Atomkraftstandorten in Hoch-
sicherheitszwischenlagern ge-
lagert werden. „Die derzeitigen  
ungeschützten Zwischenlager an 
den AKW-Standorten müssen so 
schnell wie möglich geschlossen 
und durch die Hochsicherheits-
zwischenlager ersetzt werden. 
Die müssen dann so massiv und 
sabotagesicher errichtet werden, 
dass sie Anschlägen mit Spreng-
stoff oder absichtlich herbei-
geführten Flugzeugabstürzen 
standhalten“, fordert ÖDP-Lan-
desvorsitzender Klaus Mrasek. 

 Für die Region Neu-Um/
Ulm gilt nach Ansicht der ÖDP 
wegen der neu anlaufenden 
Endlagersuche Alarmstufe Rot. 
„Dass der bayerische Umwelt-
minister Dr. Marcel Huber ein 
Atommüll-Endlager in der Regi-
on für denkbar hält, gleichzeitig 
aber verspricht, das werde schon 
nicht so kommen, zeigt, dass sich 
die Staatsregierung nur wegen 
der Landtagswahl unangenehme 
Themen vom Leib halten will. So 
kann man aber mit Techniken, 
die ein vernichtendes Gefahren-
potenzial bilden, nicht umge-
hen“, kritisiert Mrasek.  

Die ÖDP Bayern hält alle 
bislang erwogenen Endlager-
Standorte für ungeeignet und 
stellt sich auf einen intensiven 
Widerstand ein. „Es gibt keine 
geologische Formation, weder 
Salzstöcke in Gorleben noch 
Granitgestein in Ostbayern oder 
Tonschichten in der Region 
Neu-Ulm, die für 100.000 bis 
1 Million Jahre sicher dicht blei-
ben“, argumentiert Mrasek. Der 
Ärmelkanal habe sich beispiels-
weise erst vor rund 8.000 Jahren 
geöffnet. Die hohen Anforderun-
gen an eine Endlagerstätte könn-

Der bayerische ÖDP-Landesvorstand lud zur Pressekonferenz nach 
Neu-Ulm, um sein Atommülllager-Konzept vorzustellen.
Von li. nach re.: Agnes Becker, Klaus Mrasek, Ulrich Hoffmann

ten weltweit nicht erfüllt werden. 
Deshalb seien rund um die Uhr 
bewachte Hochsicherheitszwi-
schenlager das geringere Übel 
für den Atommüll, der bereits 
erzeugt worden sei, betonen die 
ÖDP-Vorstände.  

Mrasek: „Solange es in 
Deutschland keinen kurzfristi-
gen Atomausstieg gibt, kämpft 

die ÖDP gegen jeden ‚Endlager-
standort‘, da ein Atommülllager 
mit der entsprechenden Kapa-
zität die Voraussetzung für die 
jahrzehntelange Fortführung des 
Atomrisikos schafft. Die ÖDP 
Bayern fordert daher auch für 
die Hochsicherheitszwischen-
lager an den AKW-Standorten 
eine Größenbegrenzung. Sie 

müssen so konzipiert sein, dass 
ihre Kapazität auf den Atommüll 
beschränkt ist, der unvermeid-
bar noch bis zum frühestmögli-
chen Atomausstieg im Jahr 2013 
anfällt. Es ist unverantwortlich, 
noch bis zum Jahr 2022 zusätz-
lichen Atommüll zu produ-
zieren.“  Alles, was vergraben 
werde, verschwindet aus dem 
menschlichen Bewusstsein, holt 
aber zukünftige Generationen 
unausweichlich wieder ein – mit 
allen fatalen Folgen, so die ÖDP. 
Sabotagesichere Zwischenlager 
wären zugänglich, falls es der 
Menschheit in der Zukunft mit 
neuen Technologien gelänge, 
den hochgiftigen Atommüll si-
cherer zu verwahren.  

 Die derzeitigen ungesicher-
ten Zwischenlager an den drei 
bayerischen Atomkraftstandor-
ten (Gundremmingen, Grafen-
rheinfeld und Ohu) müssten un-
verzüglich rückgebaut und durch 
die neuen Hochsicherheitszwi-
schenlager ersetzt werden. Die-
se Standorte wären auch für die 
Bevölkerung an den Atomkraft-
werksstandorten eine erhebliche 
Verbesserung gegenüber dem 
jetzigen Zustand. Die neuen 
Hochsicherheitslager ersparten 
zudem gefährliche Atomtrans-
porte quer durch das Land.  (um)
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Liberalisierung
der deutschen 
Elektrizitäts-
wirtschaft 
Laut den Bekundungen der po-
litischen Klasse diente die so-
genannte „Liberalisierung der 
Elektrizitätswirtschaft “ Ende der 
1990er-Jahre dazu, Wettbewerb 
in den Strommarkt zu bringen 
und damit niedrige Preise, Nach-
haltigkeit und Versorgungssi-
cherheit zu garantieren. In der 
von der Hans-Böckler-Stift ung 
herausgegebenen Studie unter-
suchten die beiden Wirtschaft s-
wissenschaft ler Heinz-J. Bontrup 
und Ralf-M. Marquardt die Er-
gebnisse, die tatsächlich dabei 
herauskamen, und zogen eine 
überaus kritische Bilanz.

Das Buch zeichnet systema-
tisch den politischen Entschei-
dungsprozess nach und verdeut-
licht, wie sehr die Marktöff nung 
einer funktionierenden Regu-
lierung bedarf. Die Marktstruk-
turen entwickelten sich nämlich 
zu einer oligopolistischen Ver-
sorgungslandschaft . Abgerundet 
wird die Untersuchung durch 
einen Blick auf die Chancen 
und Risiken für die Stadtwerke.
Mit seinem integrativen wirt-
schaft s- und sozialwissenschaft li-
chen Ansatz und einer Fülle von 
Fakten und Daten ist das Buch 
eine gute Informationsquelle für 
alle, die sich mit Energieversor-
gung politisch befassen.         (gh)

Heinz-J. Bontrup,
Ralf-M. Marquardt
Kritisches Handbuch
der deutschen
Elektrizitätswirtschaft 
Branchenentwicklung,
Unternehmensstrategien, 
Arbeitsbeziehungen
Edition Sigma, 2010 
475 Seiten
29.90 Euro
978-3-8360-8712-4

Kulturphilosophische 
Gedanken zur
Leistungsgesellschaft 

Jedes Zeitalter hat seine Leit-
krankheiten! Mit dieser Th ese 
beginnt der Essay des Karlsruher 
Philosophieprofessors Byung-
Chul Han – eine unorthodoxe 
und geistreiche Untersuchung 
unserer modernen Informations- 
und Leistungsgesellschaft . Das 
21. Jahrhundert ist nicht mehr 
bakteriell oder viral bestimmt, 
sondern neuronal. Krankheiten 
wie die Depression, das Burnout-
Syndrom oder das Aufmerksam-
keitsdefizit-/Hyperaktivitätsyn-
drom (ADHS) dominieren die 
„pathologische Landschaft “. Das 
ist kein Zufall, sondern Folge 
gesellschaft licher Rahmenbedin-
gungen, prägt aber umkehrt auch 
wieder das gesellschaft liche Den-
ken und Handeln. 

Der Kampf gegen Bakterien 
und Viren verläuft  nach einem 
einfachen Freund-Feind- und 
Innen-Außen-Schema mit „Stra-
tegien der Negation“: Der Körper 
bildet Antikörper, die das eige-
ne Innere gegen einen äußeren 
Feind verteidigen. Diese Strategie 
prägte auch den Geist des Kalten 
Krieges. Mit dessen Ende und der 
zunehmenden Globalisierung 
hat sich die Situation grundle-
gend geändert. Die immuno-
logische Weltsicht greift  nicht 
mehr. Das „Fremde“ wird nicht 
mehr als Bedrohung empfunden, 
sondern nur noch als Belastung. 
Die wahre Bedrohung geht nicht 
mehr vom „Fremden“ aus, son-
dern vom „Gleichen“: von einem 
„Übermaß an Positivität“. Denn 
eine hysterische Überproduktion 
und Überkommunikation ruft  
– wie ein Zuviel an Fett – keine 
Immunreaktionen hervor.

Die frühere Disziplinargesell-
schaft  wurde von der Leistungs-
gesellschaft  abgelöst. Die zwingt 
den Individuen ihren Willen 
nicht mehr von außen auf, son-
dern hat es geschafft  , dass die In-
dividuen ihren Willen verinner-
licht haben. Jeder ist heute sein 
eigener Unternehmer, motiviert 
sich selbst, ist selbst initiativ. Die 
Kontrolle ist durch die Illusion 
der Freiheit verschleiert. Die frü-
here „Negativität des Sollens“ hat 
sich zu einer wesentlich effi  zien-
teren „Positivität des Könnens“ 
entwickelt. „Yes, we can!“ lautete 
denn auch der inhaltsleere Wahl-

kampfslogan Barack Obamas. 
Der heutige Mensch ist Täter 
und Opfer, Herr und Knecht in 
einer Person. Er führt Krieg ge-
gen sich selbst. Ausgebrannte 
Seelen sind das Resultat. 

Während die Disziplinarge-
sellschaft  vom Nein geprägt war 
und Verrückte und Verbrecher 
erzeugte, ist die heutige Leis-
tungsgesellschaft  vom Ja geprägt 
und erzeugt Depressive und Ver-
sager. Als Gegenstrategie emp-
fi ehlt der Autor eine bewusste 
Kultivierung negativer Gegen-
kräft e, vor allem auch: der Mü-
digkeit. Der Begriff  „Müdigkeits-
gesellschaft “ ist beim ihm keine 
Krankheitsdiagnose, sondern ei-
ne positive Utopie. Eine, in der 
das Nicht-Tun genauso wertvoll 
ist wie das Tun, in der Müßig-
gang nicht als Laster, sondern als 
Tugend gilt: „Heilig ist nicht der 
Tag des Um-zu, sondern der Tag 
des Nicht-zu.“                  (gh)

Byung-Chul Han
Müdigkeitsgesellschaft 
Matthes & Seitz, 2010
68 Seiten, 10.00 Euro
978-3-88221-616-5

Kinderkrippen und 
die Bedeutung der
Mutterschaft 
Ab 2013 sollen Kinder ab ihrem 
ersten Geburtstag einen Rechts-
anspruch auf einen Krippenplatz 
haben. Ob sie dieses Recht in An-
spruch nehmen wollen, danach 
kann man sie schlecht fragen. 
Hanne K. Götze versucht, eine 
Antwort zu geben. Die gelernte 
Bibliothekarin ist Vollzeitmutter 
von vier Kindern und seit vie-
len Jahren als Stillberaterin und 
in Familienverbänden aktiv. In 
ihrem Buch hat sie persönliche 
Erfahrungen und wissenschaft -
liche Erkenntnisse zusammenge-

tragen, die zeigen, was Kindern 
unter drei Jahren gut tut, ja, mehr 
noch: was sie brauchen. 

Häufi gste Kritik an dem Buch: 
Die negativen Beispiele aus ehe-
maligen DDR-Krippen könnten 
auf die heutigen Verhältnisse in 
bundesdeutschen Krippen nicht 
angewandt werden. Das mag 
sein, doch wird im Buch auch auf 
die Ergebnisse der aktuellen Bin-
dungsforschung verwiesen, die 
zeigen, dass selbst bei qualitativ 
hochwertiger Betreuung Risiken 
für die körperliche und seelische 
Gesundheit von Kindern beste-
hen und dass in Deutschland 
lediglich zwei Prozent der Krip-
peneinrichtungen als qualitativ 
hochwertig eingestuft  werden 
können. Das ist bei einem Be-
treuungsschlüssel von maximal 
drei Kindern pro Erzieher/-in 
der Fall. 

In neun Kapiteln zeigt Göt-
ze die Bedürfnisse von Klein-
kindern. Sie macht bewusst, 
wie sehr unser Verständnis von 
Mutterschaft  und das Leben als 
Mutter von gesellschaft lichen 
Leitbildern, Ideologien und wirt-
schaft lichen Interessen untermi-
niert werden. Im letzten Kapitel 
geht Götze der Frage nach, wie 
die gesellschaft lichen Rahmen-
bedingungen aussehen sollten. 
Sie fordert Steuergerechtigkeit 
und Erziehungsgehalt, eine faire 
Berichterstattung in den Medien, 
bessere Elternkompetenz, prak-
tische und seelische Begleitung 
von Familien und eine leichtere 
Wiedereingliederung von Voll-
zeitmüttern in den Beruf.      (ub)

Hanne K. Götze
Kinder brauchen Mütter
Die Risiken der
Krippenbetreuung –
Was Kinder wirklich
stark macht
Ares, 2011
277 Seiten, 19.90 Euro
978-3-902475-94-7
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Dezentralisierung der Energieversorgung 

Verpassen wir die 
Energiewende?
Eine richtige Energiewende bedeutet: ganz weg von nuklearen und fossilen 
Energieträgern. Dazu gehört auch eine Dezentralisierung der Energie- 
versorgung. Die geschieht nicht. Stattdessen setzt die Bundesregierung 
weiterhin auf Großkraftwerke und sichert somit den vier großen 
Energiekonzernen hohe Profite. 

von Prof. Dr. Dr. Klaus Buchner

Nach der Katastrophe von 
Fukushima sagte Kanzlerin 

Angela Merkel, sie sei zu neuen 
Erkenntnissen gekommen. Statt 
der kurz zuvor beschlossenen 
Laufzeitverlängerung deutscher 
Atomkraftwerke (AKW) wol-
le sie jetzt den Ausstieg aus der 
Atomenergie. Tatsächlich war 
aber Fukushima nicht die erste 
nukleare Katastrophe, auch nicht 
die erste in einem Hochtechnolo-
gie-Land. Bereits 1957 war es in 
England (Sellafield) und in Russ-
land (Kyschtym) zu katastropha-
len Atomunfällen gekommen. 
Nach weiteren schweren Unfällen 
in den USA (Harrisburg 1979), 
in Russland (Tschernobyl 1986, 
Tomsk-7 1993) und in Japan (To-
kaimura 1999) wurde klar, dass es 
immer wieder zu solchen Katas-
trophen kommen wird. 

Die „neuen Erkenntnisse“ 
der Bundesregierung waren also 
nicht physikalischer oder tech-
nischer Natur. Was sie zum Ein-
lenken gebracht hat, waren die 
Massendemonstrationen, in de-
nen an einem Samstag deutsch-
landweit 120.000 Menschen ihre 
Wut über die deutsche Atompo-
litik gezeigt hatten. Die ÖDP war 

dabei sehr gut vertreten. Kurz 
danach verkündete die Bundes-
regierung die Energiewende und 
den zweiten deutschen Atom-
ausstieg. Die gefährlichsten acht 
AKW wurden sofort abgeschal-
tet, allen anderen großzügige 
weitere Laufzeiten zugesprochen. 
So kann jede spätere Bundesre-
gierung auch diesen Atomaus-
stieg wieder rückgängig machen. 
Dabei sind unsere AKW für die 
Stromversorgung nicht nötig: 
Als im Frühjahr 2011 so gut 
wie alle deutschen AKW wegen 
Wartungsarbeiten abgeschaltet 
waren, musste kein Strom im-
portiert werden. 

Bundesregierung 
sichert Konzernen  

große Gewinne

Natürlich wehrten sich die vier 
deutschen AKW-Betreiber gegen 
den Ausstieg. Wie man nämlich 
leicht nachrechnen kann, neh-
men sie mit jedem ihrer abge-
schriebenen AKW täglich 1 Mio. 
Euro ein. Dabei ist der Atom-
strom hoch subventioniert. Die 
Bundesregierung hat zugegeben, 
dass sie für die Atomenergie 
zwischen 1950 und 2010 rund 

200 Mrd. Euro ausgegeben hat. 
Das bedeutet, dass bisher jede 
Kilowattstunde Atomstrom mit 
4,3 Cent an Steuergeldern be-
zuschusst wurde. Dabei sind die 
Haftpflicht bei einem Supergau 
und die Langzeit-Kosten für die 
Endlager (nach der Einlagerung 
des Atommülls) noch nicht ein-
mal eingerechnet. Kein Wunder 
also, dass die Betreiber auf dieses 
Geschäft nicht verzichten wollen.

Um ihnen entgegenzukom-
men, förderte die Bundesregie-
rung den Bau von Kohlekraft-
werken im Ruhrgebiet und von 
Off-Shore-Windkraftanlagen in 
der Nord- und Ostsee. Gleich-
zeitig bremste sie den Ausbau 
der Solar- und Windenergie 
an Land, denn dort werden 
sie zum Großteil von kleine-
ren Unternehmen oder von der 
Bevölkerung betrieben. Durch 
diese „Energie in Bürgerhand“ 
entgehen nämlich den „Großen 
Vier“ – E.ON, RWE, Vattenfall 
und EnBW – erhebliche Gewin-
ne. Außerdem drückt der Solar-
strom die Preise an der Leipziger 
Strombörse, weil er gerade dann 
zur Verfügung steht, wenn der 
Stromverbrauch am höchsten ist, 

und so teure Spitzenlast-Kraft-
werke überflüssig macht. Auch 
das beeinträchtigt den Gewinn 
der Energiekonzerne.

Es ist absurd, was uns die 
Bundesregierung und die „Kli-
makanzlerin“ als „Energiewen-
de“ verkaufen: Ausgerechnet 
Braunkohlekraftwerke, die von 
allen geläufigen Kraftwerksty-
pen den größten Schadstoffaus-
stoß haben, sollen verstärkt die 
Stromerzeugung übernehmen. 
Und auch die Off-Shore-Anlagen 
der großen Energiekonzerne 
sind nicht gerade umweltfreund-
lich. Trotzdem werden sie enorm 
subventioniert: Windkraftanla-
gen an Land bekommen ihren 
Strom mit 9,5  ct/kWh vergütet 
– in Norddeutschland wegen des 
stärkeren Winds bald nur noch 
5  ct/kWh. Off-Shore-Anlagen 
dagegen erhalten: 19  ct/kWh. 
Außerdem tragen deren Strom-
anschlusskosten die Netzbetrei-
ber bzw. Stromkunden, während 
die Windkraftbetreiber an Land 
diese Kosten selbst bezahlen 
müssen. 

So haben die großen Ener-
giekonzerne auch nach der Ab-
schaltung der acht gefährlichsten 
AKW noch genügend lukrative 
Verdienstmöglichkeiten. Und die 
Bundesregierung behauptet, dass 
die dadurch verursachten Strom-
preis-Erhöhungen eine Folge des 
Atomausstiegs und der Energie-
wende seien.

Erneuerbare Energien 
machen Wirtschaft 

krisensicher

Eine echte Energiewende ist aber 
schon aus rein wirtschaftlichen 
Gründen nötig, wenn wir auch 
in Zukunft eine sichere und be-
zahlbare Stromversorgung haben 
wollen. Deutschland gibt zurzeit 
jedes Jahr mindestens 70 Mrd. 
Euro für den Import von Öl, 
Gas, Kohle und Uran aus – mit 
stark steigender Tendenz. Die 
Preise für die importierten Ener-
gieträger haben sich im letzten 
Jahrzehnt mehr als verdoppelt. 
Allein in den vergangenen fünf 
Jahren stiegen für die Kraftwer-
ke die Importpreise von Kohle 
und Öl um 70 %, während im 
selben Zeitraum die Preise für 
Photovoltaik-Anlagen um 60 % 
sanken.

Weil der Wind nicht immer 
weht und die Sonne nicht immer 
scheint, brauchen wir Strom-
speicher, wenn der Anteil von 
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Wind- und Solarstrom im deut-
schen Stromnetz wachsen soll. 
Im Durchschnitt haben wir zwar 
eine enorme Überproduktion an 
Strom – so viel, dass 2010 an der 
Leipziger Strombörse manchmal 
sogar dafür bezahlt wurde, Strom 
abzunehmen. Trotzdem muss 
natürlich sichergestellt werden, 
dass auch in windstillen Nächten 
genügend Elektrizität zur Verfü-
gung steht. Leider ist die Bundes-
regierung hier weitgehend untä-
tig. So wird sichergestellt, dass 
die Beiträge der Erneuerbaren 
Energien begrenzt und die Groß-
kraftwerke der Konzerne unver-
zichtbar bleiben. Zwar werden 
vereinzelt noch neue Pumpspei-
cherkraftwerke gebaut, doch weil 
die damit gespeicherte Energie 
verhältnismäßig gering ist, kön-
nen sie nur einen kleinen Beitrag 
zur Stabilisierung des deutschen 
Stromnetzes liefern. Außerdem 
wehrt sich die Bevölkerung zu 
Recht, wenn auf den schönsten 
Bergen Speicherseen entstehen 
sollen.

Möglichkeiten zum 
Energiespeichern bleiben 

ungenutzt 

Dabei gibt es bewährte Tech-
niken zur Lösung dieses Prob-
lems. Die naheliegendste ist die 
Erzeugung von Wasserstoff aus 
dem überschüssigen Strom, was 
seit Jahrzehnten großtechnisch 
erprobt ist. Diesen Wasserstoff 
kann man in das Erdgasnetz ein-
speisen, das so große unterirdi-
sche Lager hat, dass man damit 
in Gaskraftwerken etwa zwei 
Monate lang den Strom für ganz 
Deutschland erzeugen könnte. 
Allerdings hat Wasserstoff etwas 
andere Eigenschaften als Erd-
gas, sodass man nur etwa 20 % 
des Erdgases durch Wasserstoff 
ersetzen kann. Will man mehr, 
muss man den Wasserstoff in 
Methan überführen, wofür es 
ebenfalls bewährte Verfahren 
gibt.

Diesen Weg blockiert die 
Bundesregierung, indem sie Gas-
kraftwerke unrentabel werden 
lässt. So wurden Kohlekraftwer-
ke doppelt so viele CO2-Zertifi-
kate zugeteilt wie Gaskraftwerke 
vergleichbarer Leistung. Und die 
umweltschädlichen Braunkohle-
kraftwerke bekamen noch einen 
Extra-Bonus. Man könnte sofort 
mit dem Bau von Gaskraftwerken 
beginnen, um sie später mit dem 
Gas aus Elektrolyse zu betreiben, 

sobald das in genügender Menge 
zur Verfügung steht. Bereits im 
Jahr 2008 hat das Bundesum-
weltministerium errechnet, dass 
sich so in 12 Jahren sämtliche 
Atom- und Kohlekraftwerke 
abschalten ließen. Angesichts 
der vielen Milliarden Euro, mit 
denen bisher Kohle- und Atom-
kraftwerke subventioniert wur-
den, ist es völlig unverständlich, 
warum die Bundesregierung 
jetzt nicht die Gaskraftwerke för-
dert, wofür weit geringe Beträge 
notwendig wären. Schon mit 
einer fairen Regelung der CO2-
Zertifikate ließe sich auch ohne 
Geld viel erreichen.

Ein anderer Weg für die 
Steuerung unseres Stromnetzes 

wären Blockheizkraftwerke in 
Verbindung mit Warmwasser-
Speichern auch für kleine Häuser 
und Wohnanlagen. Sie müss-
ten so gesteuert werden, dass 
einerseits der Strombedarf im 
Leitungsnetz und andererseits 
die Temperatur im jeweiligen 
Heizkessel berücksichtigt wer-
den. Das ist heute technisch kein 
Problem. Auf jeden Fall muss 
aber die Energie der Biomas-
se genutzt werden: Holzabfälle, 
Biomüll, Jauche usw. Da sie in 
großen Mengen anfallen, können 
sie einen wichtigen Beitrag zur 
Stromversorgung leisten. Dabei 
gibt es Verfahren, die viel effek-
tiver arbeiten als die Vergärung, 
die heute meist zur Anwendung 
kommt.

Güssing zeigt:  
Dezentrale Energiever-

sorgung ist besser

Wie gut das funktioniert, hat die 
4.000-Einwohner-Stadt Güssing 
im österreichischen Burgen-
land gezeigt. Weil es dort keine 
Industrie und kaum Gewerbe-
betriebe gab, war sie zu Beginn 
der 1990er-Jahre die ärmste Ge-
meinde Österreichs. Eine Studie 
zeigte, dass viel Geld für Energie 
ausgegeben wurde: für Strom, 
Heizöl und Benzin. Da beschloss 
der Bürgermeister, dass dieses 
Geld in der Gemeinde bleiben 
sollte. Er ließ Solaranlagen bauen 
und beauftragte die Universität 

Graz mit der Entwicklung eines 
Verfahrens, um mit Restholz aus 
den umliegenden Wäldern eine 
Biogasanlage zu betreiben. Um 
deren Abwärme nutzten zu kön-
nen, ließ er ein Fernwärmenetz 
errichten.

Heute erzeugt die Stadt in 
mehreren Anlagen doppelt so 
viel Strom, wie sie selbst ver-
braucht, und 85 % ihres Wär-
mebedarfs. Sie legt dabei großen 
Wert darauf, dass kein Mais ver-
arbeitet wird, denn der laugt die 
Böden stark aus. In geringem 
Maß wird Silage aus Gras und 
Klee eingesetzt, hauptsächlich 
aber Jauche und Restholz. Ob-
wohl die Energiekosten überall 
stark stiegen, blieben sie dort seit 

den 1990er-Jahren etwa gleich. 
Das führte zur Ansiedlung von 
50 neuen Industrie- und Gewer-
bebetrieben. Mit diesem Konzept 
ist Güssing inzwischen zu einem 
Ziel des Öko-Tourismus aus der 
ganzen Welt geworden.

Sicher hat nicht jede Gemein-
de die gleichen Voraussetzungen 
wie Güssing. Aber es muss ja 
auch nicht unbedingt Biomasse 
sein. Jede Gemeinde hat andere 
Möglichkeiten. Windkraft z. B. 
wurde in Güssing überhaupt 
nicht eingesetzt. Wichtig ist nur, 
dass die großen Geldbeträge, die 
sonst für Energie abfließen, in 
der Gemeinde und ihrer Umge-
bung bleiben.

Regierungspolitik 
verhindert konsequente 

Energiewende

Die Bundesregierung behauptet, 
für die Energiewende brauche 
man neue Hochspannungstras-
sen, die den Kohlestrom aus dem 
Ruhrgebiet und den Windstrom 
aus den Off-Shore-Anlagen nach 
Süddeutschland bringen sollen. 
Sie sind aber nicht nur teuer und 
unnötig, sondern verhindern 
sogar eine echte Energiewende 
mit dezentralen Anlagen in Bür-
gerhand. Grotesk ist es, dass der 
Bundesumweltminister das Geld 
hierfür auch noch zum Großteil 
von den Bürgern statt von den 
Großverbrauchern einfordern 
will. 

Ein weiterer Skandal ist die 
Abwicklung der AKW. Für deren 
Rückbau und für die Lagerung 
des strahlenden Materials haben 
die Betreiber zwar „Rückstellun-
gen“ angesammelt: etwa 35 Mrd. 
Euro. Doch die Betreiber sind 
nicht die „Großen Vier“, sondern 
für jedes AKW jeweils eine Toch-
tergesellschaft. Die ist bezeich-
nenderweise oft eine GmbH: 
eine Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung. Reichen die Rück-
stellungen nicht aus, so haftet der 
jeweilige Mutterkonzern nur bis 
zum endgültigen Atomausstieg 
am 27. April 2022, also einem 
Zeitpunkt, der lange vor dem 
Rückbau der letzten AKW liegt. 
Danach geht das Risiko voll und 
ganz auf den Steuerzahler über. 
Der trägt darüber hinaus die 
Kosten für die Instandhaltung 
und Bewachung der Endlager. 
Richtig wäre, die AKW-Betreiber 
einen Fonds einrichten zu lassen, 
der groß genug ist, alle Kosten 
sicher abzudecken, und mit den 
Zinsen den Betrieb der Endlager 
zu finanzieren.

Fazit: Die Energiewende 
ist auch eine 

kommunale Aufgabe

Eine sichere und preisgünstige 
Energieversorgung in Bürger-
hand ist möglich, doch die Poli-
tik der deutschen Bundesregie-
rung bevorzugt nach wie vor die 
Großkraftwerke der Energiekon-
zerne. Deshalb ist es gerade für 
die kommunalen Mandatsträger 
der ÖDP eine lohnende Aufga-
be, dafür zu sorgen, dass ihre 
Gemeinden die Stromerzeugung 
so weit wie möglich selbst in die 
Hand nehmen!		    n
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Durch „Energie in Bürgerhand“ 
entgehen E.ON, RWE, Vattenfall und 

EnBW erhebliche Gewinne.
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Greenpeace-Studie 

Atomausstieg beeinflusst 
Strompreise kaum 
Eine wissenschaft liche Studie, die Greenpeace vom Deutschen Institut
für Wirtschaft sforschung (DIW) erstellen ließ, kommt zu dem Ergebnis: 
Der Atomausstieg muss nicht zu höheren Strompreisen führen und sich 
auch nicht negativ auf den Klimaschutz auswirken. Entscheidend ist
vielmehr die Energieeffi  zienzpolitik. 

von Niklas Schinerl

Die vom Deutschen Institut 
für Wirtschaft sforschung 

(DIW) erstellte Studie vergleicht 
mithilfe eines Strommarktmo-
dells die Strompreisentwick-
lung, die CO2-Emissionen und 
die Investitionswirkungen für 
zwei verschiedene politische 
Entscheidungen – die 2010 be-
schlossene Laufzeitverlängerung 
und den seit 2011 geltenden 
Atomausstieg – und untersucht 
dabei die Rolle eines verschärf-
ten Emissionshandels und einer 
erfolgreichen Effi  zienzpolitik. 

Auswirkungen auf die 
Strompreise 

Die Großhandelsstrompreise 
werden aufgrund des Atomaus-
stiegs minimal ansteigen – deut-
lich geringer als der Gaspreis, der 
für den Strompreis ausschlag-
gebend ist. Eine wirkungsvolle 
Effi  zienzpolitik, die den Ener-
gieverbrauch stabil hält, kann 
diesen Preiseff ekt abfedern und 
mittelfristig sogar gegenüber der 
Laufzeitverlängerung senken. 

Sollte die deutsche Bundes-
regierung im Bereich der Effi  zi-
enzpolitik nicht erfolgreich sein, 
könnte es zu einem geringen 
Anstieg der Großhandelsstrom-
preise von 0,2 bis 0,6 Eurocent 
pro Kilowattstunde oder von 0,8 
bis 2,3 % kommen, bezogen auf 
Haushaltsstrompreise in Höhe 
von 25 Eurocent. Mit einem An-

stieg von 0,4 bis 1,1 Eurocent je 
Kilowattstunde fallen die Preisef-
fekte im Jahr 2030 je nach Rah-
menbedingungen etwas höher 
aus.

Auswirkungen auf die 
CO2-Emissionen

Die Wirkung des Atomausstiegs 
auf die Emissionen des Strom-
sektors hängt sehr stark von ei-

ner erfolgreichen Effi  zienzpolitik 
und einem verschärft en europä-
ischen Emissionshandel ab. Soll-
ten die politischen Maßnahmen 
hier zu keinem Erfolg führen, 
drohen die CO2-Emissionen 
durch den Atomausstieg stark 
anzusteigen.

Für die Erreichung des natio-
nalen Klimaziels, nämlich einer 
Reduktion der Klimagasemissio-
nen um 40 % bis 2020 gegenüber 
1990, spielen die CO2-Emissio-
nen im Stromsektor eine erheb-
liche Rolle. Können im Strom-
sektor die Emissionen nicht um 
nahezu 50 %gegenüber 1990 re-
duziert werden, ist das Klimaziel 
kaum einzuhalten. 

Die durch den Atomausstieg 
verursachten zusätzlichen sek-
toralen Emissionen lassen sich 
durch eine Verschärfung des 
Emissionshandels ausgleichen. 
Für diese Situation errechnet 
sich eine Emissionsminderung 
gegenüber 1990 von 44 % bis 
2020 und von 57 % bis 2030. 
Auch verstärkte Energieeffi  zi-
enzmaßnahmen können den 
Atomausstiegseff ekt auf die 
Emissionen mittelfristig kom-
pensieren und bis zum Jahr 2030 

mehr als ausgleichen. Gegenüber 
1990 werden in diesem Szenario 
Emissionsreduktionen von 44 % 
im Jahr 2020 und 56 % im Jahr 
2030 realisiert.

Die klimapolitisch günstigste 
Situation wird erreicht, wenn ein 
ambitionierteres Emissionshan-
delsziel mit einer erfolgreichen 
Energieeffi  zienzpolitik kombi-
niert wird. Für diesen Fall errech-

nen sich Emissionsreduktionen 
im Stromsektor von 48 % und 
64 %für die Jahre 2020 und 2030. 

Forderungen für
Energieeffizienz

Klimaschutz und Energiewen-
de sind nicht denkbar, wenn die 
Stromverschwendung nicht be-
endet wird. Im Sommer 2011 hat 
die Bundesregierung beschlos-
sen: Bis 2020 sollen 10 % weni-
ger Strom verbraucht werden 
als 2008. Auf Taten, die geeignet 
sind, das Ziel zu erreichen, lässt 
die Bundesregierung allerdings 
warten. Der Stromverbrauch 
ist für fast die Hälft e aller CO2-
Emissionen verantwortlich. Je 
schneller wir ihn senken, desto 
schneller kann er zu 100 % durch 
Erneuerbare Energien gedeckt 
werden.

Bei den Vergünstigungen der 
stromintensiven Industrie gibt es 
Handlungsbedarf. Die derzeiti-
gen Ausnahmeregelungen treff en 
Branchen und Betriebe, die gar 
nicht abwanderungsgefährdet 
sind. Sie lassen Effi  zienzpoten-
ziale links liegen und setzen teils 
sogar Anreize zu mehr Stromver-
brauch. 

Die Bundesregierung muss 
sich für eine wirksame europä-
ische Effi  zienzrichtlinie stark 
machen. Der aktuell verhandel-
te Kompromiss sieht zahlreiche 
Ausnahmen vor, die das Ziel 
einer 1,5-prozentigen Energie-
einsparung pro Jahr verwässern. 
Bereits jetzt zeichnet sich ab, dass 
das EU-Einsparziel von 20 % bis 
2020 weit verfehlt wird.

Forderungen für
Emissionshandel

Bedingt durch Wirtschaft skrise, 
falsch prognostizierte Emissi-
onsentwicklungen und durch 
die großzügige Vergabe von 
Zertifi katen fi ndet sich im Euro-
päischen Emissionshandelssys-
tem (EU ETS) derzeit ein Über-
angebot an CO2-Zertifi katen. 
Dadurch bleibt der gewünschte 
Lenkungseff ekt aus. 

Mit einem sogenannten „Set 
aside“ von 1,4 Mrd. Tonnen CO2 
lässt sich der Zertifi katsüber-
schuss im EU ETS kurzfristig 
reduzieren. Die entsprechende 
Menge an Emissionsberechti-
gungen sollte jedoch für eine De-
kade oder mehr zurückgehalten 
oder frühestmöglich vollständig 
stillgelegt werden. 

Das langfristige Cap (der die 
Menge der im Handel befi ndli-
chen Zertifi kate begrenzt) soll 
schneller reduziert werden, vor-
zugsweise ab 2014. Das Ausmaß 
dieser Verschärfung resultiert 
aus grundlegenden politischen 
Entscheidungen zum übergeord-
neten Minderungsziel für die ge-
samten Treibhausgasemissionen. 
Budgets für die Nutzung exter-
ner Gutschrift en zur Emissions-
minderung dürfen im Zuge einer 
Verschärfung des Caps für den 
EU ETS nicht erhöht werden.

Klimaschutz und Energiewende
sind nicht denkbar, wenn die Strom-
verschwendung nicht beendet wird.
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downloaden:
www.greenpeace.de
Suchbegriff : Atomausstieg

Interessierte können die 
Lang- und die Kurzfas-
sung der wissenschaft -
lichen Studie kostenfrei 
downloaden:
www.greenpeace.de
Suchbegriff : Atomausstieg
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Erdgas-Förderung 

Fracking gefährdet 
die Umwelt 
Fossile Energieträger sind nicht nur klimaschädlich, sondern oft schon bei 
ihrer Gewinnung in hohem Maße umweltschädlich. Ein Beispiel dafür ist 
das sogenannte „Fracking“, eine Methode zur Gewinnung von Erdgas aus 
Schiefergestein, die zurzeit in Deutschland Begehrlichkeiten internationa-
ler Energiekonzerne weckt.

von Ulrich Brehme

Je mehr die Förderung aus Erd-
öl- und Erdgaslagerstätten zu-

rückgeht, desto intensiver wird 
die Suche nach neuen Wegen, 
um an fossile Energieträger her-
anzukommen. In Schiefergestein 
gibt es z. B. noch große Mengen 
Erdgas. Das Verfahren zu seiner 
Gewinnung heißt „Hydraulic 
Fracturing“ – kurz „Fracking“ 
genannt. Dabei wird zunächst 
senkrecht tausende Meter tief in 
die Erde gebohrt, bis die gashal-
tigen Gesteinsschichten erreicht 
sind, dann horizontal in viele 
Richtungen, bis ein kilometer-
langes Netz unterirdischer Kanä-
le entstanden ist. 

Das Gas entweicht aber nicht 
von selbst. Um es an die Ober-
fläche zu bringen, werden große 
Mengen Wasser, Sand und Che-
mikalien in die Kanäle gepumpt. 
Dann wird unter großem hy-
draulischen Druck das gashaltige 
Gestein gesprengt. Die Druck-
welle breitet sich im Untergrund 
weitflächig aus. Es entstehen im 
Gestein fingerbreite Risse, aus 
denen das Gas ausströmen kann. 

Um diese Risse offen zu halten, 
werden Sand und verschiedene 
Chemikalien beigemischt – unter 
anderem Verdickungsmittel (da-
mit sich der Sand im Frackwasser 
löst), Korrosionsschutzmittel, 
Benzol, Schmierstoffe, Polymere, 
Vernetzungsmittel wie Natrium-
borat, Tenside, Persulfate und 
keimtötende Gifte. Andere Che-
mikalien sorgen dafür, dass die 
zähe Masse später wieder dünn-
flüssig wird und zurückfließt, 
ohne den Sand mitzunehmen. 
Der Anteil der Chemikalien in 
der Frackflüssigkeit, von der jede 
Bohrung einige Millionen Liter 
benötigt, liegt bei 1 %. 

Die Förderrate pro Bohrquel-
le ist klein und lässt schnell nach. 
In den neueren Erdgasfeldern 

geht sie im ersten Jahr um 85 % 
zurück. Deshalb muss man sehr 
viel und schnell bohren, um das, 
was wegbricht, zu ersetzen. Ein 
Aufwandmaximum ist schnell 
erreicht. Um dieses Niveau zu 
halten, werden die Bohrlöcher 
immer wieder neu gefrackt – in 
den USA im vergangenen Jahr-
zehnt über eine Million Mal. 

Umweltgefahren

Mit jedem Fracking steigt die 
Gefahr, dass die Betonabdich-
tungen undicht werden und die 
Frackflüssigkeit das Grundwas-
ser vergiftet. Das Schiefergas 
kann bis in die flachen Grund-
wasserleiter aufsteigen, aus dem 

Trinkwasser gewonnen wird. 
Untersuchungen zeigten im 
Trinkwasser Reste der Lauge. In 
den USA ist die sehr salzreich, 
mit Metallen und sogar mit ra-
dioaktiven Elementen aus dem 
Gestein belastet. Die Risse, die 
sich durch das Fracking öffnen, 
können auch die natürlichen Stö-
rungszonen erweitern. Vor allem 
Trinkwasserbrunnen in Tälern 
sind dadurch gefährdet.

Die Frackinglauge kann ins 
Grundwasser gelangen, wenn die 
Zementierung der Bohrung dem 
großen Druck nicht standhält. 
Es kam auch vor, dass Polyethy-
lenrohre verwendet wurden, die 
während des Betriebs undicht 
wurden. Wenn das Gestein auf-
gebrochen ist, wird der Druck 
reduziert und es kommen große 
Mengen Frackflüssigkeit wieder 
oben raus – und damit auch tau-

sende Liter toxischer Chemikali-
en, die fachgerecht zu entsorgen 
sind. In den USA haben Bohrfir-
men dabei gepfuscht.

Eine weitere Gefahr gibt es in 
Gebieten mit tektonischen Stö-
rungen: Dort nimmt die Gefahr 
von Erdbebeben zu.

Schiefergasvorkommen

Mittlerweile stammen bereits 
12 % des in den USA geförderten 
Erdgases aus Schiefer. Richtig los 
ging der Boom in den USA 2005, 
nachdem die Regierung die Um-
weltauflagen gelockert hatte. Von 
da an fielen die beim Fracking 
eingesetzten Chemikalien nicht 
mehr unter die Wasserschutz-

verordnung. Dick Cheney war 
damals Vizepräsident und die 
Bohrtechnikfirma Halliburton, 
deren Chef er lange war, profi-
tierte kräftig davon.

Die internationale Energie-
agentur schätzt, dass weltweit in 
Schiefern über 450 Bill. m3 Gas 
schlummern – mehr als dop-
pelt so viel wie in allen bekann-
ten konventionellen Gasblasen. 
Frankreich und Polen z. B. haben 
im Vergleich zu Deutschland 
rund 25-mal mehr Schiefer-
gasvorkommen, Argentinien, 
Mexiko, die Vereinigten Staaten 
und China rund 100-mal mehr. 
In Frankreich hat die Regierung 
das Fracking zwar verboten, ver-
gab aber trotzdem heimlich vier 
Bohrgenehmigungen.

In Deutschland gibt es bis-
her 300 Fracks, teilweise seit den 
1970er-Jahren. Aktuelle Studien 

schätzen die Größe der Schie-
fergasvorräte in Deutschland 
auf 227 Mrd. m3 (DERA) bis 13 
Bill. m3 (BGR). Davon lassen sich 
aber nur 10 bis 30 % technisch 
fördern. Verbraucht werden in 
Deutschland jährlich 100 Mrd. 
m3 Erdgas. 

Eines der größten Schiefer-
gasvorkommen Europas wird 
rund um das Münsterland ver-
mutet – in einem Gebiet, das 
sich von Niedersachsen über 
Nordrhein-Westfalen bis in die 
Niederlande zieht. Derzeit för-
dert ExxonMobil, der größte 
Gasproduzent mit 5,4 Mrd. m3 in 
Deutschland, aus 230 Bohrungen 
– rund 100 davon sind gefrackt.

Da im Bergbau nicht die 
strengen Wasserschutzbestim-
mungen gelten, initiierte die 
rot-grüne Landesregierung in 
NRW eine Bundesratsinitiative, 
um das Bergrecht zu ändern, 
um Umweltverträglichkeitsprü-
fungen und Bürgerbeteiligung 
durchzusetzen, scheiterte aber 
in der ersten Runde. Der Wirt-
schaftsausschuss des Bundesrates 
hat einen entsprechenden Antrag 
abgelehnt. 

Durchgesetzt hat sich stattdes-
sen ein Antrag aus dem schwarz-
gelb regierten Niedersachsen: Er 
sieht vor, dass Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen für Fracking-
Bohrungen nur vorgeschrieben 
sind, sofern eine Vorprüfung 
„nachhaltige negative Umwelt-
auswirkungen erwarten lässt“.

Ein aktuelles Gutachten des 
Umweltbundesamtes empfiehlt, 
auf die großflächige Anwendung 
von Fracking wegen der Ge-
fahren für das Grundwasser zu 
verzichten. Die Landesregierung 
von NRW hat die Bohrungen 
vorerst gestoppt.		    n

Ulrich Brehme,
Jahrgang 
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Kreisvorsitzender in Osnabrück 
und Mitglied in den Bundesar-
beitskreisen „Landwirtschaft, 
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Kontakt:  
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Deutschland verbraucht jährlich 
100 Mrd. m3 Erdgas. Studien 

schätzen seine Schiefergasvorräte 
auf bis zu 13 Bill. m3.
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nem anderen europäischen Staat 
zusätzlich in die Atmosphäre ge-
blasen. 

Dass viele Hausbesitzer Pho-
tovoltaikanlagen auf ihren Dä-
chern montiert haben, dezentra-
lisiert die Stromerzeugung. 

Photovoltaikanlagen auf dem 
Dach wären dann sinnvoll, wenn 
die Hausbesitzer damit ihren ei-
genen Strombedarf decken wür-
den. Das tun sie jedoch nicht, 
denn durch die hohen Subven-
tionen ist die Einspeisung ins 
Stromnetz wesentlich lukrativer. 
Das Fachorgan der Deutschen 
Gesellschaft  für Sonnenenergie 
spricht unverhohlen von der 
„Gelddruckmaschine EEG“.

Contra EEG 

„Photovoltaik-Förderung 
führt zu falschen Anreizen“ 
Die Kritik am Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und der darin
defi nierten Photovoltaik-Förderung wächst. Viele Umweltschützer
verteidigen es jedoch hartnäckig. Zu Recht? ÖP-Chefredakteur
Günther Hartmann unterhielt sich darüber mit dem Wirtschaft s-
journalisten Alexander Neubacher, einem Gegner des EEG.

ÖkologiePolitik: Herr Neuba-
cher, warum sind Sie gegen die 
Förderung der Photovoltaik?

Alexander Neubacher: Weil 
dadurch keine einzige Tonne 
CO2 weniger in die Atmosphäre 
gelangt. Stattdessen zahlen die 
Stromkunden höhere Stromprei-
se und fi nanzieren so die hohen 
Gewinne von Solarparkbesitzern 
und chinesischen Photovoltaik-
Herstellern. Und unabhängig 
davon: Es entstehen durch solche 
Förderungen falsche Anreize, die 
dazu führen, dass die Reduzie-
rung der CO2-Emissionen nicht 
effi  zient geschieht, sondern inef-
fi zient. 

Warum wird durch die Photo-
voltaik kein CO2 eingespart?

Photovoltaik erzeugt Strom. 
Der wird in die Stromnetze ein-
gespeist. Und die Stromwirt-
schaft  ist in den europäischen 
CO2-Emissionsrechtehandel ein-
gebunden. Das bedeutet: Die 
Gesamtmenge des CO2, das die 
Stromwirtschaft  in die Atmos-
phäre abgeben darf, ist von der 
Politik exakt festgelegt. Wer die 
Atmosphäre mit CO2 verschmut-
zen will, muss Emissionsrechte – 
sog. „Zertifi kate“ – kaufen. Wer 
viel CO2 produziert, muss viele 
kaufen, wer wenig CO2 produ-
ziert, wenige. Den Preis der Zer-
tifi kate bestimmen Angebot und 
Nachfrage. Aber völlig egal, wie 
der Handel aussieht und ob die 
Nachfrage hoch oder niedrig ist: 
Die CO2-Gesamtmenge wird da-
durch nicht verändert. Sie bleibt 
konstant. Wenn irgendwo viel 
CO2 eingespart wird, sinkt der 
Zertifi katpreis und damit auch 
der Anreiz, in weitere CO2-spa-
rende Maßnahmen zu investie-
ren. Aus betriebswirtschaft licher 
Sicht ist es dann lukrativer, Zer-
tifi kate zu kaufen. Die Menge 
CO2, die wir also in Deutschland 
mit hohem fi nanziellen Aufwand 
einsparen, wird umgehend in ei-

Die Förderung der Photovol-
taik sorgte dafür, dass die Bran-
che kräft ig wachsen konnte, was 
wiederum die Preise drastisch 
sinken ließ.

Das ist richtig, aber die Preise 
sanken vor allem auch deshalb so 
stark, weil die Photovoltaik in-
zwischen fast komplett in China 
hergestellt wird – und das unter 
sehr fragwürdigen Bedingungen. 
Erst die deutschen Subventio-
nen und der dadurch boomende 
deutsche Markt haben die chi-
nesischen Hersteller motiviert, 
kräft ig zu wachsen und die deut-
schen Hersteller vom Markt zu 
drängen. 

Sie sagten anfangs, Förderun-
gen führen zu falschen Anreizen. 
Wie das?

Die Photovoltaik hat nun 
einmal – zumindest bei uns in 
Mitteleuropa – einen relativ 
schlechten Wirkungsgrad. Für 
das gleiche Geld liefert Biomasse 
dreimal, Wind fünfmal und Was-
ser sechsmal so viel Strom. Wenn 
wir also in diese Technologien 
statt in Photovoltaik investieren 
würden, ließe sich ein Vielfaches 
an CO2 einsparen. Und mit In-
vestitionen in andere Maßnah-
men oft  noch mehr.

Welche anderen Maßnahmen 
meinen Sie?

Maßnahmen zur Energieein-
sparung. Nehmen wir einmal 
das Beispiel Gebäudesanierung –
plakativ vereinfacht, damit das 
Problem deutlich wird: Vier in 
die Jahre gekommene Häuser 
haben einen hohen Wärmeener-
giebedarf aufgrund unterschied-
licher Schwächen. Und jeder 
Hausbesitzer hat für die Sanie-
rung den gleichen Geldbetrag 
zur Verfügung. Bei Haus 1 ließe 
sich die größte CO2-Einsparung 
mit einer Wärmedämmung er-
zielen, bei Haus 2 mit besseren 
Fenstern, bei Haus 3 mit einem 
neuen Heizungssystem und bei 

Haus 4 mit der Installation ei-
ner Photovoltaikanlage. Wenn 
jetzt aber die Photovoltaikanla-
ge deutlich mehr gefördert wird 
als die anderen drei Maßnah-
men, dann verführt das alle vier 
Hausbesitzer dazu, ihr Geld in 
eine Photovoltaikanlage zu in-
vestieren. Und das schadet der 
Umwelt, weil dann eben weniger 
CO2 eingespart wird, als eigent-
lich möglich wäre. 

Es wäre also am besten, im-
mer nur die tatsächliche CO2-
Einsparung zu fördern?

Ja genau, das wäre der effi  -
zienteste und damit sinnvollste 
Weg. Wir sollten entweder nur 
die CO2-Einsparung fördern 
oder den Emissionshandel we-
sentlich konsequenter umsetzen. 
Der Staat sollte nur für einen aus-
reichend großen Anreiz sorgen, 
CO2 einzusparen. Wie das dann 
am effi  zientesten geschieht, kann 
jeder Bürger und jedes Unter-
nehmen – mithilfe kompetenter 
Energieberater – für sich selbst 
herausfi nden und entscheiden. 
Das wäre Marktwirtschaft . Das 
würde dazu führen, dass mög-
lichst viel Klimaschutz möglichst 
wenig kostet. 

Der Emissionshandel krankt 
daran, dass viele Staaten nicht 
mitmachen und dass er auch in-
nerhalb der EU nicht konsequent 
umgesetzt wird.

Den Emissionshandel welt-
weit durchzusetzen ist natürlich 
sehr schwierig. Es wäre aber 
schon ein großer Fortschritt, 
wenn wir ihn innerhalb der EU 
konsequent umsetzen. Das ist 
wesentlich einfacher. Unser Ziel 
sollte es sein, der Welt zu bewei-
sen, dass es möglich ist, weniger 
CO2 auszustoßen, ohne dass 
gleich die ganze Volkswirtschaft  
kollabiert. Die Stärke der Markt-
wirtschaft  ist ihre hohe Flexibili-
tät und Anpassungsfähigkeit. 

Herr Neubacher, herzlichen 
Dank für das interessante Ge-
spräch.     n
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B U C H T I P P SPro EEG 

„Der Emissionshandel erzeugt 
zu schwache Impulse“
Macht das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und die Photovoltaik-
Förderung den Klimaschutz ineffi  zient? Wäre eine Konzentration
auf die CO2-Einsparung besser? ÖP-Chefredakteur Günther Hartmann 
befragte dazu Prof. Dr. Claudia Kemfert, die beide Instrumente für 
wichtig hält: das EEG und den CO2-Emissionshandel.

ÖkologiePolitik: Frau Prof. 
Kemfert, führt das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) und die 
darin defi nierte Photovoltaik-
Förderung dazu, dass weniger 
CO2 eingespart wird, als eigent-
lich möglich wäre? 

Prof. Dr. Claudia Kemfert: 
Nein, denn die CO2-Emissionen 
sinken derzeit fast ausschließlich 
durch den steigenden Anteil Er-
neuerbarer Energien. Wenn wir 
nur den Emissionshandel hätten, 
gäbe es so gut wie keine Emissi-
onsminderung, da der CO2-Preis 
aufgrund von Zertifi kateüber-
schüssen und großzügigen CO2-
Obergrenzen sinkt und somit 
keine Anreize für Investition in 
emissionsarme Technologien 
liefert. Auch in der Vergangen-
heit hat der Emissionshandel 
den Strom aus Fossilen Energien 
nur gering verteuert und somit 
viel zu schwache Impulse für die 
Erneuerbaren Energien erzeugt. 
Erst die Förderung der Erneuer-
baren Energien sorgte dafür, dass 
sie aus ihrer Nische herauskamen 
und eine Infrastruktur entstehen 
konnte, die in der Lage war, im-
mer bessere Qualität und immer 
größere Mengen zu produzieren –
bei sinkenden Herstellungskos-
ten. Erst als ihre Leistungsfähig-
keit stieg und ihr Preis sank, wur-
den die Erneuerbaren Energien 
marktfähig und eine attraktive 
Alternative. 

Bei der Photovoltaik führte 
die Förderung dazu, dass chine-
sische Hersteller die deutschen 
vom Markt verdrängten. 

Der Wettbewerb war grund-
sätzlich erst einmal positiv, denn 
dadurch sanken die Produkti-
onskosten für Strom aus Photo-
voltaik-Anlagen massiv. Deshalb 
wurden die Vergütungssätze für 
Photovoltaik-Strom gekürzt. 
Auch chinesische Hersteller 
leiden wie die deutschen unter 
Überkapazitäten und Kosten-

druck. Sie stellen die Photovol-
taik-Anlagen größtenteils mit 
deutschen Anlagen her und ha-
ben ähnliche Kostenstrukturen 
wie die deutschen Hersteller. Es 
gibt nur einen Unterschied: Die 
chinesischen Hersteller werden 
weiterhin massiv fi nanziell un-
terstützt und ihre Verluste durch 
den Staat kompensiert. Da es 
aufgrund der hohen Überkapa-
zitäten weiterhin Marktberei-
nigungen geben wird, wäre es 
wichtig, dass der deutsche Staat 
in Not geratene Unternehmen 
nicht im Regen stehen lässt.

Wäre es nicht sinnvoller ge-
wesen, das für die Förderung der 
Erneuerbaren Energien aufge-
wendete Geld für Maßnahmen 
zur Energieeinsparung zu ver-
wenden? 

Man sollte eine Maßnahme 
nicht gegen andere ausspielen. 
Wir brauchen beides: die Erneu-
erbaren Energien und die Ener-
gieeffi  zienzverbesserung. Aber 
man hätte in der Tat dem Ener-
gieeinsparen genauso viel Auf-
merksamkeit schenken sollen 
wie den Erneuerbaren Energien. 
Es ist wichtig, dies nun nachzu-
holen.

Was muss geschehen, damit 
der Emissionshandel zu einer 
deutlichen Senkung der CO2-
Emissionen führt? 

Man müsste die überschüssi-
gen Zertifi kate vom Markt neh-
men. Und die CO2-Obergrenzen 
vermindern. Die sollten auch 
nicht auf 20 Jahre festgelegt, 
sondern dynamisch angepasst 
werden. Auf EU-Ebene hat man 
das Problem erkannt, aber sich 
bisher nicht gegen Polen durch-
setzen können, das gegen eine 
Anpassung ist. 

Wie hoch ist der CO2-Preis in 
der EU momentan? 

Zu niedrig! Er liegt bei unter
5 Euro pro Tonne CO2.

Welche Preisentwicklung ist 
in den nächsten Jahren zu er-
warten? 

Wenn sich nichts ändert, wird 
der Preis niedrig bleiben. Sollten 
sich die Änderungen durchset-
zen lassen, könnte er steigen.

Wäre auch bei einem Preis 
von 50 Euro pro Tonne CO2 eine 
Förderung von Erneuerbaren 
Energie noch sinnvoll?

Dann würden in der Tat ge-
nug fi nanzielle Anreize für die 
Investitionen in emissionsarme 
Techniken bestehen. Allerdings: 
So ein Preis ist niemals politisch 
durchsetzbar. Viele EU-Staaten 
würden sich dann massiv gegen 
den Emissionshandel wehren.

Halten Sie eine individuelle 
CO2-Budgetierung für sinnvoll? 

Th eoretisch schon, aber prak-
tisch ist sie nur schwer umsetz-

bar. In England gibt es bereits 
sog. „CO2-Karten“, die man wie 
eine Handykarte je nach indi-
viduellem Verbrauch be- und 
entladen kann. Der Vorteil ist 
die Sensibilisierung und Infor-
mation über die Auswirkungen 
der Konsumgewohnheiten – der 
Nachteil ein hoher Verwaltungs-
aufwand. Die Akzeptanz solcher 
Karten würde wohl auch sofort 
schwinden, wenn sich die Bürger 
beobachtet und gemaßregelt füh-
len. Wichtig ist vor allem, über 
das Th ema aufzuklären – natür-
lich auch im Schulunterricht – 
und für Transparenz zu sorgen, 
d. h. den „Ökologischen Fuß-
abdruck“ bei allen Waren und 
Dienstleistungen sichtbar zu ma-
chen. Wenn ein Bewusstsein für 
den „Ökologischen Fußabdruck“ 
entsteht, verändert sich das Kon-
sumverhalten und es wäre schon 
viel gewonnen. 

Sind CO2-Emissionen völlig 
vermeidbar? 

Langfristig schon, aber das 
wird über ein Jahrhundert dau-
ern. Und momentan verzeichnen 
wir weltweit einen Anstieg. Es 
ist nicht damit zu rechnen, dass 
sich alle Staaten auf verbindliche 
Minderungsziele einigen. Des-
halb sind nationale und multina-
tionale Anstrengungen wichtig. 
Europa sollte Vorreiter sein und 
deutlich machen, dass die Vor-
teile größer sind als die Nachtei-
le, die sich eröff nenden Chancen 
größer als die Risiken. Umwelt-
schutz ist ein Wachstumsmarkt 
und es lohnt sich, hier entschlos-
sen zu investieren. Der Emissi-
onshandel ist ein wirkungsvolles 
Instrument, wenn die Obergren-
ze für CO2-Emissionen kontinu-
ierlich und berechenbar sinkt. 

Frau Prof. Claudia Kemfert, 
herzlichen Dank für das interes-
sante Gespräch.    n
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Kontakt: 
www.claudiakemfert.de 



16 ÖkologiePolitik 156 – November 2012

T I T E LT H E M A :  E N E R G I E W E N D E

Contra CO2-Budgetierung

Falsches darf 
nicht zum Recht werden
Auf den ersten Blick scheint die Einführung persönlicher CO2-Budgets 
ein besonders konsequentes und kompromissloses Instrument zur CO2-
Reduktion zu sein. Als deren Stärke gilt – anders als bei entsprechenden 
Steuern – eine direkte und zielgenaue Mengenregulierung. Doch das 
Konzept hat große Schwächen.

von Dr. Jürgen Grahl

Das Konzept einer Einfüh-
rung persönlicher CO2-

Budgets sieht vor, die Menge der 
CO2-Emissionen stufenweise auf 
eine Menge zurückzufahren, die 
man noch für klimaverträglich 
hält. Oft ist dabei von 2,7 t pro 
Kopf und Jahr bis 2050 die Rede. 
Diese Zielgröße ist jedoch weit 
davon entfernt, dauerhaft klima-
verträglich zu sein: Wir müssen 
die anthropogenen Treibhaus-
gasemissionen komplett stop-
pen – und zwar möglichst schon 
deutlich vor 2050! 

Das Argument, aufgrund der 
CO2-Assimilationsfähigkeit der 
Biosphäre seien gewisse Emis-
sionen – etwa im Umfang jener 
2,7 t – auch langfristig tragbar, ist 
falsch: Es wird außer Acht gelas-
sen, dass CO2 durch Photosyn-
these nur vorübergehend gebun-
den wird und durch Verrottung 
doch wieder in die Atmosphäre 
gelangt. Zudem sind die natür-
lichen CO2-Senken wie z. B. die 
Ozeane derzeit ohnehin überlas-
tet, sodass wir in den nächsten 
Jahrzehnten sogar aktiv CO2 aus 
der Atmosphäre zurückholen 
müssen.

Tatsächlich hatte die Zielgrö-
ße 2,7 t einen anderen Hinter-
grund: Nach einem Gutachten 
des Wissenschaftlichen Beirats 
der Bundesregierung von 2009 
dürfen wir bis 2050 weltweit nur 
noch 750 Mrd. t CO2 emittieren, 
um die Erderwärmung mit 67 % 
Wahrscheinlichkeit wenigstens 
auf 2 Grad zu begrenzen. Verteilt 
man diese Menge gleichmäßig 
auf die Weltbevölkerung, ergibt 
das 2,7 t pro Kopf und Jahr – al-
lerdings im Durchschnitt der 
Jahre 2010 bis 2050 und nicht 
erst im Jahr 2050. Je deutlicher 
der Wert anfänglich über den 
2,7 t liegt, desto deutlicher muss 
er im Jahr 2050 darunter liegen. 

Rechnerisch vielleicht sogar un-
ter 0,0 t ...

Die Einführung persönlicher 
CO2-Budgets besitzt aber schon 
als Konzept prinzipielle Nach-
teile.

Verwaltungsaufwand  
ist hoch

Ein CO2-Budget setzt eine sorg-
fältige Erfassung des „CO2-Ruck-
sacks“ jedes einzelnen Produkts 
voraus. Dies bedeutet einen gi-
gantischen bürokratischen Auf-
wand und ist – wenn überhaupt 
machbar – bestenfalls ein Be-
schäftigungsprogramm für CO2-
Bilanzierungs-Agenturen. Diesen 
würde übrigens eine Macht zufal-

len, die den Einfluss der heutigen 
Rating-Agenturen wohl noch in 
den Schatten stellen würde.

Betrug hebelt das  
System aus

Sofern man Menschen, die ihr 
CO2-Budget vorzeitig aufge-
braucht haben, nicht verhungern 
oder erfrieren lassen will, müs-
sen die CO2-Budgets handelbar 
sein. Damit infiziert sich das In-
strument jedoch mit der Fehler-
anfälligkeit des heutigen Emissi-
onshandels: Schon ein geringer 
Anteil „gefälschter“ Zertifikate 
würde zu einem Kursverfall 
führen und Klimaschutz-Inves-
titionen unattraktiv machen. 
2011 wurden z. B. tausende 
Emissionszertifikate durch Cy-
ber-Angriffe gestohlen und der 
Emissionshandel für Umsatz-

steuerbetrug in Höhe von 850 
Mio. Euro missbraucht. Solche 
Störungen können das ge„”samte 
System aushebeln. 

Klimazerstörung  
wird legitimiert

Es ist ethisch fragwürdig, kli-
mazerstörende Handlungen, die 
man aus pragmatischen Grün-
den für eine gewisse Übergangs-
zeit dulden muss, durch Vergabe 
persönlicher CO2-Kontingente, 
die in der öffentlichen Wahr-
nehmung als Rechte empfunden 
würden, aufzuwerten. Das würde 
die Illusion fördern, CO2-Emis-
sionen seien im Rahmen dieser 
Kontingente unbedenklich. Be-

reits Hermann Scheer warnte: 
„Der Begriff des ‚Emissions-
rechts‘ macht aus einer bisher 
legal geduldeten Emission eine 
öffentlich legitimierte.“

Bewusstseinswandel 
wird blockiert

Eine CO2-Budgetierung löst un-
weigerlich Assoziationen aus zu 
den Bezugsscheinen der Kriegs- 
und Nachkriegsjahre, weckt Er-
innerungen an Zeiten größter 
Not und Entbehrung. Das pro-
voziert emotionale Widerstände, 
die eine Akzeptanz des ökologi-
schen Umbaus blockieren statt 
fördern. 

Preisschwankungen 
stören Umbau

Der CO2-Minderungspfad be-
misst sich bei einer Budgetie-

rung nicht an der tatsächlichen 
technologisch-ökonomischen 
Leistungs- und Anpassungsfä-
higkeit der Volkswirtschaft, d. h. 
am maximal möglichen Reduk-
tionstempo, sondern an einem 
in beinahe planwirtschaftlicher 
Weise vorgegebenen Pfad. Der 
angebliche Vorteil einer Men-
gensteuerung, die Erfüllung der 
Reduktionsziele punktgenau zu 
garantieren, erweist sich als gra-
vierender Nachteil: Die Kontrolle 
über die Preise der CO2-Zertifi-
kate wird aufgegeben. Bei Zerti-
fikatverknappung wäre die Wir-
kung ähnlich wie bei Ölkrisen: Es 
käme zu heftigen Preisausschlä-
gen, denen die Wirtschaft nicht 
ausweichen kann, da Investitio-
nen in CO2-Einsparmaßnahmen 
nur mit Verzögerung greifen. Für 
das Tempo, das noch „verkraft-
bar“ ist, ist der Preis die relevante 
Größe – nicht die Menge.

Energiesteuern 
und Förderungen

Angesichts dieser schwerwie-
genden Nachteile erscheint eine 
CO2-Budgetierung schlicht als 
Irrweg. Das gilt auch für den 
internationalen CO2-Emissions-
handel, denn er ermöglicht den 
Bremsern, ihr „Global reden – 
national aufschieben“ (Hermann 
Scheer) zu spielen. Unsere Kli-
maschutzbemühungen sollten 
sich auf die wirksamen Instru-
mente konzentrieren: eine kon-
sequente Energiesteuerreform 
und einen durch Mindestvergü-
tungsregelungen wie das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) 
vorangetriebenen Ausbau der 
erneuerbaren Energien und der 
erforderlichen Speichertechno-
logien!			     n

Der Begriff des ‚Emissionsrechts‘ 
macht aus einer bisher 

legal geduldeten Emission eine 
 öffentlich legitimierte.“
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Pro CO2-Budgetierung

Es kommt auf die 
Lebensstile an 
Die Einführung eines jährlich und persönlich zugeordneten CO2- 
Kontingents ist ein Paradigmenwechsel und führt nicht nur zuverlässig 
zur notwendigen Senkung der CO2-Emissionen, sondern sie setzt neue 
Randbedingungen, die für Wirtschaft und Gesellschaft solide Anreize für 
eine zukunftsfähige Entwicklung bietet.

von Jürgen Osterlänger

Wenn man wirklich ernst-
haft die Emissionen von 

CO2 reduzieren will, gibt es 
eine Methode, die alle anderen 
Methoden – Gesetze, Steuern, 
Selbstverpflichtungen, Verord-
nungen und Verbote – weit in 
den Schatten stellt: die Einfüh-
rung eines persönlichen CO2-
Kontingents, ausgehend vom 
derzeitigen Stand von 11 t CO2 
pro Person und Jahr, sich dann 
im Lauf der nächsten 40 Jahre 
linear reduzierend auf das Zwi-
schenziel 2 t, das nach Ansicht 
der Klimawissenschaftler nach-
haltig vertretbar ist. Solch ein 
CO2-Kontingent wird jedes Jahr 
jedem Einwohner eines Landes 
zugeteilt. Bei jedem Einkauf und 
bei der Bezahlung jeder Dienst-
leistung wird ihm neben dem 
Preis in Geld die CO2-Menge, 
die mit der Produktion und Lie-
ferung des Artikels verbunden 
war, von seinem CO2-Konto ab-
gebucht.

Praktische Umsetzung

Für die praktische Einführung 
eines CO2-Budgets sind alle 
technischen Voraussetzungen 
vorhanden. Das persönliche 
Guthaben ist auf der persönli-
chen Chipkarte gespeichert. Der 
Laser-Scanner im Supermarkt 
oder an der Tankstelle liest neben 
dem Strichcode für den Preis ei-
nen zweiten Strichcode für den 
CO2-Gehalt vom Etikett der 
Waren oder vom Kassenzettel ab 
und der angeschlossene Karten-
terminal belastet die eingelegte 
Karte entsprechend. Es kann 
natürlich gespart und gehandelt 
werden – und schafft dement-
sprechend einen wünschenswer-
ten Reich-Arm-Ausgleich. Es ist 
so ein hervorragendes Modell 
für Klima- und Ressourcenge-
rechtigkeit.

Zwischenziel 2 Tonnen

2 t CO2 pro Kopf und Jahr er-
geben sich, wenn man die als 
dauerhaft zulässig angesehe-
ne Gesamtemission durch die 
Weltbevölkerung von 7 Mrd. 
Menschen teilt – nach dem 
Prinzip „one person – one CO2 
right“. Der derzeitige Pro-Kopf-
„Verbrauch“ liegt in den Indus-
trieländern im Durchschnitt bei 
11 bis 13 t, in den USA gar bei 
über 20 t, in der Dritten Welt teil-
weise weit unter 2 t.

Ressourcengebunde 
Zweitwährung 

Das CO2-Guthaben wird jährlich 
jedem Bürger zugeteilt. Es bildet 
zusammen mit dem Einkommen 
die Grundlage der Verbraucher-
ausgaben – als ein zweites, an 
eine reale Ressource gebunde-
nes Zahlungsmittel. Aus diesem 
Budget muss bei jedem Einkauf 
der CO2-„Verbrauch“ bezahlt 
werden, der bei der Erzeugung 
der entsprechenden Güter und 
der Bereitstellung der entspre-
chenden Dienstleistung verur-
sacht wurde. Ganz nebenbei wird 
unser Zinseszins-Geldsystem 
mit exponenziellem Wachstum 
materiell gedeckelt und so ent-
scheidend gezähmt.

Alle machen mit 

Beim CO2-Bugdet hat jeder das 
gleiche „Guthaben“ und ist ge-
zwungen, sich mit seinem Ver-
halten und dessen Auswirkungen 
auseinanderzusetzen. Vielfache 
positive Entwicklungen sind in 
dem Konzept eingeschlossen 
bzw. ergeben sich daraus wie von 
selbst. Das CO2-Budget
n	 schärft die Wahrnehmung des 
Verbrauchers für die Verbindung 
zwischen Konsum und Natur-
verbrauch.

n	 führt zum Entwicklungs-
schub für die lokale und regiona-
le Ökonomie.
n	 schwächt die sozial und öko-
logisch nachteiligen Wirkungen 
der Globalisierung ab.
n	 stellt Gerechtigkeit her – glo-
bal und innerstaatlich.

n	 sichert Arbeitsplätze, da Ar-
beit langfristig billiger als Ener-
gie wird.
n	 revolutioniert den Maßstab 
der Wirtschaftlichkeit – von mo-
netär zu real.
n	 schafft langfristige Planungs-
sicherheit für die Industrie und 
den Anreiz zum Strukturwandel.
n	 bewirkt, dass Nachhaltigkeit 
ganz von selbst zum Maßstab 
für die technische Optimierung 
wird.
n	 ermöglicht der Marktwirt-
schaft eine ökologisch verant-
wortbare Entfaltung.
n	 stellt ein nachahmenswer-
tes Modernisierungsmodell für 
Schwellen- und Entwicklungs-
länder dar.

Die CO2-limitierte Gesell-
schaft wird in wenigen Jahren auf 
dem Weg zur Solargesellschaft 
sein.

Vorteile gegenüber 
Ökosteuer

Auch von der Ökosteuer kann 
man eine allmähliche Reduzie-
rung der CO2-Emissionen er-
warten. Eine immer weitere Ver-
teuerung von Treibstoffen sowie 
Öl, Gas und Strom trifft jedoch 
in erster Linie die Angehörigen 

der Unterschicht und unteren 
Mittelschicht. Somit stellt es eine 
neue soziale Härte dar. 

Während man diesen Miss-
stand mit bürokratischem 
Aufwand mit entsprechenden 
Ausgleichszahlungen abmil-
dern könnte, hat die monetäre 
Regulierung einen systemischen 
Mangel, der sich ausschließlich 
durch eine Mengenbegrenzung 
beheben lässt. Es geht hier um 
das unvorstellbare Wertschöp-
fungspotenzial der modernen 
kapitalistischen Marktwirtschaft, 
das sich mit monetären Mitteln 
nicht bändigen lässt. Es wäre, 
im Gegenteil, unter bestimmten 
Bedingungen durchaus denkbar, 
dass Ökosteuer und Emissions-
handel den Wertschöpfungs-
prozess weiter anheizen, weil sie 
die verfügbaren Mittel ja nicht 
beschränken, sondern nur um-
verteilen und damit durch eine 

Belohnung der Akteure mit der 
höchsten (monetären!) Effizienz 
die geld- und kapitalgesteuerte 
Wirtschaft weiter antreiben. 

Durch das persönliche CO2-
Budget kann dagegen eine effek- 
tive ressourcenbegrenzte Wirt-
schaft organisiert werden, ohne 
vom exponenziellen Geldmen-
genwachstum ausgehebelt wer-
den zu können. Der Budget-
ansatz schließt den im Prinzip ja 
völlig richtigen Ökosteueransatz 
nicht aus, sondern ist eine her-
vorragende Ergänzung!	   n
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Eine Verteuerung von Öl, Gas und 
Strom trifft in erster Linie die 

Angehörigen der Unterschicht und  
unteren Mittelschicht.
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Architektur, Städtebau und Regionalentwicklung

Gebäude sind die 
größten Energiefresser
Rund die Hälfte der in Deutschland verbrauchten Energie hängt mit  
unseren Gebäuden zusammen: vor allem mit ihrem Wärmeenergiebedarf, 
aber auch mit ihren Baumaterialien und mit dem Verkehr, den sie 
erzeugen. Hier herrscht ein gewaltiges Einsparpotenzial, das bisher 
nur sehr zögerlich genutzt wird. 

von Günther Hartmann

so schlecht ist, dass das Gebäude 
schon nach kurzer Zeit wieder 
abgerissen werden muss. 

Hier setzen Ökobilanzen an. 
Sie überwinden die engstirnige 
Fokussierung auf die Energieeffi-
zienz durch einen ganzheitliche-
ren Ansatz. Sie untersuchen die 
Energie- und Stoffströme wäh-
rend des gesamten Bauprozesses 
und der gesamten Lebensdauer 
eines Gebäudes – vom Herstel-
len seiner Baumaterialien und 
Bauprodukte bis zu deren Ent-
sorgung oder Wiederverwertung 
nach dem Abriss. 

Bei der Betrachtung der 
CO2-Bilanz zeigt sich, dass die 
Holzbauweise anderen Bauwei-
sen deutlich überlegen ist. Denn 
Holz kommt als natürliches Bau-
material fast fertig aus dem Wald, 
während Ziegel, Beton und Stahl 
mit großem Energieaufwand 
künstlich hergestellt werden. Zu-
dem sind im Holz große Mengen 
CO2 gespeichert, die es während 
seines Wachstums der Atmo-
sphäre entzogen hat – und die es 
wieder komplett an sie abgeben 
würde, wenn man es verrottet 
ließe oder verbrennt. So werden 
heute schon 8 % der deutschen 
CO2-Emissionen kompensiert. 
Wenn wir es schaffen würden, 
die CO2-Emissionen zu halbie-
ren und den Anteil der Holz-
bauweise im Neubau- und Sa-
nierungsbereich von momentan 
15 % auf annährend 100 % zu 
erhöhen, dann wären die CO2-
Emissionen fast vollständig kom-
pensiert – nachhaltige Forstwirt-
schaft vorausgesetzt, aber die ist 
in Deutschland gegeben. 

Noch einen Schritt weiter als 
die Ökobilanzen ging die Deut-
sche Gesellschaft für Nachhal-
tiges Bauen (DGNB). Sie hat in 
jahrelanger wissenschaftlicher 
Arbeit ein Zertifizierungssystem 
entwickelt, dessen ganzheitli-
cher Ansatz momentan weltweit 
führend ist. Er betrachtet neben 
der ökologischen Qualität auch 
die ökonomische, die sozio-kul-
turelle und die technische. Jedes 
Themenfeld beinhaltet eine lange 
Liste von Kriterien, die mit un-
terschiedlicher Gewichtung in 
die Gesamtbewertung eingehen.

Nachhaltigkeit beginnt 
bei der Bauleitplanung 

Ist denn nun mit einer DGNB-
Zertifizierung das Ziel Nachhal-
tigkeit erreicht? Nein, denn auch 
dieses Zertifizierungssystem hat 

Die Frage, wie sich Energie 
sinnvoll einsparen lässt, ist 

eng mit den Fragen verknüpft, 
wer in Deutschland wie viel 
Energie verbraucht, wo am ver-
schwenderischsten damit umge-
gangen wird und wo es die größ-
ten Einsparpotenziale gibt. Die 
Industrie verbraucht deutlich 
weniger Energie, als gemeinhin 
vermutet wird: nur 28 %. Eben-
falls 28 % verbrauchen jeweils 
der Verkehr und die privaten 
Haushalte. 

Die privaten Haushalte ver-
wenden Energie vor allem zum 
Erzeugen von Heizwärme und 
Warmwasser. Diesem Zweck die-
nen 35 % des gesamten deutschen 
Energieverbrauchs: 24 % in den 
Wohngebäuden und weitere 11 % 
in den Nichtwohngebäuden. Das 
ist viel – und deutlich mehr als 
die 28 %, die unsere Industrie 
zum Produzieren benötigt. Die 
Gebäude sind die mit Abstand 
größten Energieverbraucher in 
Deutschland. 

Je unkompakter, desto 
dicker die Dämmung

Der große Unterschied zwischen 
Wohn- und Nichtwohngebäuden 
überrascht. Ein Grund liegt wohl 
auch darin, dass bei den Wohn-
gebäuden die Einfamilienhäuser 
einen hohen Anteil ausmachen. 
Sie besitzen ein besonders un-
günstiges Verhältnis von Nutz-
fläche zu Außenwandfläche und 
daher einen rund dreimal so ho-
hen Energiebedarf wie Geschoss-
wohnungen gleicher Größe. Hin-
zu kommt das immense Mehr 
an Verkehrsflächen und Versor-
gungsleitungen. Das Häuschen 
im Grünen ist das Gegenteil von 
nachhaltigem Bauen.

Der hohe Wärmeenergiebe-
darf lässt sich aber durch ent-
sprechende Wärmedämmmaß-

nahmen kompensieren. Das ist 
heute auch gängige Praxis, denn 
die Energieeinsparverordnung 
(EnEV) orientiert sich am Wär-
meenergiebedarf pro m2. Es gilt: 
Je schlechter das Verhältnis von 
Nutzfläche zu Außenwandfläche, 
desto mehr Wärmedämmung ist 
notwendig. Der aktuell vorge-
schriebene Wärmeenergiebedarf 

liegt ungefähr bei 50 kWh/m2a 
für Neubauten. 

Der Gebäudebestand weist 
meist einen vielfach höheren 
Wärmeenergiebedarf auf, denn 
bis Ende der 1970er-Jahre gab 
es noch gar keine Wärmedämm-
vorschriften – und die beiden 
Jahrzehnte danach nur sehr zö-
gerliche. Die energetische Sanie-
rung unseres Gebäudebestands 
ist deshalb eine der wichtigsten 
Aufgaben. Momentan beträgt ihr 
Tempo allerdings weniger als 1 % 
pro Jahr. Eine Vervielfachung des 
Tempos ist dringend geboten. 
Ziel sowohl bei Sanierungen als 
auch bei Neubauten sollte der 
sog. „Passivhausstandard“ sein: 
15 kWh/m2a.

Passivhausstandard 
macht Heizen überflüssig 

15 kWh/m2a – diesen Wert legte 
in den 1990er-Jahren der Bau-
physiker Wolfgang Feist, ein Pi-
onier energieeffizienten Bauens, 
als Standard fest. Die Bezeich-
nung „passiv“ rührt daher, dass 
im Winter so gut wie kein „ak-
tives“ Beheizen mehr notwendig 
ist – außer an extrem kalten Ta-
gen. Das gelingt vor allem mit ei-
ner sehr guten Wärmedämmung: 

30 cm und mehr sind notwendig. 
Außerdem: bessere Fenster, eine 
höhere Luftdichtheit, eine Lüf-
tungsanlage mit Wärmerückge-
winnung sowie eine kompetente 
Planung und eine sorgfältige 
handwerkliche Ausführung.

Zum besseren Verständnis: 
Wärmedämmung und Wärme-
verlust sind reziprok proportio-

nal, d. h. jede Verdopplung der 
Wärmedämmung halbiert den 
Wärmeverlust. Irgendwann ist 
dann ein Punkt erreicht, wo der 
energetische Aufwand für die 
Herstellung zusätzlicher Wärme-
dämmung in keinem vernünfti-
gen Verhältnis mehr zur damit 
eingesparten Heizenergie steht. 
Mehr Wärmedämmung wie 
zum Erreichen des Passivhaus-
standards bringt sowieso nichts, 
weil bei 15 kWh/m2a gilt: Wenn 
das Gebäude anfängt, die Sonne 
aktiv zu nutzen, gewinnt es nor-
malerweise mehr Energie, als es 
verbraucht. Es wird zum „Plus-
Energie-Haus“.

Ökobilanzen betrachten 
gesamten Lebenszyklus 

Ist ein „Plus-Energie-Haus“ 
schon automatisch nachhaltig? 
Nein, denn damit wird nur etwas 
über die Energiebilanz während 
der Nutzungsphase ausgesagt. 
Alle anderen Aspekte bleiben 
ausgeblendet. Es könnte z. B. 
sein, dass zur Erstellung des 
Gebäudes so viel Energie ver-
braucht wird, dass die anschlie-
ßende Energieeinsparung kaum 
mehr ins Gewicht fällt. Oder es 
könnte sein, dass die Bauqualität 

Bei der CO2-Bilanz zeigt sich,  
dass die Holzbauweise anderen Bau-

weisen deutlich überlegen ist.
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blinde Flecken! Es ist ganz auf 
die Gebäudequalität fokussiert 
und blendet die Standortqualität 
bisher völlig aus: die fußläufige 
Erreichbarkeit von Nahversor-

gungseinrichtungen, von Kin-
dergärten, von Schulen und von 
Haltestellen des Öffentlichen 
Personen-Nahverkehrs (ÖPNV). 
Und den Beitrag des Gebäudes 
als städtebaulicher Baustein zu 
einer sinnvollen Bebauungsdich-
te und Siedlungsstruktur. 

Der Verkehr ist in Deutsch-
land für 28 % des Gesamtener-
gieverbrauchs verantwortlich. 
Ein Drittel davon – 10 % des Ge-
samtenergieverbrauchs – entfällt 
dabei auf die täglichen Fahrten 
zum Arbeitsplatz. Viele ließen 
sich vermeiden, wenn die räum-
lichen Strukturen anders wären. 
Das Zauberwort lautet: Nähe. 
Die verlor mit zunehmender Au-
tomobilisierung immer mehr an 
Bedeutung. Der ländliche Raum 
wurde zersiedelt, weil die Grund-
stücke und Immobilien dort bil-
liger sind. Ein moderater Benzin-
preis und die Pendlerpauschale 
machten es finanziell lukrativ. 

Statt sich auf vorhandene 
Siedlungsschwerpunkte zu kon-
zentrieren und diese mit Ver-
stand weiterzuentwickeln, geht 
die Entwicklung in die Breite. So 
verschwinden allein in Bayern 
täglich 21 ha Landschaft, jähr-
lich ein Gebiet in der Größe des 
Chiemsees. Gebaut werden dabei 
vor allem die flächenfressends-
ten Gebäudetypen – Einfami-
lienhäuser, eingeschossige Ge-
werbehallen und eingeschossige 
Einkaufszentren – sowie neue 
Straßen für deren Erschließung.

Oft sind Menschen sogar der 

Meinung, dünn besiedelte Ge-
biete seien „ökologischer“ als die 
„Betonwüsten“ der Stadt. Fakt 
ist: Der Pro-Kopf-Verbrauch an 
Verkehrsfläche ist in ländlichen 

Gemeinden um ein Vielfaches 
höher als in Städten, ebenso der 
Aufwand für die Versorgung mit 
Abwasserkanälen, Trinkwasser-
rohren, Strom- und anderen Lei-
tungen. Hohe Bebauungsdichten 
bedeuten einen geringeren Ver-
brauch an Bodenfläche und Res-
sourcen. Je dichter die Menschen 
zusammenrücken, desto mehr 
unbebaute Landschaft bleibt 
übrig, desto weniger Straßen 
braucht es, desto weniger Auto-
verkehr entsteht.

Zum besseren Verständnis 
ein Beispiel: In einer 100 m lan-
gen Straße haben auf jeder ihrer 
Seiten entweder vier Einfamili-
enhäuser Platz – oder bei einer 
durchgehend viergeschossigen 
Randbebauung 32 Wohnungen. 
Das ist das Achtfache. Umge-
kehrt bedeutet das: Jede dieser 
Geschosswohnungen benötigt zu 
ihrer Erschließung nur ein Ach-
tel so viel Straßenfläche wie ein 
Einfamilienhaus. Geschosswoh-
nungen sind also ein Ausdruck 
von Bescheidenheit und Spar-
samkeit.

Der Slogan „Global denken, 
lokal handeln“ wird oft miss-
verstanden und dahingehend 
interpretiert, dass das unmit-
telbare Umfeld vor der eigenen 
Haustür möglichst „ökologisch“ 
und „naturnah“ sein sollte. Die-
se Betrachtungsweise übersieht 
Problemzusammenhänge. Zum 
globalen und lokalen Maßstab 
muss unbedingt der regionale 
Maßstab hinzugedacht werden, 

sonst gerät man in konzeptionel-
le Sackgassen.

Worum geht es beim Thema 
Siedlungsstrukturen? Es geht 
immer darum, dass in einer be-
stimmten Region eine bestimmte 
Zahl von Menschen wohnen und 
arbeiten muss – und auch noch 
weitere Bedürfnisse hat. Und die 
Frage lautet: Wie organisiert man 
das räumlich? 

Es gibt zwei Möglichkeiten: 
(1) Den Landschaftsverbrauch 
maximieren, indem man Woh-
nen, Arbeiten und Versorgung 
gießkannenartig verteilt, was zu-
dem den Autoverkehr maximiert 
und einen attraktiven ÖPNV 
verhindert. (2) Den Landschafts-
verbrauch und Autoverkehr mi-
nimieren, indem man Wohnen, 
Arbeiten und Versorgung auf 
dicht bebaute Siedlungsgebiete 
konzentriert. Das bedeutet: am 
besten Geschosswohnungen, zu-
mindest Reihenhäuser; fußläufig 
erreichbare Versorgungseinrich-
tungen, Kindergärten und Schu-
len; ein ÖPNV mit dichtem Netz 
und Takt.

Unser Energiebedarf 
lässt sich halbieren

Die 35 % des deutschen Gesamt-
energieverbrauchs, die momen-
tan zur Erzeugung von Heiz-
wärme und Warmwasser dienen, 
lassen sich so weit senken, dass 
der Rest vollständig mit regene-
rativen Energien gedeckt wer-
den kann. Da rund 75 % unserer 
Gebäude vor der ersten Wärme-
schutzverordnung entstanden 
sind, ist die energetische Sanie-
rung eine dringende Aufgabe. 
Steigende Energiepreise sollten 
Hausbesitzer dazu motivieren. 

Staatliche Förderungen über 
zinsgünstige Baukredite stellen 
einen zusätzlichen Anreiz dar 
und ermöglichen auch Hausbe-
sitzern mit geringen Ersparnis-
sen diese Investitionen.

Für den ökologischen Fußab-
druck eines Gebäudes ist der ge-
samte Lebenszyklus zu betrach-
ten: von der Herstellung seiner 
Baustoffe bis zu deren Entsor-
gung oder Wiederverwertung 
nach dem Abriss. Ökobilanzen 
zeigen, dass der natürliche Bau-
stoff Holz anderen Baustoffen 
überlegen ist. Zudem bindet 
Holz große Mengen CO2, was 
künftig über entsprechende För-
derungen oder positive Anrech-
nung auf ein CO2-Budget hono-
riert werden sollte. 

Die baulichen Strukturen sind 
zudem verantwortlich für die Er-
zeugung oder die  Verhinderung 
von Autoverkehr. Wichtig sind 
deshalb hohe Bebauungsdichten 
und eine sinnvolle Siedlungs-
struktur: ein fein abgestuftes 
Zentrensystem der kurzen Wege, 
in dem sich die meisten der täg-
lichen Ziele zu Fuß und der Rest 
bequem mit dem ÖPNV errei-
chen lassen. Dazu müssen Stadt-
planung und ÖPNV eng aufein-
ander abgestimmt sein. 

Auf diesen drei Ebenen – (1) 
Wärmeenergiebedarf, (2) Ökobi-
lanz, (3) Siedlungsstruktur und 
Verkehr – lässt sich die Hälfte 
unseres momentanen Gesamt-
energiebedarfs einsparen bzw. 
lokal über regenerative Energien 
decken. Das Wissen und die 
Technik dazu sind schon seit 
Langem vorhanden. Es fehlt nur 
an der konsequenten Umset-
zung. 			     n

Kommunen könnten Holzbau fördern
Der Arbeitskreis „Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit“ des 
„Netzwerks Holzbau München“ entwickelte ein Excel-Tool, mit 
dem sich bei Holzbauprojekten die damit gebundene CO2-Menge 
errechnen lässt – und auf der Basis eines Fördersatzes (vorge-
schlagen: 0,30 Euro/kg) ein Förderbetrag. Ziel ist, dass möglichst 
viele Kommunen die CO2-Speicherung als Beitrag für den Klima-
schutz finanziell unterstützen. Als Grundlage für entsprechende 
Anträge in Stadt- und Gemeinderäten können Interessierte das 
„Formblatt Förderhöhe CO2-Bonus“ kostenfrei downloaden: 

http://muenchner-fachforen.de  Downloads  Newsletter 
Netzwerk Holzbau München

Der Nutzen der Holzbauweise für den Klimaschutz ist in der 
24-seitigen Broschüre „Bauen mit Holz = aktiver Klimaschutz“ 
der TU München gut verständlich dargestellt:  

www.cluster-forstholzbayern.de  Holzverwendung  Argumente 
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Über äußere und innere Energien 

Essay gegen das Ausbrennen
Um aus der energetischen Sackgasse herauszufinden, muss zweierlei  
bewusst werden. Erstens: Der bisherige Umgang mit Energie geht mit einer 
gigantischen Täuschungsmaschinerie einher. Zweitens: Wir müssen die 
Bedeutung der Erneuerbarkeit von Energie auch auf die inneren Energien 
des Menschen beziehen. 

von Dr. Fritz Reheis

Die Bereitschaft, immer grö-
ßere Risiken bei der Energie-

versorgung in Kauf zu nehmen, 
geht einher mit hemmungsloser 
Täuschung. Für die 435 Atom-
kraftwerke, die derzeit weltweit 
existieren, sind grundlegende 
Sicherheitsfragen ungeklärt. 
Energiekonzerne, Regierungen 
und abhängige Wissenschaftler 
konstruieren sich ihre Risiko-
szenarien so, dass die Produkti-
on beherrschbar und die Kosten 
konkurrenzfähig scheinen. Das 
Gleiche gilt für den Umgang mit 
fossilen Energiequellen. Warum 
nehmen wir all die Risiken in 

Kauf? Weil unser grenzenloser 
Hunger nach Energie der Reali-
sierung eines Wohlstands- und 
Wachstumsmodells dient, das 
für ein Fünftel der Menschheit 
im Laufe der letzten 100 Jahre 
selbstverständlich geworden ist 
und nun von vier Fünfteln der 
Menschheit ebenso beansprucht 
wird. Nach allem, was wir heu-
te wissen, wird dies der Globus 
nicht verkraften können. 

Täuschung und  
Erschöpfung

Die reichen Gesellschaften, die 
sich zudem „aufgeklärt“ wäh-
nen, halten dennoch an diesem 
Modell fest und verkünden, dass 
es alternativlos sei. Auch hier 
ist eine gigantische Täuschung 
am Werk. Die moderne Glücks-
forschung hat nämlich gezeigt, 
dass der ständig unterstellte 
Zusammenhang zwischen ma-
teriellem Wohlstand und Wirt-
schaftwachstum einerseits sowie 
Wohlbefinden und Zufrieden-
heit andererseits nur sehr be-

grenzt existiert. Sind die Grund-
bedürfnisse befriedigt, steigt mit 
zunehmender materieller Güter-
ausstattung das Wohlbefinden 
kaum mehr, nimmt manchmal 
sogar ab. 

Das hat drei Gründe, die sich 
mittlerweile herumgesprochen 
haben und tagtäglich am eigenen 
Leib erfahren werden können: 
Erstens gewöhnen wir uns an 
Luxusgüter ziemlich schnell, so-
dass sie ihren subjektiven Wert 
für uns bald einbüßen. Zweitens 
vergleichen wir uns in unserem 
Konsumverhalten oft unbemerkt 
mit unserem Nachbarn. Wenn 

der dasselbe Statussymbol erwor-
ben hat, ist der Vorsprung wieder 
dahin. Und drittens neigen wir 
dazu, die Kosten der Steigerung 
des materiellen Wohlstands zu 
unterschätzen – individuelle 
Kosten wie Überstunden oder 
Stress am Arbeitsplatz, gesell-
schaftliche Kosten wie Umwelt-
zerstörung, Verschuldung. Oder 
auch  Sicherheitsmaßnahmen, 
die erforderlich werden, um jene 
abzuwehren, die von diesem 
materialistischen Lebens- und 
Wohlstandsmodell ausgeschlos-
sen sind. 

Prototyp dieses Modells ist 
jener sprichwörtliche Zeitge-
nosse, der Sachen kauft, die er 
nicht braucht, um Leute zu be-
eindrucken, die er nicht mag, mit 
Geld, das er nicht hat – oder das 
er durch eine Arbeit verdienen 
muss, die ihn krank macht. Auf 
die sich daraus ergebenden Frus-
trationsgefühle folgt eine Erhö-
hung der Anstrengungen, anstatt 
zu fragen, wohin es eigentlich ge-
hen soll. Das Bild vom Hamster-

rad trifft den Nagel auf den Kopf. 
Nur: Die Hamster sind klüger. 
Sie trippeln gleichmäßig vor sich 
hin und steigen aus, wenn sie 
keine Lust mehr haben. 

Wir haben es also mit einem 
doppelten Täuschungssystem zu 
tun, einem inneren und einem 
äußeren: Wir stecken unsere in-
neren Energien in Projekte, die 
uns auf Dauer nicht zufrieden 
machen. Und wir setzen dabei 
äußere Energien in Bewegung, 
über deren Risiken wir uns nicht 
ehrlich Rechenschaft ablegen. 
Nicht nur die äußeren, auch die 
inneren Kraftquellen brennen 
mit rasch zunehmendem Tem-
po aus. Die innere Erschöpfung 
zeigt sich in der Burnout-Stö-
rung, in der „erschöpften Ge-
sellschaft“ (Alain Ehrenberg), 
aber auch in der sozialen Fanta-
sielosigkeit im Umgang mit den 
eigenen psychischen Energien, 
die äußere Erschöpfung in ausge-
brannten Kernkraftwerken und  
Ölförderanlagen, in leeren fossi-

len Energietanks, im Klimawan-
del. Vermutlich stehen materielle 
und psychische Energie sogar in 
einem fatalen Wechselverhältnis 
zueinander: Je mehr die äußeren 
Energien schwinden, desto mehr 
sind wir auf die inneren angewie-
sen. Und je mehr die inneren ab-
nehmen, desto mehr fixieren wir 
uns auf die äußeren.

Ausweg aus der 
Sackgasse?

Wir sind ganz offensichtlich mit 
unserem „fortschrittlichen“ Um-
gang mit Energie in einer Sack-
gasse gelandet. Also heißt es, sich 
einen Überblick zu verschaffen. 

Was eigentlich ist Energie? Die 
einfachste Definition lautet: das 
Vermögen, Arbeit zu leisten. Ar-
beit in einem anthropologischen 
Sinn ist die fundamentale Vor-
aussetzung für das menschliche 
Leben, sie verbindet den „organi-
schen“ mit dem „unorganischen 
Leib“ des Menschen (Karl Marx). 
Beim Arbeiten wirken die Ener-
gien des Menschen und die der 
Natur zusammen. 

Der erste Schritt des Weges 
aus der Sackgasse besteht also 
darin, zusammenzudenken, was 
zusammengehört: äußere und 
innere Energien, Natur und 
Mensch. Das war auch das Anlie-
gen der UNO auf der vor 20 Jah-
ren einberufenen Konferenz von 
Rio: die Interessen des Nordens 
und des Südens der Welt glei-
chermaßen ernst nehmen und 
deshalb die Themen „Umwelt“ 
und „Entwicklung“ als einheit-
lichen Themenkomplex behan-
deln. Diese Konferenz hat das 
Leitbild „Nachhaltige Entwick-
lung“ weltweit bekannt gemacht. 
Völlig unklar blieb allerdings, 
wie beides tatsächlich kompati-
bel gemacht werden kann. 

Die Unklarheit rührt daher, 
dass mit dem Begriff Nachhal-
tigkeit zwar die Zeitdimension 
ins Zentrum rückt, aber die Ver-
fechter dieses Leitbilds bisher 
kein konsistentes Konzept vor-
weisen können, wie Umwelt und 
Entwicklung zu synchronisieren 
wären. Wenn wir das Ausbren-
nen der Energien abwenden und 
Energie sowohl im „unorgani-

schen“ wie im „organischen“ Leib 
auf Dauer nutzen wollen, müssen 
wir den Umgang mit ihr auf bei-
den Seiten so organisieren, dass 
sich verbrauchte Kräfte immer 
wieder erneuern können: Unser 
Umgang mit Energie muss der 
Form des Kreislaufes folgen. 

Äußere Energien 
und Syntropie

Beginnen wir bei den äußeren 
Energien: Seit dreieinhalb Mil-
liarden Jahren gibt es Leben 
auf der Erde, getaktet durch die 
Kreisbewegungen der Himmels-
körper. Sommer und Winter, 
Vollmond und Neumond, Tag 

Je mehr die inneren Energien 
abnehmen, desto mehr 

fixieren wir uns auf die äußeren.

Je mehr die äußeren Energien 
schwinden, desto mehr sind wir 

auf die inneren angewiesen. 
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und Nacht haben in Pfl anzen 
und Tieren ihre Spuren hinter-
lassen. Es ist die Wiederkehr des 
Ähnlichen, die dem Leben sei-
ne Stabilität verleiht, auf deren 
Grundlage erst Neues entstehen 
kann. Was in der Forstwirtschaft  
seit Jahrhunderten anerkannt 
ist, müsste auf die gesamte Wirt-
schaft  übertragen werden. 

In Bezug auf die energeti-
sche Seite von Kreisläufen exis-
tiert jedoch eine Besonderheit: 
Die Th ermodynamik lehrt uns, 
dass in geschlossenen Systemen 
die Menge der Energie immer 
gleich groß bleibt und jede Ver-
änderung das energetische Po-
tenzial schrumpfen lässt. Dies 
wird „Entropie“ genannt – das 
„Grundgesetz vom Abstieg“ 
(Christian Schütze), das umfas-
sendste Gesetz der physischen 
Welt. Um die Energieversorgung 
auf eine nachhaltige Basis zu 
stellen, ist die Umorientierung 
auf eine andere Eigenschaft  der 
Natur nötig: auf die durch die 
Evolution bewiesene Fähigkeit 
der Materie, sich selbst zu orga-
nisieren und lebendige Struktu-
ren aufzubauen. Nur Lebewesen 
können gegen den Strom der 
Entropie schwimmen und „Syn-
tropie“ schaff en. Syntropie ist das 
„Grundgesetz des Aufstiegs“ (Pe-
ter Kafk a). 

Eine nachhaltige Wirtschaft  
muss also so „biologisch“ wie nur 
möglich sein. Nur im Bereich des 
Lebendigen kann die Syntropie 
nämlich als Kraft  des Aufstiegs 
gegen die Entropie als Kraft  des 
Abstiegs wirksam werden. Eine 
nachhaltige Wirtschaft  wird ihre 
Energieversorgung statt an Be-
standsgrößen zu 100 % an Fluss-
größen ausrichten, die auf die 
Sonne zurückgehen: die Wär-
mestrahlung, die Bewegung von 
Luft  und Wasser, die Photosyn-
these und die Photovoltaik. 

Innere Energien
und Reflexion

Und die inneren Energien, die 
Energien des Menschen? Auch 
der Mensch ist ein zyklisches 
Wesen. Es ist der Kreislauf von 
Einatmen und Ausatmen, Er-
nährung und Ausscheidung, 
Anspannung und Entspannung, 
Wachsein und Schlafen, Aktivi-
tät und Ruhe, Tun und Lassen, 
Arbeit und Muße, der ihn am 
Leben erhält. Bei der Suche nach 
Maßen für den klugen Umgang 
mit inneren Energien geht es aber 

um mehr als um Burnout-Pro-
phylaxe. Was den Menschen zur 
„Krone der Schöpfung“ macht, 
ist eine besondere Fähigkeit: Er 
kann mit seinem Bewusstsein 
„refl ektieren“. Er kann immer 
wieder prüfen, was er gemacht 
hat, und das gegebenenfalls kor-
rigieren. Während Pfl anzen, Tie-
re und der menschliche Körper 
nur den Kreislauf von Anstren-
gung und Ruhe kennen, ist es der 
Wechsel oder besser Kreislauf 
zwischen Eingreifen und Begrei-
fen, der den Menschen auszeich-
net. Wo der Mensch zu faul ist 
zum Nachdenken oder gewalt-
sam am Refl ektieren gehindert 

wird, brennen seine geistigen 
Energien genauso aus wie seine 
körperlichen, wenn er sich keine 
Ruhephasen gönnt oder daran 
gehindert wird, sich zu erholen. 
Refl exion und Syntropie gehor-
chen mithin demselben evolu-
tionären Muster. Wir sind also 
gut beraten, diese Fähigkeit des 
Zurückbeugens unseres Geistes 
zu hegen und zu pfl egen. 

Das erfordert eine innere und 
eine äußere Voraussetzung. 

Menschen brauchen erstens 
die Fähigkeit, von innen heraus 
zu bestimmen, worauf sie ihre 
Energien lenken, wie sie eigent-
lich leben wollen: die Freiheit des 
Willens. Wie der Mensch seinen 
Willen befreien kann, hat Peter 
Bieri in seinem Buch „Handwerk 
der Freiheit“ erklärt. Solange der 
Mensch nur das will, was von 
ihm gefordert wird oder allge-
mein als erstrebenswert gilt, ist 
sein Wille unfrei. Soll der Wille 
aus seinem Inneren entspringen, 
muss er nicht nur wissen, wer 
er ist, sondern zudem ein en-
ges Verhältnis zwischen seinem 
Identitätsbewusstsein und sei-
nem Willen herstellen. Wiede-
rum also ein zyklisches Muster: 
Ausgehend von meinem spon-
tan existierenden Willen prüfe 
ich, ob ich selbst es bin, der das 
Gewollte will. Der Kreis ist erst 
geschlossen, wenn der spontane 
Wille und das kritische Urteil 
zur Deckung gebracht sind. Das 
muss gelernt und geübt werden. 

Auf dem Weg zu einer glo-
bal nachhaltigen Entwicklung 
käme es deshalb zweitens dar-
auf an, in allen Lebensabschnit-
ten und Gesellschaft sbereichen 
ausreichend Räume und Zeiten 
für das Lernen des Innehaltens, 
des Nach- und Vorausdenkens 
über die Frage einzurichten, wie 
wir leben, d. h. lernen, arbeiten, 
wohnen und lieben wollen. Sol-
che Räume und Zeiten könnten 
dem Nonstop-Betrieb des Ka-
pitalismus mit seinen allgegen-
wärtigen Leistungs- und Flexibi-
lisierungszwängen einen echten 
Widerstand entgegensetzen und 
jene Energie entfachen, die in 

uns selbst steckt: die produktive 
Kraft  der Suffi  zienz. 

Fazit: Wir haben nicht nur 
die Wahl zwischen atomarer 
Verstrahlung und fossilem Treib-
haus. Es gibt eine dritte Strate-
gie gegen das Ausbrennen: Wir 
können unsere eigenen Energien 
entdecken und entwickeln, die 
seelisch-geistigen Quellen an-
zapfen und den Weg, auf dem 
wir bisher nach dem guten Le-
ben gesucht haben, noch einmal 
überprüfen. 

Endlich mit ehrlicher 
Arbeit beginnen

Schon die alten griechischen Phi-
losophen haben darauf hinge-
wiesen, dass es immer zwei Wege 
gibt, die Diskrepanz zwischen 
materiellen Wünschen und ma-
teriellen Möglichkeiten zu über-
winden: den der Erweiterung 
der Möglichkeiten und den der 
Begrenzung der Wünsche. Statt 
durch immer mehr Anstrengun-
gen für die Erweiterung unserer 
materiellen Möglichkeiten inner-
lich auszubrennen, könnten wir 
durch Refl exion und Korrektur 
unseres Wollens unsere mensch-
lichen Potenziale entfachen. Wir 
könnten erkennen und erleben, 
dass soziale Beziehungen und 
kreatives Tun für das Wohlbe-
fi nden ungleich entscheidender 
sind als das meiste von dem, 
worauf wir unsere Energien täg-
lich verschwenden. Wir könnten 
Fortschritt neu defi nieren, uns 

vom Irrweg der Maximierung 
des Güterwohlstands verab-
schieden und eine andere Form 
des Wohlstands erschließen: den 
Zeitwohlstand. Gut leben, statt 
viel haben – das wäre das Motto.

Wer ständig mehr Geld aus-
gibt, als er hat, sich nur noch 
durch einen Bankraub zu helfen 
weiß, kann kaum mit der Sympa-
thie seiner Mitwelt rechnen. Und 
wenn ein wachsender Teil der 
Menschheit ständig mehr Ener-
gie verbraucht, als die Natur zur 
Verfügung stellt, und sich des-
halb gezwungen sieht, zu immer 
riskanteren Formen der Ener-
gieversorgung zu greifen, sodass 
am Ende nur mehr die Wahl zwi-
schen dem atomaren oder fossi-
len Ausbrennen besteht? 

Wir sollten also nicht mehr 
wie Bankräuber in immer bes-
sere Schweißbrenner für den 
Einbruch in die Tresore der Welt 
investieren, sondern endlich mit 
ehrlicher Arbeit beginnen (Hans-
Peter Dürr). Dann könnten wir 
die Früchte des Zusammenwir-
kens von Natur und Menschen 
guten Gewissens genießen.   n

Fritz Reheis
Wo Marx Recht hat
Primus, 2012
208 Seiten
19.90 Euro
978-3-86312-327-7

Fritz Reheis
Bildung contra 
Turboschule
Ein Plädoyer
Herder, 2007/2010
224 Seiten
8.95 Euro
978-3-451-06274-2

PD Dr. Fritz Reheis, 
Jahrgang 1949, 
ist Hochschul-
lehrer am Lehr-
stuhl für Politi-
sche Th eorie der 
Otto-Friedrich-
Universität 
Bamberg sowie 

Autor der Bücher „Wo Marx 
Recht hat“ (2011), „Bildung 
contra Turboschule“ (2007), 
„Nachhaltigkeit, Bildung und 
Zeit“ (2005) und „Die Krea-
tivität der Langsamkeit“ (1996).
Kontakt: www.fritz-reheis.de 

Wo der Mensch zu faul ist 
zum Nachdenken oder gewaltsam am 

Refl ektieren gehindert wird,
brennen seine geistigen Energien aus.
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Interview mit Samuel Drempetic 

„Das BIP ist nur ein Indikator, 
eine Kunstgröße“
Klimawandel und die Finanzkrisen stellen das Leitbild „wachsendes 
Bruttoinlandsprodukt (BIP)“ zunehmend in Frage. Sollte zur Lösung 
dieser Probleme das BIP schrumpfen? Oder doch wachsen? Oder 
ist das irrelevant. Günther Hartmann befragte Samuel Drempetic, den 
Leiter des „Centrums für Globales Lernen“.

ÖkologiePolitik: Herr Drem-
petic, warum wird jedes Jahr das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) aus-
gerechnet? 

Samuel Drempetic: Das BIP 
und andere Indikatoren dienen 
der Orientierung. In Deutsch-
land interessiert dabei weniger 
die absolute Höhe, sondern mehr 
die Veränderung: das sog. „Wirt-
schaftswachstum“. Viele machen 
den Fehler, das BIP mit dem 
Wohlergehen einer Gesellschaft 
gleichzusetzen. Dabei gibt das 
BIP nicht einmal das wirtschaft-
liche Wohlergehen einer Volks-
wirtschaft wieder. Neben vielen 
internationalen politischen Insti-
tutionen machte dies auch schon 
der Deutsche Bank Research 
vom Oktober 2006 deutlich. 

Wie beeinflusst das BIP die 
Wirtschaftspolitik? 

Die Relevanz des BIPs lässt 
sich gut an den Jahresgutachten 
des „Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung“ – um-

gangssprachlich „Wirtschafts-
weisen“ genannt – aufzeigen. 
Schon im Punkt 2 des Executive 
Summary für 2011/2012, dem 
ersten inhaltlichen Absatz, be-
ruht die Analyse der wirtschaft-
lichen Entwicklung allein auf 
der Darstellung des BIPs und 
dessen Veränderung. Fast jedes 
Wirtschaftsinstitut informiert 
uns mit solch einer Wachstums-
prognose. In der Politik gibt es 
zwei grundlegende Argumente, 
die anscheinend fast jegliches 
Handeln rechtfertigen: die Ar-
beitslosenquote und das wirt-

schaftliche Wohlergehen. Letzte-
res wird fälschlicherweise oft mit 
dem BIP gleichgesetzt. Natürlich 
ist dies im Grunde nichts ande-
res als eine didaktische Redukti-
on komplexer Sachverhalte, um 
öffentliche Erklärungen einfach 
halten zu können. Das darf aber 
nicht dazu führen, dass auch 
Entscheidungen auf dieser Re-
duktion aufbauen. Diese sollten 
vielmehr die differenzierten ge-
sellschaftlichen Ziele berücksich-
tigen.

Was wäre, wenn man Glück 
als Wohlstandsindex messen 
würde? Wie würde sich da die 
Wirtschaftspolitik ändern? 

Ich bin natürlich der festen 
Überzeugung, dass sich dann die 
Wirtschaftspolitik ändern würde 
– sonst wäre meine Zeitinves-
tition für einen anderen Wohl-
standsindex ziemlich grotesk. 
Ich finde aber Ihre Frage interes-
sant. Sie suggeriert, dass man die 
Indikatoren aussucht und dann 
überlegt, was passiert, wenn 

man diese misst. Es mangelt uns 
schließlich nicht an erhobenem 
Zahlenmaterial, Messgrößen 
und Indikatoren. Im Unterneh-
menscontrolling wird glückli-
cherweise anders vorgegangen: 
Erst überlegt man, was man er-
reichen möchte, und dann, wie 
sich das am besten abbilden lässt. 
Natürlich ist das Mikrosystem 
des Unternehmens nicht eins zu 
eins vergleichbar mit einer Ge-
sellschaft, doch partielle Analo-
gien halte ich für gerechtfertigt: 
Viele Unternehmen haben sich 
davon verabschiedet, eine ein-

zige Kennzahl zu beobachten, 
da diese in den seltensten Fällen 
eine ausreichende Steuerungsar-
gumentation liefert. Auch lassen 
viele Unternehmen ihre Mitar-
beiter befragen, wie zufrieden 
diese mit den unterschiedlichen 
Bedingungen im Unternehmen 
sind. Die Ergebnisse sind nicht 
unerheblich für die Führungs-
riege, auch wenn natürlich eine 
leistungsorientierte Bezahlung 
meist an finanzielle Kennzahlen 
gekoppelt ist. Es gibt auch Städ-
te, die ihre Bewohner befragen, 
wie zufrieden oder glücklich sie 
sind – z. B. die „Glücksgemeinde“ 
Schömberg. Das „Centrum für 
Globales Lernen“ hat der Stadt 
Nürnberg vorgeschlagen, dass 

die Metropolregion das Glücks-
jahr 2013 ausruft, sich regional 
mit dem Thema intensiv ausei-
nandersetzt und die Bürger nach 
ihrer Zufriedenheit befragt – bis-
her leider noch ohne Reaktion.

Könnte es sein, dass bei 
schrumpfendem BIP auch das 
Glück sinkt? Was dann?

Ich halte es jederzeit für mög-
lich, dass das BIP schrumpft 
und auch subjektive Glücksin-
dikatoren sinken. Wieso auch 
nicht? Nach den aktuellen wis-

Samuel Drempetic, Jahrgang 1983, studierte Volkswirtschaftslehre 
und Pädagogik in Würzburg und Zaragoza. Seit Anfang 2011 leitet er 
das „Centrum für Globales Lernen“ in Nürnberg. Dort konzipiert er 
Seminare, Workshops und andere Veranstaltungen. Die Ergebnisse der 
Fachtagung „Jetzt aber richtig! Lehren aus den Weltkrisen“ veröffent-
lichte er zusammen mit Pater Dr. Jörg Alt SJ im dem Buch „Wohlstand 
anders denken“.  
Kontakt:  drempetic@cfgl.de 

„Das BIP ist im Grunde eine 
didaktische Reduktion komplexer 

Sachverhalte, um öffentliche 
Erklärungen einfach halten zu können.“

senschaftlichen Erkenntnissen 
ist eben keine direkte Kopplung 
zwischen BIP-Wachstum und 
den geläufigen Glücksindikato-
ren feststellbar, was folglich eine 
Berücksichtigung von subjekti-
ven Indikatoren rechtfertigt. Den 
Erfolg einer Gesellschaft würde 
ich nicht nur an diesen beiden 
Indikatoren messen, weswegen 
erst einmal eine Analyse der 
Gründe folgen müsste. Beide In-
dikatoren zeigen nur etwas an, 
sagen aber natürlich nicht, wie 
man darauf reagieren soll. 

Was wäre, wenn man weder 
das BIP noch einen anderen 
Wohlstandsindex misst? 

Im Grunde steckt in der gan-
zen Frage nach Wohlstandsin-
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Centrum für Globales Lernen
Das „Centrum für Globales Lernen“ ist eine Kooperation der 
Akademie CPH (Caritas-Pirckheimer Haus) und der deutschen 
Jesuitenmission in Nürnberg. Es bündelt vielfältige Erfahrungen, 
um die Inhalte und Kompetenzen von Bildung für nachhaltige 
Entwicklung zu verbreiten und auszubauen. Dabei unterstützt 
es – sowohl allein als auch in Kooperationen – Kampagnen und 
Projekte, die einen Beitrag zur weltweiten Gerechtigkeit leisten, 
inhaltlich, konzeptionell und organisatorisch. 

Die deutsche Kampagne „Steuer gegen Armut“ wurde vom 
„Centrum für Globales Lernen“ im Oktober 2009 initiiert. Sie 
kämpft  für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer. Inzwi-
schen wird sie von 93 Organisationen mitgetragen, darunter die 
ÖDP als eine von vier politischen Parteien. 

Aktueller Stand: Die europäischen Finanzminister stellten am 
29. Juni 2012 offi  ziell fest, dass die Einführung einer Finanztrans-
aktionssteuer in der ganzen EU nicht möglich sei. Seither verhan-
deln zehn Staaten – darunter Deutschland, Frankreich, Spanien 
und Italien –, ob sich eine Finanztransaktionssteuer in ihrem Be-
reich einführen lässt. 

      www.cfgl.de  | www.steuer-gegen-armut.org

B U C H T I P P
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dikatoren nicht mehr und nicht 
weniger als die Frage nach einem 
gelungenen Leben. Einem gelun-
genen Leben einer Stadt, Region, 
Nation oder Weltgesellschaft . Es 
stellt sich die Frage des Messens 
konsequenterweise erst dann, 
wenn die Frage des Ziels eindeu-
tig ist. Wenn es rein hypothetisch 
keinen Wohlstandsindikator 
gäbe, würde sich die Mensch-
heit über kurz oder lang einen 
ausdenken. Höchstens die Men-
schen hören irgendwann auf, 
sich gegenseitig nach dem Be-
fi nden zu erkundigen. Schon im 
persönlichen Nahumfeld haben 
die Menschen Indikatoren, an 
denen sie ihr Wohlbefi nden fest-
machen. Für den einen mag es 
die Schmerzstärke in der Hüft e 
sein, für die anderen die Sonnen-
tage. Man versucht automatisch, 
seinen Begriff  von Wohlergehen 
an etwas festzumachen, was viel-
leicht auch für den einen oder 
anderen nachvollziehbar ist. Ich 
halte es für vernünft ig, das eige-
ne Handeln und den Weg, den 
man geht, zu überdenken und 
zu refl ektieren. Indikatoren sind 
hierfür eine Hilfestellung und ein 
Versuch, das Ganze ein bisschen 
zu objektivieren. Nicht mehr und 
nicht weniger. Sie sind nicht das 
Ziel, sondern unterstützen uns, 
die selbst gesteckten Ziele zu 
überprüfen. Da es schwieriger 
ist, qualitative Indikatoren zu be-
werten, ist man versucht, sich an 
quantitative zu halten und auch 
Glück zu quantifi zieren. Man 
sollte Indikatoren nicht überbe-

werten, aber eine Verteufl ung 
halte ich nicht für sinnvoll.

Wenn das BIP sinkt, wie kön-
nen dann Staat, Unternehmen 
und Bürger ihre Schulden ver-
zinst zurückzahlen?

Das BIP ist nur ein Indikator. 
Eine Kunstgröße. Es ist in erster 
Linie ein Produktionsindikator, 
der für einen gewissen Zeitraum 
den Marktwert der hergestell-
ten Dienstleistungen und Gü-
ter anzeigt. Das BIP sagt noch 
lange nicht aus, wie viel Geld in 
den Kassen bleibt. Für den Staat 
sind z.B. die Steuereinnahmen 
entscheidend, für Unternehmen 

der Gewinn. Auch bei einem 
Unternehmen bringt steigender 
Umsatz bei kleinerem Gewinn 
reichlich wenig, um die Kredite 
zu tilgen. Natürlich steht in den 
meisten Fällen den Marktteil-
nehmern bei einem steigenden 
BIP mehr Geld zur Verfügung. 
Interessanterweise sind das BIP 
und die öff entlichen Schulden 
auf vielfacher Weise verbunden. 
So würden sich bei steigendem 
BIP und gleichbleibenden Schul-
den unsere relativen Schulden 
reduzieren. So würde sich ein 
Zurückzahlen der Schulden ne-
gativ auf das BIP auswirken, da 

dadurch Privathaushalte weniger 
Geld für den Konsum und Unter-
nehmen weniger Geld für Inves-
titionen zur Verfügung hätten. Es 
handelt sich hier um eine Kau-
salitätsfrage, die in der Wissen-
schaft  noch nicht abschließend 
geklärt ist: Ist das BIP-Wachstum 
niedrig oder sinkend, weil die 
Schulden hoch sind? Oder sind 
die Schulden hoch, weil das BIP-
Wachstum niedrig oder sinkend 
ist? Aber eins ist klar: Wenn wir 
uns für ein Gesellschaft ssystem 
entscheiden möchten, welches 
nicht das wirtschaft liche Wachs-
tum in den Vordergrund stellt, 

werden grundlegende Verän-
derungen in den Subsystemen 
– Alterssicherung, Gesundheits-
system, Arbeitsmarkt etc. – be-
nötigt. Aber Wohlstand anders 
zu denken, bedeutet nicht au-
tomatisch, dass das BIP sinken 
muss. Es gibt hier sehr viele un-
terschiedliche Meinungen. An-
sätze, die durchaus ein zeitweise 
sinkendes BIP für sinnvoll erach-
ten wie z. B. die Postwachstum-
sökonomie, verlangen grundle-
gende Veränderungen – auch in 
unserem Konsumverhalten. Es 
wäre meiner Meinung fatal, von 
heute auf morgen das System 
vollkommen neu umzubauen. 
Den „Mindestbremsweg“‘ einer 
Gesellschaft sreformierung müs-
sen wir schon berücksichtigen. 
Wenn man jedoch auf die ökolo-
gischen und sozialen Ressourcen 
schaut, dann sollte man sich kei-
nen Illusionen über ein ständiges 
Wachstum hingeben. Wichtig er-
scheint mir deswegen schon jetzt 
eine neue Ausrichtung unserer 
gesellschaft lichen Ziele und folg-
lich eine Anpassung der Wohl-
standsindikatoren. Ich erwarte 
hier einige wichtige Impulse von 
der Enquete-Kommission sowie 
den politischen Parteien.

Da in einer Marktwirtschaft  
die Arbeitsmenge ganz allein von 
der Nachfrage abhängt, bringen 
Arbeitszeitverkürzungen ohne 
Lohnausgleich keine neuen Ar-
beitsplätze. Wie ließe sich bei 
einem sinkenden BIP Massenar-
beitslosigkeit verhindern?

Jörg Alt, 
Samuel Drempetic (Hrsg.)
Wohlstand anders 
denken
Lehren aus den aktuellen 
Weltkrisen
Echter Verlag, April 2012
154 Seiten, 14.80 Euro
978-3-429-03473-3

Die Frage mag wohl in dieser 
Form in diesem Wirtschaft s-
system interessant sein. Aber 
ist diese Frage in einem neuen 
notwendigen Wirtschaft s- und 
Gesellschaft ssystem ohne fi nan-
zielles Wachstum noch richtig 
gestellt? Das Komplizierte an der 
Sache ist, dass wir uns schwer 
tun, außerhalb der aktuellen Sys-
temstrukturen zu denken. Zuerst 
muss man festhalten, dass auch 
ein Wirtschaft swachstum per 
se nicht zu einer Verringerung 
der Arbeitslosenzahl führt. Laut 
Studien wird erst eine bestimm-
te Wachstumsrate benötigt, um 
keine Erhöhung der Arbeitslo-
senquote zu bewirken. Meistens 
führte aber eine gleichzeitige 
Steigerung der Arbeitsprodukti-
vität zu keinen nennenswerten 
Verbesserungen. Wie wir aber 
an gehäuft en gesundheitlichen 
Problemen und immer öft er be-
klagten Stresssituationen durch 
Arbeitsbelastung erkennen, wird 
die Arbeitsproduktivität in einer 
Dienstleistungsgesellschaft  auch 
nicht ins Unendliche „wachsen“ 
können. Historisch ist interes-
sant, was das Wuppertal Institut 
aufzeigt: Das Arbeitsvolumen, 
also die Nachfrage nach Arbeit, 
ist in den Wirtschaft swunder-
zeiten absolut zurückgegangen, 
trotz starkem Wachstum. Die 
Vollbeschäft igung, die es damals 
gab, lässt sich durch die Arbeits-
zeitreduzierung von 49 auf 40 
Stunden erklären. Die Idee der 
kürzeren Arbeitszeiten ist nichts 
Neues und wir werden nicht da-
rum herumkommen, auch das 
„Arbeiten anders zu denken“. 
Zurzeit können sich viele nicht 
vorstellen, welche anderen Mög-
lichkeiten es gäbe, da wir durch 
unser Gesellschaft s- und Arbeits-
system in unserem Denken und 
Vorstellen stark vorgeprägt, ja, 
sozialisiert sind. 

Herr Drempetic, herzlichen 
Dank für das interessante Ge-
spräch.     n

„Im Grunde steckt in der ganzen Frage 
nach Wohlstandsindikatoren nicht

mehr und nicht weniger als die Frage 
nach einem gelungenen Leben.“
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Wirtschaftsinteressen contra Weltfrieden 

Die Vereinten Nationen,  
Deutschland und die UNO-Charta 
Wie ist es erklärbar, dass Völker, die sich zu den Vereinten Nationen 
zusammengeschlossen haben, sich nicht mehr an die UNO-Charta halten? 
Haben sie sich doch deshalb zusammengeschlossen, um die Menschen 
vor der Geißel des Krieges zu bewahren, und sich in diesem völkerrecht-
lichen Vertrag verpflichtet, für dieses Ziel zusammenzuarbeiten.

von Hermann Striedl 

Häufig wird der Fehler ge-
macht, die Vereinen Natio-

nen mit der UNO-Charta gleich-
zusetzen. Tatsächlich wurde die 
UNO-Charta von den Völkern, 
die sich in den Vereinten Na-
tionen zusammengeschlossen 
haben, als gemeinsame Verfas-
sung, als verbindliche Grundlage 
vereinbart. Von jeher standen 
aber die Bemühungen, Frieden 
zur Grundlage des menschlichen 
Zusammenlebens zu machen, 
in Widerstreit zu nationalen 
Machtinteressen. 

Das großartige Ergebnis, 
dass Völker sich einigten, dass 
Krieg kein Mittel der Politik sein 
darf, war die Jahrhunderte lange 
Sehnsucht von Menschen, die 
unter Kriegen, unter Gewalt lei-
den mussten. Diese Erkenntnis 
war politisch nur durchsetzbar, 
da durch die unmittelbare Erfah-
rung der Unsinnigkeit von Krie-
gen, der durch sie verursachten 
Gräuel, der Politik bewusst war, 
dass Kriege dem Volk nicht mehr 
zu vermitteln waren. 

Es ist nicht verwunderlich, 
dass wirtschaftlich und militä-
risch mächtige Staaten aus nati-
onalen egoistischen Interessen 

versuchen, die völkerrechtlich 
verbindlichen Vereinbarungen 
der UNO-Charta zu ignorieren. 
Erneut ist dies eine Auseinan-
dersetzung brutaler Machtinter-
essen mit völkerrechtlichen Ver-
einbarungen. Erschütternd ist, 
dass diese Auseinandersetzung 
ohne Beteiligung der Öffentlich-
keit erfolgt. Teilweise wird die 

Öffentlichkeit mit Schlagworten 
beruhigt, teilweise die Erfor-
derlichkeit der Anwendung von 
Gewalt gegen andere Völker als 
alternativlos dargestellt. 

Vom Kalten Krieg zur 
Neuen Weltordnung 

Bald nach Abschluss der UNO-
Charta im Jahr 1945 zerfielen 
die UNO-Staaten in einen West-
block (NATO) und einen Ost-
block (Warschauer Pakt). Diese 
Bündnisse sicherten den Welt-
frieden dadurch, dass sie über 
derart gleichwertige Vernich-

tungsmittel verfügten, dass ein 
Patt hergestellt war. Keine Welt-
macht konnte die andere und de-
ren „Schutzbefohlene“ angreifen, 
ohne sich der Selbstvernichtung 
auszusetzen. 

Dies änderte sich mit dem 
Zusammenbruch des Warschau-
er Pakts. Die USA sind als ein-
zige Weltmacht übrig geblieben. 

Die USA fordern die alleinige 
Führung in der Weltpolitik und 
versuchen dies mit allen Mitteln 
durchzusetzen. Die Gleichbe-
rechtigung, die Gleichwertigkeit 
aller Völker (Art. 1 Abs. 2 UNO-
Charta) soll nicht mehr zählen. 
Zugleich versuchen die Mächti-
gen mit allen ihnen zur Verfu-
gung stehenden Mitteln (Geld, 
Bündnisse, Drohungen), politi-
schen Einfluss auf die Organe der 
Vereinten Nationen (Sicherheits-
rat, Generalsekretär, Generalver-
sammlung) zu nehmen. Und dies 
ist ihnen weitgehend gelungen. 

Die Vereinten Nationen ha-
ben ihre verbindlichen Grund-
sätze in der UNO-Charta formu-
liert. Um diese durchzusetzen, 
schufen sie handlungsfähige Or-
gane. Und hier liegt ein Haupt-
problem: Die Organe der Ver-
einten Nationen sind politische 
Institutionen. Sie unterliegen 
bei ihrer Auswahl und bei ihrer 
Tätigkeit dem Einfluss mächti-
ger Nationen. Es ist ein Manko, 
dass es kein unabhängiges Kon-
trollorgan gibt, das überprüft, ob 
das Handeln der durch mächti-
ge Staaten beeinflussten Orga-
ne der Vereinten Nationen mit 
der UNO-Charta vereinbar ist. 

Aus nationalen Machtinteressen 
wehren sich mächtige Mitglieder 
der Vereinten Nationen, unab-
hängige Gerichte zu installieren, 
dabei wäre dies nach Art. 108 
UNO-Charta jederzeit möglich. 

Infolge einer im Interesse der 
Mächtigen ausgerufenen „Neuen 
Weltordnung“, die nie von einer 
Weltgemeinschaft beschlossen 
wurde und weder philosophisch 
noch weltpolitisch gerechtfertigt 
ist, werden der UNO-Charta 
widersprechende Gründe zur 
Rechtfertigung von Gewalt ge-
gen andere Staaten behauptet. 
Dabei werden die Grundlagen, 
der Sinn, derentwegen die Ver-
einten Nationen gegründet wur-
den, völlig missachtet. 

Wirtschaftsinteressen 
rechtfertigen keine 

Gewalt

Wie soll die Wahrung nationaler 
wirtschaftlicher Interessen oder 
der Sicherung von Ressourcen 
berechtigen, Gewalt gegen Staa-
ten anzuwenden? Wie soll die 
Behauptung der Bündnistreue es 
rechtfertigen, dass gegen Völker-
recht verstoßen wird? Wie soll 
eine selbst angemaßte Schutz-
verantwortung von Staaten oder 
Bündnissen es rechtfertigen, dass 
in die Souveränität von Staaten 
eingegriffen wird? Haben sich 
doch die UNO-Staaten verpflich-
tet, Gewalt oder Androhung von 
Gewalt gegen andere Staaten zu 
unterlassen! 

Dies gilt für die UNO-Staaten 
auch, soweit sie sich bei unzäh-
ligen bewaffneten Auseinander-
setzungen völlig unberechtigt auf 
das Recht der Selbstverteidigung 
berufen. Art. 51 UNO-Charta hat 
genau definiert, dass ein Selbst-
verteidigungsrecht nur gegen 
einen bewaffneten Angriff eines 
Staates gilt, der gegenwärtig ist 
oder der unmittelbar droht. Völ-
kerrechtlich unbestritten ist, dass 
das Recht auf Selbstverteidigung 
nicht in Anspruch genommen 
werden kann, wenn ein Land be-
hauptet, ein potenzieller Angrei-
fer bereite wahrscheinlich einen 
Angriff vor oder er rüste auf, um 
in der Lage zu sein, vielleicht An-
griffskriege führen zu können. 

Die Missachtung der UNO-
Charta zeigt sich auch dort, wo 
UNO-Staaten Bündnisse einge-
hen und sich dabei verpflichten, 
Streitkräfte zu stellen, um die 
Bündnisinteressen zu verteidi-
gen. Der Anschluss an Bündnisse 

Wie soll die Sicherung von 
Ressourcen berechtigen, Gewalt 

gegen Staaten anzuwenden?
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ist sicherlich nicht zu beanstan-
den, solange diese sich im Rah-
men der Vorgaben der UNO-
Charta halten. Dies gilt für echte 
Verteidigungsbündnisse wie ur-
sprünglich der NATO-Vertrag. 

Wenn aber ein Bündnis wie 
die Europäische Union die Ver-
einbarung beinhaltet, dass mi-
litärische Einsätze zulässig sein 

sollen, um freie Märkte oder 
sonstige wirtschaftliche oder 
andere politische Interessen der 
Gemeinschaft zu sichern, so ist 
dies ein klarer Bruch des Völ-
kerrechts, bzw. völkerrechtlicher 
Verpflichtungen. Dies gilt erst 
recht für die neue NATO-Stra-
tegie. Es ist unbestritten, dass 

die NATO als reines Verteidi-
gungsbündnis geschaffen wurde, 
was heute noch nach Art. 5 und 
6 des NATO-Vertrags festgelegt 
ist. Wenn aber in der neuen NA-
TO-Strategie aus dem Jahr 1999 
Begriffe wie Verteidigung oder 
internationale Sicherheit ersetzt 
werden durch Konfliktpräven-
tion oder Krisenmanagement, 
so ist dies eine Negierung der 
UNO-Charta. 

Die Aufgabe, die sich die 
NATO zurzeit stellt, nämlich als 
WeItordnungsmacht wie eine in-
ternationale Polizei mit Gewalt 
in die Souveränität von Staaten 
einzugreifen, verstößt gegen alle 
Grundsätze der UNO-Charta. 
Die NATO nimmt für sich ein 
sicherheitspolitisches Konzept 

in Anspruch, das Wirtschafts-, 
Finanz-, Umwelt- und Entwick-
lungsinteressen umfasst. 

Für die Friedenswahrung 
ist nur die UNO zuständig

Kurz ist auf die Problematik der 
Schutzverantwortung einzuge-
hen: Dieser Begriff, der seit dem 
Jahre 2000 in der Weltpolitik 
auftaucht und der wohl völker-
rechtlicher Überzeugung ent-
spricht, betrifft zunächst die ein-
zelnen Staaten. Sie umschreibt 
die Pflicht eines Staates für seine 
Bürger zu sorgen. Wie dies ge-
schieht, ist allein der einzelstaat-
lichen Souveränität überlassen. 
Nur wenn Grundelemente der 
Menschlichkeit verletzt werden, 
darf die internationale Staaten-
gemeinschaft UNO zum Schut-
ze der Bürger mit den in der 
UNO-Charta vorgesehenen Mit-
teln eingreifen. Derartige Men-
schenrechtsverletzungen liegen 
nach völkerrechtlicher Überein-
stimmung nur bei Völkermord, 
Kriegsverbrechen, ethnischen 
Säuberungen oder bei schwerst-
wiegenden Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vor. 

Kein Eingriff in die Souve-
ränität eines anderen Staates 
ist jedoch erlaubt bei Vorstel-
lungen von Einzelstaaten über 
Moral, über Staatsformen, über 
Wirtschaftssysteme oder religi-
öse Auffassungen. Da die Sou-
veränität von Staaten die für 

das Zusammenleben der Völker 
wichtigste Voraussetzung des 
Völkerrechts ist, sind Eingriffe 
in die inneren Angelegenheiten 
eines Staates nur im Extremfall 
denkbar. Die Voraussetzungen 
hierfür sind von der Völkerge-
meinschaft unter Beachtung der 
UNO-Charta zu überprüfen, 
einzelstaatliche Vorstellungen 
haben außer Betracht zu bleiben. 

Eine wesentliche Grundlage 
der Vereinten Nationen ist, dass 
ihnen die Aufgabe der Friedens-
wahrung der Völkergemeinschaft 
übertragen ist. Nicht Einzelstaa-
ten, nicht Bündnisse von Staaten 
sind zuständig. Um die Aufga-
ben der Friedenswahrung erfül-
len zu können, haben sich die 
UNO-Staaten verpflichtet, den 

Vereinten Nationen Streitkräfte 
zur Verfügung zu stellen (Art. 43 
UNO-Charta), die unter Füh-
rung der Vereinten Nationen un-
ter Einhaltung der UNO-Charta 
zur Friedenswahrung eingesetzt 
werden. Es ist ein Bruch der 
Verpflichtungen aus der UNO-
Charta, wenn die UNO-Staaten 
den Vereinten Nationen keine 
Streitkräfte zur Verfügung stellen 

oder wenn einzelne Staaten oder 
Staatenbündnisse mandatiert 
werden, im Sinne der Vereinten 
Nationen tätig zu werden. 

Trotz der berechtigten Kritik, 
dass die Organe der Vereinten 
Nationen dem Einfluss mächti-
ger Staaten ausgesetzt sind und 
dass einige Entscheidungen des 
UNO-Sicherheitsrats oder Äu-
ßerungen von UNO-Generalse-
kretären mit der UNO-Charta 
nicht vereinbar sind, gibt es zu 
den Vereinten Nationen und 
deren Verpflichtungen nach der 
UNO-Charta keine Alternative. 
Nur die Vereinten Nationen sind 
in der Lage, den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit zu 
gewährleisten. 

Zur UNO gibt es  
keine Alternative

Verständlich ist, dass die Men-
schen von den Vereinten Nati-
onen enttäuscht sind und mit 
ihnen im Zusammenhang mit 
Frieden nichts mehr zu tun ha-
ben wollen. Trotzdem ist es der 
falsche Weg. Von den Nationen, 
die sich in den Vereinten Na-
tionen zusammengeschlossen 
haben, ist zu fordern, dass sie 
sich an die völkerrechtlichen 
Verpflichtungen aus der UNO-
Charta halten. Wie erwähnt, wa-
ren es die Menschen, die Frieden 
wollten. 

Von Anfang an war es eine 
Auseinandersetzung von Men-
schenrecht und Machtinteressen. 
Nach den zwei fürchterlichen 
Weltkriegen konnten sich die 
Mächtigen nicht mehr gegen die 
Sehnsucht der gequälten Men-
schen nach Frieden durchsetzen. 
Es war „politisch nicht machbar“. 
Erneut sind es die Menschen, die 

Hermann Striedl 
Jahrgang 1938, 
Jurist, war von 
1967 bis 1969 
Staatsanwalt 
und von 1969 
bis 2003 Richter 
am Landgericht 
Regensburg. 

2003 trat er der ÖDP bei, war 
von 2008 bis 2010 ihr Stellver-
tretender Bundesvorsitzender, 
von 2010 bis 2012 Mitglied ihrer 
Bundesprogrammkommission 
und bis 2012 Vorsitzender des 
Bundesarbeitskreises Demokra-
tie, Außen- und Europapolitik. 
Zudem ist er Mitglied bei Mehr 
Demokratie und Pax Christi.
Kontakt: h.striedl@gmx.de 

Wie soll die Behauptung der 
Bündnistreue rechtfertigen, gegen 

Völkerrecht zu verstoßen? 

Wie soll eine selbst angemaßte 
Schutzverantwortung rechtfertigen, 

in die Souveränität 
von Staaten einzugreifen?

Bürger, die gefordert sind, das, 
was sie sich mit vielen Opfern 
mit der UNO-Charta erobert 
haben, gegen mächtige nationale 
oder wirtschaftliche Interessen 
zu verteidigen. 

Nur wenn es gelingt, dass 
die Menschen mit ihrem Frie-
denswunsch eine unumgehbare 
Macht werden, kann es gelingen, 
aus der Organisation Vereinte 

Nationen das zu machen, was 
in der UNO-Charta beschlossen 
wurde: 

Krieg darf nicht sein. Gewalt 
gegen andere Staaten ist verbo-
ten. Die Aufgabe der Friedens-
wahrung. der Vermeidung von 
gewaltsamen Auseinandersetzun-
gen zwischen den Völkern, der 
Wahrung von Menschenrechten, 
ist den Vereinten Nationen über-
tragen. Die Organe der Vereinten 
Nationen sind verpflichtet, ohne 
Einfluss von politischen Interes-
sen der Einzelstaaten nach den 
Grundsätzen der UNO-Charta zu 
entscheiden. 

Nur der Wille des Volkes, nur 
sein gemeinsames Handeln, nur 
sein friedlicher Widerstand kann 
die Mächtigen und die Regierun-
gen zwingen, sich an das Völker-
recht und  an die UNO-Charta 
zu halten und so ein friedliches 
Miteinander der Völker zu ge-
währleisten.		    n
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Tanja Pfister

1  Wann und warum traten Sie in 
die ÖDP ein? Und warum sind Sie 
bis heute aktiv?

Auf die ÖDP wurde ich Ende 
2007 aufmerksam, da Thomas 
Büchner (KV Coburg, Oberfran-
ken) noch Kandidaten für die 
Stadtrats- und Kreistagsliste such-
te. Da ich ihn schon länger kannte, 
habe ich zunächst parteilos kandi-
diert. Nach der Wahl und einem 
überraschenden Ergebnis habe ich 
mir alles über die ÖDP durchge-
lesen (Grundsatzprogramm, Flyer) und festgestellt, dass sehr vieles 
mit meinen Vorstellungen und Werten übereinstimmt. Daher bin ich 
dann im März 2008 eingetreten und es war eine sehr gute Entschei-
dung. Aktiv bin ich aus einem einfachen Grund: Man kann nicht im-
mer nur meckern, sondern man sollte selbst den ersten Schritt wagen 
und versuchen, in dieser Welt etwas zu verändern. Ich kann nicht 
von anderen Menschen etwas erwarten, was ich selbst nicht tue.

2  Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der ÖDP- 
Geschichte?

Die wichtigsten Ereignisse sind die erfolgreichen Volksbegehren, 
besonders das letzte. Durch dieses Nichtraucherschutz-Volksbegeh-
ren und Sebastian Frankenberger als Bundesvorsitzenden werden 
wir erstmals in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Dass es nicht von 
Null auf 100 immer funktioniert und auch nicht immer alles ganz 
glücklich formuliert ist, ist verständlich, aber es hat uns ein ganzes 
Stück nach vorne gebracht. Wir leben die direkte Demokratie und 
das finde ich wichtig und richtig.

3  Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP?
Die größten Chancen der ÖDP liegen für mich in Volksbegehren, 

den kommenden Wahlen und der direkten Einmischung in die Din-
ge. Wichtig ist es hier, sich auf die kommenden Jahre vorzubereiten 
und sich nicht all zu sehr von anderen Dingen ablenken zu lassen.

4  Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Die größte Gefahr für die ÖDP ist eigentlich, sich nur mit sich 

selbst und innerparteilichen Unstimmigkeiten zu beschäftigen. Hier 
kann man sich nur verzetteln. Die Eier legende Wollmilchsau wird es 
nie geben und daher muss man auch mal hinnehmen, dass die Partei 
in einigen wenigen Dingen anderer Meinung ist als man selbst. Die 
Toleranz, die wir von anderen fordern, wünsche ich mir manchmal 
mehr auch innerhalb der Partei.

5  Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
Ganz einfach: Holen wir uns die ersten großen Mandate – Zeit 

wird’s!

Weitere Antworten auf die 5 Fragen in der ÖkologiePolitik 157.

Markus Hollemann

1  Wann und warum traten Sie in 
die ÖDP ein? Und warum sind Sie 
bis heute aktiv?

Zur Europawahl 1989 habe ich 
mir alle verfügbaren Programme 
der antretenden Parteien schicken 
lassen. Schon beim Lesen hat mich 
das ÖDP-Grundsatzprogramm und 
Herbert Gruhls Rede vom Grün-
dungsparteitag sehr beeindruckt. 
Seit meinem Parteieintritt 1989 wa-
ren und sind mein Leben und das 
meiner Frau durch politisches En-
gagement geprägt. Als Bürgermeister kann ich nun Positionen der 
ÖDP in die Gesellschaft tragen und umsetzen. Gleichzeitig bringe 
ich meine Erfahrung aus dem Amt gerne in die Partei ein. Werteori-
entierte Politik gegen den Mainstream ist zeitlos wichtig. Gäbe es die 
ÖDP nicht, müsste man sie gründen.

2  Was waren für Sie die wichtigsten Ereignisse in der ÖDP- 
Geschichte?

Noch bevor ich meine Frau Wilma kennenlernte, war sie bereits 
ÖDP-Mitglied. Neben ihr habe ich viele Weggefährten und gute 
Freunde in unserer Partei gefunden. Wichtig war und ist es – trotz 
der von uns allen erhofften positiveren Wahlergebnisse –, weiter für 
unsere Programme und Ziele einzutreten.

3  Wo liegen die größten Chancen für die ÖDP?
Viele Menschen sind auf der Suche nach glaubhaften Politikern 

jenseits der rotrotgrünschwarzgelben Einheitspartei und des braunen 
Sumpfes. Diese Menschen müssen wir abholen. Von richtungslosen 
Seeräubern oder „Programm“-freien Wählern erwarte ich auf Dauer 
keine ernsthafte Landes- und Bundespolitik. Keine Angst: Politisch 
Tätige anderer Parteien kochen auch nur mit Wasser. Ich habe die 
Erfahrung gemacht, dass selbst Bundestagsabgeordnete oft weitaus 
weniger „auf dem Kasten“ haben als ein „einfaches“ ÖDP-Mitglied. 
Darum liebe Mitglieder und Interessenten, nehmt euch dies zu Her-
zen: Sprecht über die ÖDP-Ziele und kandidiert zahlreich bei den 
nächsten Wahlen!

4  Was sind die größten Gefahren für die ÖDP?
Die Masse ist und bleibt träge. Gleichgültigkeit der Wähler und 

das Harmoniebedürfnis der allermeisten ÖDP-Politiker machen uns 
weiterhin das Leben schwer. Wir suchen leider zu wenig die polari-
sierende und laute Auseinandersetzung im politischen Wettbewerb.

5  Welche Vision haben Sie für die ÖDP?
ÖDP-Inhalte und -Ziele sind – leider oder zum Glück – über die 

Jahre beständig geblieben. Ich freue mich darauf, dass ein Mix aus 
beständigen Wertvorstellungen und aktuellen Erkenntnissen in un-
serem neuen Grundsatzprogramm aufgehen wird. Die ÖDP kann ich 
mir sehr gut in Landesparlamenten vorstellen.

3 0  J ahre     Ö D P

5 Fragen zur ÖDP 

Motivation, Ereignisse,  
Chancen, Gefahren, Visionen
Die ÖDP konnte am 6. März 2012 ihr 30-jähriges Jubiläum feiern. Grund, um einmal zurück 
und nach vorn zu blicken. Was motiviert Mitglieder, in ihr aktiv zu sein? Welche Ereignisse waren 
die wichtigsten? Was sind die größten Chancen und Gefahren? Was könnte die Partei erreichen?
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Liebe Ödp-lerinnen und Ödp-ler!

Bitte beachten Sie bei Zusendun-
gen für den Pressespiegel die fol-
genden Punkte: 

1. Am besten sind Original-
ausschnitte (speziell wenn Bilder 
enthalten sind).

2. Wenn Sie Ihre Originale 
nicht schicken möchten, machen 
Sie bitte gute Kopien auf weiflem 
Papier!

3. Vermerken Sie den vollen 
Namen und Erscheinungsort der 
Zeitung, nicht die Abkürzung. 
Geben Sie auflerdem an, ob der 
Beitrag im Lokal-, Landes- oder 
im ¸überregionalen Teil stand. Ar-
tikel, die wir nicht zuordnen kön-
nen, werden nicht berücksichtigt.

4. Bitte unterstreichen Sie 
nicht. Schreiben Sie auch den 
Namen der Zeitung nicht mitten 
durch den Text.

5. Keine Artikel faxen, sie sind 
nicht reprofähig. 

Sie ersparen uns viel Arbeit, 
wenn Sie die Hinweise beachten. 

Vielen Dank!
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leserbriefe         

Zum Leserbrief von 
Stefan Grabrucker  
in der ÖP 155

Was ist der 
Markenkern der ÖDP?

Den Ausführungen von Herrn 
Grabrucker stimme ich voll zu. 
Seit vielen Jahren bin ich Sym-
pathisant der ÖDP und mittler-
weile Mitglied, leider aufgrund 
beruflicher und privater Ver-
pflichtungen beschränkt auf die 
passive Mitgliedschaft. Dennoch 
stelle ich mir zum 30-jährigen 
Jubiläum der ÖDP die Frage, wie 
die Zukunft der Partei eigentlich 
aussehen soll. Gerade bei be-
grenzten Mitteln müssen die sich 
bietenden Möglichkeiten sinn-
voll und effektiv ausgeschöpft 
werden. 

Ich bewundere den Einsatz 
und die Energie eines jeden ak-
tiv engagierten Parteimitglieds. 
Aber wäre es bei den überschau-
baren Ressourcen, die der ÖDP 
zur Verfügung stehen, manch-
mal nicht wichtiger, die Kräfte zu 
bündeln, statt sich punktuell auf-
zureiben und nach 30 Jahren bei 
Wahlergebnissen von 0,1 %+x 
zu stagnieren? Das kann’s doch 
nicht sein. Meiner Meinung 
nach muss es bei aller ehren-
werten und teilweise erfolgrei-
chen außerparlamentarischen 
Opposition das Ziel einer jeden 
demokratischen Partei sein, über 
kurz oder lang auch einmal in ein 
Landesparlament einzuziehen. 
Nun gut, vielleicht klappt es ja 
aufgrund geänderter Bedingun-
gen mit einem Einzug ins Euro-
paparlament, in dem dann vor-
aussichtlich aber auch Vertreter 
von NPD, Republikanern, DIE 
PARTEI und sonstigen Splitter-
gruppen sitzen werden.

Bei den richtig wichtigen 
Veranstaltungen stehen meiner 
Ansicht nach Felder im Vorder-
grund, die als Wahlkampfthe-
men viel zu abstrakt für poten-
zielle Wähler sind, etwa die Klage 
gegen den Vertrag von Lissabon 
oder die Direktwahl eines Mi-
nisterpräsidenten. Das mag alles 
wichtig sein und sollte zu gege-
bener Zeit thematisiert werden. 
Wahlen gewinnt die ÖDP damit 
aber nicht. Zudem können die 
genannten Punkte auch von an-
deren Gruppierungen aus dem 
kompletten Parteienspektrum 
von links bis rechts aufgegriffen 
werden.

Das Volksbegehren zum 
Nichtraucherschutz in Bayern 
war gesundheitspolitisch äußerst 
wertvoll und hatte praktische 
Konsequenzen für die Lebens-
qualität. Aber deswegen allein 
überzeugt mich keine Partei, ihr 
bei einer überregionalen Wahl 
meine Stimme zu geben. Ich be-
zweifle, dass ein Volksbegehren 
zur Direktwahl des bayerischen 
Ministerpräsidenten von den 
Menschen als wirklich bren-
nendes Thema wahrgenommen 
wird. Diese Forderung könnte 
nun wirklich von fast jeder an-
deren Partei stammen, um damit 
zumindest etwas Aufsehen zu 
erregen.

Was ist also der Markenkern 
der ÖDP? Gibt es bei aller Dis-
kussion um das Grundsatzpro-
gramm eine Wahl-Strategie, 
ausgelegt auf die kommenden 
vier, fünf Jahre? Ich persönlich 
frage mich, wieso neben dem 
unverändert wichtigen Kernthe-
ma Umwelt inklusive Energie 
und Gesundheit nicht die Un-
terstützung von Familien als 
zweites großes Thema mehr in 
den Vordergrund gerückt wird. 
Immerhin hat sich die ÖDP jah-
relang den Zusatz „Bündnis für 
Familien“ zugeschrieben. Keine 
der etablierten Parteien unter-
stützt wirklich klassische Fami-
lienstrukturen. Junge Familien 
mit Klein- und schulpflichtigen 
Kindern stehen vor enormen 
Verpflichtungen, oftmals zeit-
lich über alle Maßen ausgelas-
tet durch Kindererziehung und 
Pflege der Großelterngenera-
tion, begleitet von finanziellen 
Unwägbarkeiten und der Forde-
rung nach zunehmender Mobili-
tät. Zugegebenermaßen werden 
Punkte wie etwa ein Erziehungs-
gehalt und grundsätzlich das Zu-
sammenleben der Generationen 
regelmäßig in der ÖDP disku-
tiert. Aber als zentrales Wahl-
kampfthema taucht die Familie 
nicht auf. Warum? Vor allem 
gegenüber den Grünen könnte 
sich die ÖDP mit einer stärkeren 
Profilierung und Akzentuierung 
auf das Thema Familie besser po-
sitionieren.

Es wäre schade, wenn die 
ÖDP in den nächsten 30 Jah-
ren den Weg der Überalterung 
und des Mitgliederschwunds 
beschreiten muss und irgend-
wann in der Bedeutungslosigkeit 
verschwindet. Das hat die Partei 
nicht verdient. 

Wege, um dies zu verhindern 
und Themen, um stärker am po-
litischen Leben teilzunehmen, 
gäbe es genug. 

Dr. Michael Moritz
92318 Neumarkt

„Weniger ist mehr“ sollte 
an erster Stelle stehen

Stefan Grabrucker schreibt in 
seinem Leserbrief in Heft 155, 
dass der ÖDP ein klares Pro-
filthema fehlt, das man konse-
quent verfolgt.

Ich meine, ein Profilthema 
haben wir von Anfang an, aber 
offensichtlich fehlt uns der Mut, 
dies klar herauszustellen: Bei al-
len anderen Parteien steht mehr 
oder weniger der Ruf nach Wirt-
schaftswachstum an erster Stelle. 
Wo doch genau dieses unbe-
grenzte Wachstum das eigentli-
che Grundübel darstellt.

Auch wenn die Aussage „We-
niger ist mehr“ oberflächlich 
betrachtet unbequem erscheint, 
sollte genau dieser Slogan bei 
der ÖDP immer an erster Stelle 
stehen!

Ich denke, es gibt mittler-
weile genug Menschen, die dies 
verstehen werden. Frau Jensen 
spricht im Interview aus Heft 155 
ja auch von einer „Graswurzelbe-
wegung“.

Mich jedenfalls hat 1988 ein 
Flugblatt mit entsprechendem 
Inhalt stark angesprochen und 
zum Beitritt zur ÖDP bewogen. 
In jüngerer Zeit habe ich aber 
kein Plakat oder Ähnliches mehr 
gesehen, wo diese Kernaussage 
so deutlich herausgestellt wurde. 

Bernhard Kaiser
79848 Bonndorf

Zum Interview 
„Menschen, die 
anders wirtschaften 
und besser leben“ 
in der ÖP 155

In den nächsten Jahren 
kaum Wachstum möglich

Frau Jensen macht einen wert-
vollen Beitrag zur nachhaltigen 
Zukunft, indem sie positive Bei-
spiele für Individuen und Un-
ternehmen vorstellt, die auch 
unter Postwachstumsbedingun-
gen Erfolg haben bzw. sinnvoll 
handeln können. Wir müssen als 
Konsumenten, aber auch als Un-
ternehmer umdenken: Es wird 
in Zukunft immer weniger um 
Verbrauch gehen, sondern der 
Gebrauch von Gütern und Res-
sourcen wird optimiert werden 
müssen. Jedes Beispiel hierfür 
kann Nachahmer finden.

Einen Einwand möchte ich 
nur zum Aufhänger ihres Bu-
ches machen: Dass das BIP und 
gesellschaftlicher Wohlstand oft 
zwei Paar Schuhe sind, ist eigent-
lich hinlänglich bekannt. Diese 
Kritik ist gut 35 Jahre alt, findet 
sich inzwischen in jedem Öko-
nomie-Lehrbuch. Geändert hat 
sich deshalb überhaupt nichts. 
Auch seit rund 20 Jahren wurde 
wissenschaftlicherseits eine Viel-
zahl alternativer Wohlstands-
Indikatoren entwickelt. Keiner 
davon hat je die unangefochtene 
Stellung des BIP in Gefahr ge-
bracht. Die Gründe dafür sind 
mannigfaltig und werden von 
der Wachstumskritik bis heute 
nur unzureichend diskutiert. 

Mit Einschränkungen ist 
es eine Fehleinschätzung, dass 
beim BIP wirklich die Wohl-
standsmessung im Vordergrund 
steht. Denn kaum ein Normal-
bürger interessiert sich für den 
„gesellschaftlichen Wohlstand“, 
gleichgültig ob er am BIP oder 
am NWI, HPI (oder wie sie alle 
heißen) gemessen wird. „Wohl-
stand“ ist in den Augen der Men-
schen ein sehr privater Begriff – 
er wird gemessen am persönli-
chen Bankkonto und Freiheits-
graden des persönlichen Le-
bensstils. Wie es dem Nachbarn 
dabei geht (geschweige denn 
der „Gesellschaft“), bringt heute 
kaum einen Hund auf die Straße. 
Deshalb gab es auch nur wenig 
Widerstand gegen die Hartz-Ge-
setze und sonstigen Sozialabbau. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,
die Leserbrief-Seiten sind Ihr 
Forum in ÖkologiePolitik. Wir 
freuen uns über Ihre Zuschrif-
ten! 

Aber bitte bedenken Sie: In 
der Kürze liegt die Würze! Ab-
druck und Kürzungen behält 
sich die Redaktion vor. Bitte 
senden Sie Ihre Zuschriften bis 
zum 01.12.2012 an:

ÖkologiePolitik
Erich-Weinert-Str. 134 
10409 Berlin 
Fax (0 30) 49 85 40 50  
florence.bodisco@oedp.de

Entscheidend für die Unver-
wüstlichkeit des BIP ist etwas 
anderes: Wir alle – selbst Wachs-
tumsskeptiker – erleiden mediale 
Magenschmerzen, wenn wieder 
von „Rezession“, „Abschwung“ 
die Rede ist, wenn es „Der Wirt-
schaft“ oder „Der Konjunktur“ 
„schlecht“ geht. All dies sind 
Synonyme für ein BIP, dessen 
Wachstum sich verlangsamt oder 
im Extremfall sogar umkehrt. 
Und da (im bestehenden System) 
auch der Arbeitsmarkt sowie 
das Steueraufkommen damit ge-
koppelt sind, bekommen wir bei 
schwächelndem BIP-Zuwachs 
alle miteinander Gewissensbisse, 
weil wir wissen, das mal wieder 
die Ärmsten der Armen zuerst 
darunter zu leiden haben – kaum 
jemand käme auf die Idee, die 
abgebremsten oder gar rückläu-
figen Einkommen proportional 
auf alle Bürger zu verteilen, nicht 
mal die LINKE. 

Das BIP hat ohne jeden Zwei-
fel etwas mit dem Auslastungs-
grad des gesellschaftlichen Pro-
duktionspotenzials zu tun. Und 
da „Umverteilung“ ein politisch 
schwieriger Prozess ist, kümmert 
sich die Politik vorzugsweise 
um Erhöhung des statistisch-

ausweisbaren finanziellen Vertei-
lungsspielraums, das BIP ... 

Vielleicht ist ein anderes Axi-
om einer besserer Startpunkt 
künftiger Wachstumskritik: Es 
gibt einige Gründe, weshalb in 
den nächsten Jahren schlichtweg 
kaum noch mit Wachstum zu 
rechnen ist. Einer der wenigen 
Publizisten, der dies offensiv ver-
tritt, ist Meinhard Miegel. Grün-
de für ausbleibendes Wachstum 
werden sein:
n	 Je größer die Volkswirtschaft, 
desto geringer fallen bei „linea-
rem Wachstum“ prozentual die 
jährlichen Zuwächse, genannt 
Wirtschaftswachstum, aus. 
n	 Die Bevölkerungsentwick-
lung in Deutschland wird 
rückläufig sein; die Bevölke-
rungszahl ist aber ein meist ver-
nachlässigter Bestimmungsfak-
tor des Wirtschaftswachstums, 
man kann daher mit tendenzi-
eller Schrumpfung der volks-
wirtschaftlichen Produktion 
rechnen, bestenfalls kompensiert 
durch Produktivitätszuwächse.
n	 Seit knapp 30 Jahren ist in 
fast allen Industrieländern das 
Wachstum netto rein schul-
denfinanziert; die Schuldenfi-
nanzierung führt, dies ist das 

Hauptproblem, zu immer weiter 
auseinanderdriftenden Vermö-
gen zwischen Arm und Reich, 
sowohl innerhalb von Gesell-
schaften als auch international 
zwischen Volkswirtschaften; dies 
führt zu immer dramatischer 
werdenden Instabilitäten. 
n	 Die „Ankurbelung“ der Wirt-
schaft erschöpft zunehmend 
den Einzelnen, das Sozialgefüge 
und die globale Ressourcenba-
sis – eine weitere Ausweitung 
der Produktion wird aufgrund 
begrenzter Ressourcen immer 
schwieriger und teurer. 

Es gibt jedenfalls gute Grün-
de, davon auszugehen, dass 
es – selbst bei kontinuierlicher 
Entwicklung – in den nächsten 
Jahren kaum noch ein Wachs-
tum geben wird. D. h. auch die 
realisierbare Verzinsung von 
Kapital wird sinken. Wir müssen 
uns alle daran gewöhnen, dass 
wir in eine Phase der Stagnation 
(positiv: Stabilität) eintreten. Wir 
brauchen aber für eine solche 
Gesellschaft Konzepte, die ohne 
Wirtschaftswachstum funktio-
nieren. Angelika Zahrnt /Irmi 
Seidl haben diese Debatte mit 
ihrem Buch „Postwachstumsge-
sellschaft“ eröffnet. 

Wenn wir obige Gründe ernst 
nehmen, so besteht die Chance 
einer politischen Gruppierung 
wie der ÖDP darin, sich als die 
„neuen Realisten“ zu definieren, 
die dem Ausbleiben von Wachs-
tum mit Optimismus und Kon-
zepten begegnen. Wer dann noch 
von Wirtschaftswachstum faselt, 
sollte in einem solchen Diskurs 
als „Träumer“ und „Utopist“ be-
trachtet werden – also eine genau 
umgekehrte Rollenverteilung wie 
in den vergangenen 40 Jahren. 

Patrick Brehm
42105 Wuppertal

Unser soziales 
Steuersystem

Deutschland hat kein Sozialsys-
tem, außer der Sozialhilfe und 
der Beamten- und Abgeordne-
tenbesoldung. Die sog. Sozial-
versicherungen betreffen immer 
nur Teile der Gesellschaft. Sie 
stehen damit im Widerspruch 
zu GG Art. 20(1), wonach alles 
„soziale“ eine gesamtstaatliche 
Aufgabe ist.

Wirklich sozial ist nur unser 
Steuersystem in Bezug auf na-
türliche Personen. Es gilt für alle 
Bürger, unabhängig von Alter, 

Geschlecht, Herkunft, Beruf, Er-
werbsverhältnis und Religions-
zugehörigkeit und geht immer 
von der Leistungsfähigkeit des 
Einzelnen aus. Bei der Einkom-
mensteuer ist durch den Grund-
freibetrag und die Progression 
sogar ein gesteigerter sozialer 
Ausgleichsgesichtspunkt berück-
sichtigt, der bei Zinseinkünften 
leider fehlt. 

Sehr sozial, obwohl nicht 
progressiv gestaltet, sind Mehr-
wertsteuer und alle Verbrauchs-
steuern. Hiermit wird jeder nach 
dem Umfang seiner Leistungsfä-
higkeit (Konsum und Komfort) 
belastet. Es sollten alle Waren 
und Dienstleistungen mit dem 
vollen Mehrwertsteuersatz belegt 
werden, zusätzlich auch Mie-
ten und Gesundheitskosten. Bei 
letzteren erfolgt heute eine Sub-
vention durch Mehrwertsteuer-
verzicht.

Weil die Mehrwertsteuer ab-
solut sozial ist, sollte sie entgegen 
der unsozialen ÖDP-Forderung 
unbedingt erhöht werden, was 
konsumdämpfend wirken wür-
de. Die hierdurch entstehende 
Teuerung muss natürlich einma-
lig in die Sozialhilfesätze und die 
steuerlichen Freibeträge einflie-
ßen.

Die ÖDP sollte unbedingt, 
gerade wegen der Ölpreisstei-
gerungen, eine Erhöhung von 
Mineralöl- und  Stromsteuer 
fordern, im klaren Gegensatz zu 
Senkungsüberlegungen in den 
Volksparteien. Diese Steuern 
müssen von allen erhoben wer-
den, auch Landwirtschaft, Indus-
trie und Verkehr. 

Dr. Klaus Klumpers 
96450 Coburg
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im Gespräch mit anderen können 
Ideen wachsen und können wir 
uns inspirieren lassen von den 
Erfahrungen und der Kreativität 
unserer Gesprächspartner. Die 
gesellschaftlichen Herausforde-
rungen sind mittlerweile so groß 
geworden, dass nur ein ganzheit-
licher Lösungsansatz gemeinsam 
mit zivilgesellschaftlichen Grup-
pen Erfolg bei der Lösung der 
anstehenden Probleme verspricht. 
Wenn auch Sie einen Vorschlag 
haben, mit welchem Verband 
oder welcher Nicht-Regierungs-
Organisation wir uns einmal zu-
sammensetzen sollten, lassen Sie 
uns Ihre Idee zukommen. Auch 
der Bundesvorstand ist auf Ihre 
Zuarbeit angewiesen.

Es grüßt Sie herzlich

Sebastian Frankenberger

Liebe ÖDP-Mitglieder, 
eine unserer Aufgaben im Bun-
desvorstand ist die Vernetzung 
mit Verbänden und zivilgesell-
schaftlichen Gruppen. Ende Au-
gust waren wir deshalb zu Gast 
bei Prälat Dr. Karl Jüsten im 
katholischen Büro in Berlin. Das 
katholische Büro möchte die Brü-
cke schlagen zwischen der Kirche 
und den politischen Vertretern. 
Bisher empfing das Büro nur Par-
teien, die im Bundestag vertreten 
sind. Dass wir eingeladen waren, 
verdanken wir dem Interesse von 
Prälat Jüsten an der ÖDP. 

Mitglieder des Bundesvor-
stands und eine hauptamtliche 
Mitarbeiterin diskutierten mit 
Prälat Jüsten und zwei seiner 
Referenten über diverse Themen: 
Zum einen ging es darum, Ge-
meinsamkeiten wie z. B. in der 
Flüchtlingspolitik und Rüstungs-
politik festzustellen. Zum anderen 

wollten wir aber auch die Mei-
nung der Kirche zu heiklen The-
men wie Beschneidung und Bio-
ethik wissen. Dabei gaben uns die 
Vertreter des katholischen Büros 
hilfreiche Tipps zu Positionspa-
pieren und Ansprechpartnern in 
nahestehenden Organisationen. 
Aber die Gastgeber waren auch 
interessiert an unseren Meinun-

gen zu aktuellen politischen The-
men. Das Gespräch war geprägt 
von beidseitigem Interesse und 
einer herzlichen Atmosphäre. Wir 
vereinbarten, weiter in Kontakt 
zu bleiben. Gerade im Zuge der 
Neugestaltung unseres Grund-
satzprogramms ist der Austausch 
mit anderen Organisationen von 
großer Bedeutung für uns. Nur 

Konstruktive Gespräche im katholischen Büro der Deutschen Bi-
schofskonferenz (von li. nach re.): Susann Mai, Prälat Dr. Karl Jüsten,  
Sebastian Frankenberger, Werner Roleff, Florence von Bodisco.

Neues aus dem Bundesverband Dr. Claudius Moseler, 
ÖDP- 
Generalsekretär
Kontakt:
Tel. (0 61 31) 
67 98-20,
Fax (0 61 31) 
67 98-15,

Kommunalpolitisches Büro,  
Neckarstr. 27 – 29, 
55118 Mainz, 
claudius.moseler@oedp.de,
www.oedp.de

Wahlvorbereitungen: 
Klausurtagung

Was für die CSU Wildbad 
Kreuth ist, ist für die ÖDP Klos-
ter St. Josef in Neumarkt in der 
Oberpfalz: Am 8./9. Septem-
ber 2012 trafen sich der ÖDP-
Bundesvorstand und der baye-
rische ÖDP-Landesvorstand zu 
einer Klausurtagung, um die 
bevorstehenden Wahlen vorzu-
bereiten. Im Herbst 2013 wer-
den der bayerische Landtag und 
der Bundestag neu gewählt. Im 
März 2014 finden in Bayern 
Kommunalwahlen statt, dort 
haben wir die meisten kommu-
nalen Mandate und Bürgermeis-
ter, und im Juni 2014 finden die 
Europawahl und weitere für die 
ÖDP wichtige Kommunalwahlen 
statt (z. B. NRW, Baden-Würt-
temberg, Rheinland-Pfalz, Thü-
ringen, Sachsen-Anhalt). Auf der 
Tagung wurde eine noch engere 
Zusammenarbeit vereinbart, um 
gemeinsame Synergieeffekte si-

cherzustellen und die einberufe-
ne Wahlkampfkommission effi-
zient arbeiten zu lassen.

Grundsatzprogramm

Im August 2012 wurden für 
den neuen Entwurf des Grund-
satzprogramms zahlreiche Ar- 
beitssitzungen und Telefonkon-
ferenzen der Bundesvorstands-
Arbeitsgruppe durchgeführt, um 
im November 2012 dem Bun-
desparteitag in Erding einen 
diskussionsfähigen Entwurf vor- 
zulegen. Wir möchten mit die-
sem neuen Entwurf des Grund-
satzprogramms eine umfassende 
Diskussion über unsere Grund-
sätze anregen. Dies dient der 
Profilschärfung und der inhalt-
lichen Weiterentwicklung, damit 
wir die Wahlen 2013 und 2014 
erfolgreich bestehen können. 
Dabei haben sich in der Basis-
runde zwangsläufig einige Span-
nungspunkte in einzelnen Sach-
fragen ergeben, wo die politische 
Richtung in der ÖDP noch sehr 

unklar ist bzw. Details ungeklärt 
sind.

Sollte sich auf dem Bundes-
parteitag in Erding ergeben, 
dass für das neue Grundsatzpro-
gramm grundlegendere Dinge 
zu besprechen sind und/oder die 
Diskussionszeit auf dem Partei-
tag nicht ausreichen sollte, dann 
ist der Bundesvorstand selbst-
verständlich bereit, den Ent-
wicklungsprozess für das neue 
Grundsatzprogramm weiterzu-
führen und dann auf dem nächs-
ten Bundesparteitag im Mai 2013 
wieder aufzurufen. Danach ent-
scheiden dann alle Mitglieder im 
Rahmen einer Urabstimmung, 
denn das Grundsatzprogramm 
sollte von möglichst vielen Mit-
gliedern mit beschlossen werden.

Die komplette Neufassung auf 
Wiki: http://wiki.oedp.de/wiki/
Grundsatzprogramm

ÖDP-Internetsystem

Die Erneuerung des Internet-
auftrittes ist einen guten Schritt 

vorangekommen. Mittlerweile 
gibt es über 90 Verbände, die 
im Typo3-System angelegt wur-
den, noch nicht alle sind mit 
regionalen Inhalten befüllt. Dies 
muss nun vor den Wahljahren 
2013/14 zügig vorangetrieben 
werden. Dazu werden die Unter-
verbände auch noch gezielt vom 
Bundesverband angesprochen. 
Der ÖDP-Bundesverband ver-
waltet und betreut alle Webseiten 
zentral über das Redaktions-
system Typo3 und auf Servern 
der Firma Hetzner. Technischer 
Ansprechpartner ist Christian 
Tischler (webmaster@oedp.de).

intern
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A n  alle     M itglieder       

hat, bringen unsere Mitglieder 
eine viel höhere Bereitschaft zum 
ehrenamtlichen Engagement mit 
als die Parteimitglieder der ande-
ren Parteien. 

Doch damit allein werden 
wir nicht die mediale Auf-
merksamkeit bekommen. Der 
Machtkampf zwischen den an-
deren Parteien, in Bayern zwi-
schen Seehofer und Ude, den 
Kandidaten für das Minister-
präsidentenamt, wird in den 

Medien dazu führen, dass wir 
untergehen. Deswegen ist das 
bayerische Volksbegehren – 
neben dem inhaltlichen Faktor – 
ein wichtiges marketingtechni-
sches Instrument. Aber wir müs-
sen aufpassen, auf welches Image 
wir im Wahlkampf setzen. Nur 
die bessere CDU/CSU/Grünen-
Mischung zu sein, das wird nicht 
ausreichen. Denn wie oft hören 
wir am Infostand: Ihr seid doch 
auch nicht anders als die anderen 
Parteien! Das, obwohl wir unsere 
Argumente von der Unabhän-
gigkeit anbringen. Ich glaube, 
viel wichtiger ist, dass wir unser 
eigenständiges Image, unser Al-
leinstellungsmerkmal, stärker 
herausarbeiten.

Natürlich müssen wir uns 
auch die Frage stellen, was ei-
gentlich unser Image ausmacht. 
Gerade wenn ich bei Vorträgen 
in Kreisverbänden bin, merke 
ich es immer wieder: Wir sind 
die Macher, die nicht nur re-
den. Wir sind diejenigen, die 
den Finger in Wunden legen, 
die glaubwürdig und authentisch 
auftreten, weil wir die eigenen 
Grundsätze leben. Darum ha-
ben wir im Bundesvorstand in 
den letzten beiden Jahren ganz 
stark den Schwerpunkt auf die 
gelebte Philosophie gesetzt, mit 
der fairen, familiengerechten 
Bezahlung der Mitarbeiter, mit 
den vegetarischen Parteitagen, 
mit der CO2-Verbrauch-Berech-
nung und -Kompensierung von 
Parteitagen, mit dem Ehrenko-
dex für Mandatsträger, mit dem 
Verbot von Parteiensponsoring. 
Ich glaube, das ist es auch, was 
die Gesellschaft von einem neu-
en Politikertyp erwartet und sie 
setzt auch ihre Hoffnung auf ihn. 
Eine Hoffnung, die z. B. die Pira-
ten nicht erfüllen können. Eben 
nicht so zu sein, wie die etablier-

ten Parteien, sondern mit einem 
anderen geistigen Hintergrund, 
gleichzeitig aber mit einem guten 
Wertefundament. 

Darum haben wir uns auch 
daran gemacht, unser Grund-
satzprogramm zu überarbeiten 
und zu aktualisieren, es vor al-
lem in ein neues pädagogisches 
Rahmenkonzept einzubinden. 
Der Leser wird zunächst in der 
Einleitung  gedanklich und in-
haltlich auf das Grundsatzpro-

gramm eingestimmt. Der wei-
tere Text nimmt dann die Leser 
anhand eines Baumsymbols mit. 
So wird Politik verständlich und 
greifbar, wobei die ausführlichen 
Details auch nach wie vor ent-
halten sind. Das Grundsatzpro-
gramm entlässt schließlich in 
einem Abschlusskapitel den Le-
ser mit einer Vision, wie wir uns 
das Zusammenleben vorstellen. 
Es ist kein Bruch zur bisherigen 
Linie, sondern es ist die Erweite-
rung der guten philosophischen 
Gedanken der ÖDP-Vordenker 
um die emotionale Seite. 

Unser Image, unser Anders-
sein zeigt sich auch dadurch, 
dass dieser Bundesvorstand sehr 
langfristig denkt, sich nicht nur 
an Wahlkämpfe wie an einen 
Strohhalm klammert. Wir ver-
suchen, durch die Umstrukturie-
rungsmaßnahmen den Kreisver-
bänden mehr Service zu bieten, 
und wir kümmern uns vermehrt 
um die Mitgliederbetreuung, 
nämlich Mitglieder zu halten, 

und vor allem Nachwuchs für 
Vorstandsämter zu gewinnen. 
Da zeigt sich wieder einmal diese 
gelebte Philosophie, dass es uns 
eben nicht nur um kurzfristige 
Machterlangung geht, sondern 
darum, wirklich etwas verändern 
zu können, auch außerhalb der 
Parlamente, wie es die FAZ so 
schön schreibt. Wir wollen als 
Multiplikator – vernetzt mit In-
itiativen und sachbezogen auch 
mit anderen Parteien – unsere 

Welt mitgestalten, bewahren und 
zum Positiven verändern. 

Das ist ein anderer Ansatz 
als ihn alle anderen Parteien 
haben. Aber ich glaube, die-
ser Ansatz, nach dem sich viele 
Menschen sehnen, kann unsere 
große Chance sein. Wir dürfen 
von ihm – vielleicht aus Angst 
vor dem Verlust von Wähler-
stimmen – nicht abrücken. Es ist 
auch ein mutiger Versuch, nicht 
das zu tun, was seit 30 Jahren oh-
nehin nicht wirklich unser Ziel 
war und eher nur geringen Er-
folg einbrachte, nämlich wie die 
anderen Parteien zu sein, nur mit 
einem inhaltlich anderen Wer-
tekonzept. Es ist ein Weg, wirk-
lich anders aufzutreten: philoso-
phisch, prophetisch, visionär, die 
Werte über die Wahlen stellend. 

Ich hoffe, dass Sie gemein-
sam diesen Weg mit uns gehen 
und uns auf diesem Weg bestär- 
ken! 

Ihr 
Sebastian Frankenberger

Vor fast genau zwei Jahren wähl-
ten die Delegierten in Regens-
burg den aktuellen Bundesvor-
stand. In dieser Amtszeit haben 
wir vor allem organisatorische 
und strukturelle Maßnahmen 
ergriffen, um die Partei lang-
fristig und nachhaltig aufzustel-
len. In dieser Ausgabe der ÖP 
finden Sie im Innenteil unseren 
Rechenschaftsbericht über die 
letzten beiden Jahre. Dieser Re-
chenschaftsbericht ist gleichzei-

tig auch die Bewerbung für die 
nächste Amtsperiode, denn fast 
der komplette Bundesvorstand 
möchte wieder kandidieren. 
Zum einen wollen wir die Struk-
turmaßnahmen fortsetzen – 
denn leider haben wir noch nicht 
alles geschafft, sodass noch eini-
ges zu machen ist –, zum ande-
ren wollen wir vor allem den Weg 
weitergehen, den wir auch inhalt-
lich, philosophisch und image-
mäßig eingeschlagen haben. 

Die Superwahljahre 2013 
und 2014 mit der Landtagswahl 
in Bayern, der Bundestagswahl, 
den Kommunalwahlen in allen 
wichtigen ÖDP-Landesverbän-
den und der Europawahl, sind 
wirklich überlebenswichtig für 
die Partei. Zunächst brauchen 
wir ein gutes Wahlergebnis bei 
der Landtagswahl in Bayern, um 
die Motivation für die anderen 
Wahlen aufrechtzuerhalten. Wir 
haben zum ersten Mal wirklich 
eine sehr große Chance, bei der 
Europawahl nach dem Wegfall 
der 5-Prozent-Hürde mit einem 
Mandat oder vielleicht sogar 
zwei Mandaten ins Europaparla-
ment einzuziehen.

Wahlkämpfe sind grundsätz-
lich wichtig für eine Partei. Denn: 
Wer etwas verändern möchte, 
muss an die Macht gelangen, 
muss in Parlamente einziehen, 
um den Gesetzgebungsprozess 
zu gestalten. Doch wie gelingt 
uns das? Ich glaube, wir dür-
fen einen Fehler nicht begehen: 
zu versuchen, in Wahlkämpfen 
den großen etablierten Parteien 
nachzueifern. Wir haben nicht 
deren Gelder für groß angelegte 
Werbekampagnen, aber wir ha-
ben viele engagierte Helferinnen 
und Helfer. Und diese sind für 
uns doppelt wertvoll! Wie eine 
Studie von Professor Kranen-
pohl aus dem Jahr 2008 gezeigt 

Liebe Leserinnen, liebe Leser! 
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Baden-Württemberg
Bundestagswahl im Blick

In Baden-Württemberg sind in 
den vergangenen Monaten die 
ersten Infostände zu den ganz 
aktuellen Themen „ständiges 
Wirtschaftswachstum“ und „Eu-
ropäischer Stabilitätsmechanis-
mus“ (ESM) durchgeführt wor-
den.  Bei den Passanten herrscht 
vielfach große Unkenntnis und 
das Interesse ist deswegen sehr 
unterschiedlich. In manchen 
Städten (z. B. Biberach) waren die 
Passanten durchaus aufgeschlos-
sen, in anderen Städten (z. B. 
Tuttlingen) hatte man angesichts 
der verbreiteten Gleichgültigkeit 
das Gefühl, die Passanten hät-
ten den Ernst der Lage noch gar 
nicht erkannt. In jedem Fall ist es 
für die ÖDP wichtig, auf der Stra-
ße Präsenz zu zeigen. So kommt 
die ÖDP den Menschen wieder 
ins Bewusstsein und es ergeben 
sich fruchtbringende Gespräche. 
Wir informieren gleichzeitig, 
dass wir auf unserer Homepage 
(www.oedp-bw.de) unter dem 
Menü „Aktionen“ umfangreiche 
Informationen zu diesen beiden 
Themen veröffentlicht haben. 
Die Gespräche am Infostand 
lotsen die Menschen auf unse-
ren Internetauftritt und stellen 
die ÖDP als wirtschaftspolitisch 
kompetente Partei dar. Ihre 
Rückmeldungen dazu sind jeder-
zeit erwünscht. Die Infostände 
samt Turmbau aus Bauklötzen 
(vielleicht in Zukunft auch mit 
größeren Klötzen) sollen auch 
weiterhin durchgeführt werden. 
Dabei sind alle Mitglieder und 
Sympathisanten eingeladen, bei 
der Standbetreuung mitzuhelfen. 
Es geht darum, Passanten anzu-
sprechen, zu informieren und 
über das Bauen zum Gespräch 
zu animieren. Insgesamt ergeben 
sich immer wieder richtig spa-
ßige Reaktionen. Bitte melden 
Sie sich bei dem Regionalbeauf-
tragten Matthias Dietrich oder 
bei dem Landesgeschäftsführer 
Uli Stein (Kontaktadressen sie-
he rechts), damit möglichst viele 
Infostände durchgeführt werden.

Zur Interessenten- und Mit-
gliedergewinnung kann zurzeit 
auch eine Postkarte verteilt wer-
den, die die Bürger auf die Risi-
ken des ESM aufmerksam macht. 
Sie dient dazu, die ablehnende 
Haltung der ÖDP und ihre Un-
terstützung der Klage von Mehr 
Demokratie e. V. „Volksentscheid 

– sonst klagen wir!“ bekannt zu 
machen. Es sind bereits einige 
interessante Rücksendungen von 
Interessenten eingegangen.

Der Landesverband will sol-
che schriftlichen Informatio-
nen wie Informationsblatt oder 
Postkarte durch möglichst ein-
prägsame Kurzfilme („Spots“) 
ergänzen. Dieses Medium stößt 
im Internet auf reges Interesse 
und leistet bei der Verbreitung 
politischer Inhalte auch unter 
lesemüden potenziellen Wäh-
lern wertvolle Dienste. Möchten 
Sie an der Erstellung eines ersten 
Kurzfilms mitmachen? Wir freu-
en uns über Interesse und An-
regungen. Melden Sie sich bitte 
bei Matthias Dietrich oder Uli 
Stein. Wenn Sie Filme besitzen, 
die man eventuell ausschnitt-
weise einbauen kann, bitten wir 
Sie dringend um Rücksprache. 
Sehr willkommen sind z. B. ge-
filmte Unwetter (kräftiger Regen, 
kräftiges Gewitter, Überschwem-
mungen, Dürre). Bundesweite 
Vernetzung und Zusammenar-
beit ist erwünscht.

Die Vorbereitungen der 
Bundestagswahl 2013 sind an-
gelaufen. In den ersten Wahl-
kreisen wurden die Kandidaten 
aufgestellt, und zwar in Ludwigs-
burg (WK  265), Neckar-Zabern 
(WK  266), Odenwald-Tauber 
(WK  276), Freiburg (WK  281), 
Waldshut (WK  288) und Rott-
weil-Tuttlingen (WK  285). Wei-
tere Aufstellungen standen bei 
Redaktionsschluss unmittelbar 
bevor oder sind in Planung. Der 

Antritt von möglichst vielen Di-
rektkandidaten ist wichtig, weil 
die ÖDP nur in besetzten Wahl-
kreisen ein Gesicht bekommt 
und sie ihre Positionen effizien-
ter vertreten kann. Kandidaturen 
führen außerdem automatisch  
zu besseren Wahlergebnissen. 
Wenn auch Sie sich eine Kandi-
datur vorstellen können, melden 
Sie sich bitte bei uns. Ihre Mit-
hilfe ist auch bei der Sammlung 
von Unterstützungsunterschrif-
ten notwendig. Die Formulare 
können auf www.oedp-bw.de 
unter  „Bundestagswahl 2013“ 
herunter geladen werden. Bitte 
denken Sie daran, gleichzeitig 
für die Landesliste und für den 
jeweiligen Direktkandidaten zu 
unterschreiben bzw. unterschrei-
ben zu lassen. Das hilft uns dop-
pelt. Wenn Sie nicht wissen, wel-
chem Wahlkreis ein bestimmter 
Ort angehört, können Sie dies 
anhand der Gemeindelisten – 
ebenfalls unter „Bundestagswahl 
2013“ eingestellt – nachschauen. 
Sämtliche vollständig ausge-
füllten Unterschriftenformulare 
(bitte Geburtsdatum nicht ver-
gessen!) senden Sie bitte an die 
ÖDP Baden-Württemberg, Bis-
marckplatz 4, 70197 Stuttgart. 
Optimal wäre es, wenn Sie die 
Formulare vor der Einsendung 
bei der jeweiligen Gemeinde-
verwaltung bestätigen ließen. 
Das erspart uns viel Arbeit und 
Kosten. Bitten Sie vor allem Kol-
legen, Bekannte, Freunde und 
Verwandte in ihrem jeweiligen 
Wahlkreis vor Ort diese Unter-

stützungsunterschrift für die 
ÖDP-Kandidaten zu leisten. Das 
gilt für Baden-Württemberg und 
die gesamte Bundesrepublik.

Kontakt: Landesgeschäfts-
führer Uli Stein 
Tel. (07 11) 6 36 46 44, 
info@oedp-bw.de
Regionalbeauftragter 
Matthias Dietrich  
Tel. (0 71 21) 88 01 04,  
dietrichmat@web.de

L A N D E S V E R B Ä N D E

Von li. nach re.: Claude Kohnen, Michael Schlegel, Anneliese Rogoll, Mario Christen, Thomas Welsch, 
Larissa Dloczik, Klaus Buchner, Henner Gnotke

Berlin
Buchner als Landes- 

vorsitzender bestätigt

Die Mitglieder des Landesver-
bandes Berlin bestätigten Prof. 
Dr. Klaus Buchner im Amt des 
Landesvorsitzenden. Zu seinen 
Stellvertreterinnen wählten die 
Anwesenden Anneliese Rogoll 
und Dr. Larissa Dloczik. Schatz-
meister wurde Thomas Welsch. 
Für folgende Beisitzer votierten 
die Delegierten: Claude Kohnen, 
Michael Schlegel, Andreas Hoff-
mann und Mario Christen. 

Kontakt: 
info@oedp-berlin.de

Nordrhein-Westfalen
Gerd Kersting führt  

Landesliste an

Die Mitglieder und Delegier-
ten der ÖDP in Nordrhein-
Westfalen haben auf ihrem 
Landesparteitag am 30.06.2012 
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den Beschluss gefasst, mit einer 
eigenen Landesliste zur kom-
menden Bundestagswahl anzu-
treten. Zum wiederholten Male 
führt Landeschef Gerd Kersting 
(Münster) die Liste an. Zusam-
men mit Monika Potzesny (Platz 
2) – ebenfalls aus Münster – und 
dem Bochumer Benjamin Jäger 
(Platz 3) bilden sie die Spitze der 
Landesliste. Insgesamt haben 
sich 21 Kandidaten auf die Liste 
wählen lassen.

Die ÖDP ist damit die erste 
Partei in NRW, die zur kom-
menden Bundestagswahl den 
Wahlantritt organisiert. „Nach 
dem kurzfristigen Wahlkampf 
zur Landtagswahl wollen wir 
jetzt den Wahlkampf in Ruhe 
vorbereiten“, erklärt Kersting den 
frühzeitigen Start. Schon wenige 
Tage nach dem Parteitag wolle 
die ÖDP in NRW auch anfangen, 
die ersten Direktkandidaten auf-
zustellen.

Neben der Behandlung ver-
schiedener Anträge wählten die 
Delegierten des Parteitages tags 
darauf ihre Landesspitze turnus-
mäßig neu. Dabei wurde die Be-
setzung des Vorstandes fast kom-
plett ausgetauscht. Lediglich der 
Vorsitzende Gerd Kersting und 
der Schatzmeister Istvan Bella 
traten zur Wiederwahl an und 
wurden in ihren Ämtern mit gro-
ßer Mehrheit bestätigt. Auf sie-
ben weitere Posten im neunköp-
figen Vorstand wurden gewählt:

Johannes Dörr (Stellvertr. 
Vorsitzender, Köln), Benjamin 
Jäger (Stellvertr. Vorsitzender, 
Bochum), Horst Peltz (Ge-
schäftsführer; Bochum), Do-
minique Flemming-Schmidt 
(Beisitzerin, Bad Driburg), Hel-
mut Gellermann (Beisitzer, Wa-
dersloh), Dr. Bernhard Gremm-
ler (Beisitzer, Bottrop), Robert 
Maris (Beisitzer, Kreuzau).

Kersting resümierte den Par-
teitag als ein erfolgreiches Ereig-
nis, welches deutlich mache, wie 
wichtig es sei, Gesellschaft und 
Politik wieder zusammenzubrin-
gen. Der Vortrag des Referenten 
Prälat Martin Hülskamp habe 
zudem „für ein gutes Gefühl, auf 
dem richtigen Weg zu sein“ bei-
getragen. Die „ÖDP ist die rich-
tige Partei für den Dialog zwi-
schen Kirche, Bürgerschaft und 
Politik“, waren sich Kersting und 
Hülskamp einig.

„Die neuen Mitglieder der 
Parteispitze arbeiten alle ehren-
amtlich bereits mit viel Engage-
ment in ihren Kreisverbänden 
und bringen daher viel Erfah-
rung mit. In diesem Kontext 
freue ich mich, mit dem neu 
gewählten Vorstand zusammen-
zuarbeiten“, zieht Kersting sein 
Fazit aus dem Parteitag.

Kontakt:  
Benjamin Jäger 
(Stellv. Landesvorsitzender)
info@oedp-nrw.de

Von li. nach re.: Robbert Maris, Horst Peltz, Dominique Flemming- 
Schmidt, Johannes Dörr, Gerd Kersting, Helmut Gellermann, 
Benjamin Jäger (nicht auf dem Foto: Istvan Bella und Dr. Bernhard 
Gremmler)

Sachsen-Anhalt
Jens Rehmann  

will in den Bundestag

Die Landesmitgliederversamm-
lung der ÖDP in Sachsen-Anhalt 
wählte Jens Rehmann auf Platz 1 
der Landesliste für die Bundes-
tagswahl. Die nächsten Listen-
plätze gingen an: Beate Selder, 
Maren Kaste, Mario Schneider 
und Antje Sabe.

Der 45-jährige Halberstadter 
Rehmann wurde auch im Amt 
des Landesvorsitzenden bestä-
tigt.

Kontakt:  
info@oedp-sachsen-anhalt.de

Rheinland-Pfalz
Rainer Hilgert 

als Vorsitzender 

Auf dem Landesparteitag in 
Koblenz hat die Ökologisch-
Demokratische Partei (ÖDP) 
einen neuen Landesvorstand 
gewählt. Der bisherige Vorsit-
zende, der Unternehmer und 
Stadtrat Rainer Hilgert (Müns-
termaifeld), wurde einstimmig 
wiedergewählt. Als Stellvertreter 
wurde der Verbandsgemeinderat 
und Winzer Johannes Schnei-
der (Maring-Noviand) und als 
Schatzmeister der Stadtrat und 
Mathematiker Prof. Dr. Felix 
Leinen (Mainz-Hechtsheim) von 
den Delegierten gewählt. Schrift-
führer wurde der Stadtrat und 

Dipl.-Geograf Dr. Claudius Mo-
seler (Mainz-Marienborn).

Zu Beisitzern wurden Chris-
tina Jung (Koblenz), Ulf Kowal 
(Oberwesel) und Stephan Krell 
(Alzey) gewählt. In seinem Re- 
chenschaftsbericht betonte Rai- 
ner Hilgert, dass die ÖDP mehr 
Transparenz und Bürgerbetei-
ligung fordere, um wieder mehr 
Vertrauen in die Politik zu schaf-
fen. Darüber hinaus bräuchten 
wir eine klare Trennung zwi-
schen Wirtschaft und Politik, da-
mit unabhängige Entscheidun- 
gen getroffen werden. Die ÖDP 
lehne Firmenspenden an Par-
teien ab und spräche sich ent-
schieden gegen Parteisponsoring 
aus.   Die ÖDP habe in Rhein-
land-Pfalz rund 40 kommunale 
Mandate, u. a. in der Landes-
hauptstadt Mainz. Hilgert hob 
die guten Chancen der ÖDP 
nicht nur bei der Kommunal-
wahl hervor, sondern auch die 
gleichzeitig stattfindende Euro-
pawahl im Juni 2014, wo es nach 
einem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes keine 5 %-Hürde 
mehr gibt. „Wir rufen die Bürge-
rinnen und Bürger auf, die ÖDP 
vor Ort bei den Kommunalwah-
len zu unterstützen.“

Kontakt: ÖDP-Landesverband 
Rheinland-Pfalz
Neckarstr. 27 – 29 
55118 Mainz  
Tel. (0 61 31) 67 98 20 
Fax. (0 61 31) 67 98 15 
buero@oedp-rlp.de

Landesmitgliederversammlung der ÖDP Sachsen-Anhalt



35ÖkologiePolitik156 – November 2012

pr
o

co
nt

ra

P R O  &  C O N T R A

Ist das Kölner Urteil zur 
Beschneidung von Jungen  
gerechtfertigt?
Seit Mai streiten die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland darüber,  
ob die Beschneidung von Jungen aus religiösen Gründen erlaubt sein 
müsse. Bei uns diskutieren Dennis Riehle und Werner Roleff.

Ja, das Urteil vom 7. Mai 2012 
ist gerechtfertigt. Wenn den 

Richtern nun ein „antireligiöses“ 
Verhalten vorgeworfen wird, so 
ist dieses Totschlagargument ge-
eignet, jeden verfassungsrecht-
lich gebotenen Trennungsweg 
zwischen Staat und Kirche zu un-
terdrücken. Unser Land hat den 
Weg der Aufklärung beschritten. 
Auch diese war es, die Grund- 
und Menschenrechte verankerte 
und sie über all das stellte, was 
religiöse Kultur und Tradition in 
den Hintergrund gedrängt hat-
ten.

Den Befürwortern der Be-
schneidung sollte klar sein, dass 
bei fortdauernder Straflosigkeit 
der Beschneidung zunehmend 
eine Paralleljustiz etabliert wür-
de. Auf Basis der soliden Be-
gründung des Kölner Gerichts 
anhand der Bedeutungshoheit 
von körperlicher Unversehrtheit 
gegenüber dem Recht auf freie 
Religionsausübung und der Er-
ziehung (in Verbindung mit der 
UN-Kinderrechtskonvention 
von 1990, die religiöse und kul-
turelle Traditionen, die Kindern 
unnötigen Schaden zufügen, ver-
boten hat) kann es nur zu einem 
rechtlichen Untersagen der Be-
schneidung kommen.  

Jegliche Freiheit endet dort, 
wo sie einem Menschen schadet 
oder ihn in den eigenen Frei-
räumen einengt. Nichts anderes 
tut aber die Beschneidung. Die 
Sinnhaftigkeit des testamentari-
schen Kults ist umstritten, weil er 
durch die Gegenüberstellung mit 
einem Rechtsstaat an öffentlicher 
Legitimation verloren hat. So gilt 
der hinter der Beschneidung im 
jüdischen Glauben stehende „ab-
rahamitische Bund“ lediglich als 
Zeugnis des Mannseins und als 
Verbindung zu Gott, ohne dabei 
jedoch tatsächliche Bewandtnis 
oder gesundheitliche Vorzüge zu 
besitzen. Selbst unter Juden bleibt 
die Beschneidung kontrovers be-
äugt. Ähnliches im Islam. Identi-

tät wird nicht dort geschaffen, wo 
Jungen mit Schmerz und Brand-
markung dauerhaft gezeichnet 
werden – religiöses Bekenntnis 
schafft sich durch eine innerliche 
Überzeugung, die ohne Zwang 
der Tradition auskommt.  

Da jeder dritte Mann weltweit  
(mehrheitlich aus gesundheitli-
chen Gründen) beschnitten sei, 
könne eine Beschneidung nicht 
verfassungswidrig sein, lautet 
eine vielfache Schlussfolgerung. 
Und ob hygienisch oder aus re-
ligiösem Ritus – das sei nicht 
entscheidend. Falsch! Einerseits 
muss die Wirksamkeit des hy-
gienischen Effekts der Beschnei-
dung kritisch und reflektiert 
hinterfragt werden, andererseits 
ist es ein wahrlicher Unterschied,  
ob aus Tradition oder medizini-
scher Notwendigkeit gehandelt 
wird.

Und letztlich: Bei religiösen 
Beschneidungen geht es nicht 
nur um ein „kleines Stück Haut-
fetzen“, um eine Wunde, die wie-
der verheilt. Schon in frühestem 
Alter wird einem Kind in die 
tiefste Persönlichkeit, in die In-
timität eingegriffen. Statt Liebe 
und Fürsorgen erfährt es Gewalt. 
Analytisch gesehen wird ihm da-
durch Freiheit genommen, die 
später an Selbstvertrauen fehlen 
wird. Psychoanalytiker und Kin-
derärzte sind sich einig: Vor der 
Möglichkeit der persönlichen 
Einwilligung darf nicht beschnit-
ten werden.

Nein, das Urteil ist nicht ge-
rechtfertigt. „Kurzer Pro-

zess“? Geht nicht! Denn um den 
Menschen gerecht zu werden, ist 
eine differenziertere, fachliche, 
solide Auseinandersetzung not-
wendig.

1. Beschneidung
Die 2.500-jährige (Glaubens-)
Praxis der Beschneidung wurde 
„millionenfach ohne Kompli-
kationen oder Traumatisierung 
durchgeführt“ (Die Welt).
n	 Geschätzt bis zu 6 Mio. be-
schnittene Jungen/Männer in 
Deutschland.
n	 56 % der männlichen US-Ba-
bys 2005 beschnitten.
n	 Wieso sprechen manche 
plötzlich von massenhafter Kör-
perverletzung oder – obwohl 
kaum erforscht – von „Traumati-
sierung“?
n	 Hinterzimmer-Ritual oder 
„Beschneidungs-Tourismus“ ist 
zu verhindern.

2. Internationales Ansehen
Verbieten würde der Integration 
hierzulande und dem „inter-
nationalen Ansehen“ (A. Mer-
kel, G. Westerwelle) schaden, 
Deutschland wäre „das erste/ein-
zige Land“ (V. Beck) mit Verbot.
Selbst der Strafrechtler R. Merkel 
(Beschneidung als „rechtswid-
rige Körperverletzung“) bejaht 
eine „weltweit singuläre Pflicht 
gegenüber allen jüdischen Belan-
gen und zu besonderer Sensibi-
lität“ (FAZ/taz); er befürwortet 
eine schonende Beschneidungs-
praxis.

3. „Grundrechte-Dilemma“
Körperliche Unversehrtheit, Kin-
deswohl, Religionsfreiheit, elter-
liches Erziehungsrecht ist nicht 
(wie im Urteil) einseitig aufzulö-
sen, Abwägung ist gefragt.
n	 Grundgesetz Art. 2(2): „Un-
versehrtheit“ mit Ausnahmen.
n	 Kindeswohl: Umfassend 
(nicht allein körperlich).
n	 Frühe Beschneidung: Religiös 
konstitutiv (Gericht: nur „tradi-
tionell“).

n	 Elterliches Erziehungsrecht 
und Religionsfreiheit: von Ge-
burt an.

4. Neutraler Staat
„Der freiheitliche, säkularisierte 
Staat lebt von Voraussetzungen, 
die er selbst nicht garantieren 
kann“ (E.-W. Böckenförde, 1976). 
J. Rau: Deutschland ist ein „welt-
anschaulich neutraler Staat …, 
kein religionsfeindlicher und 
auch kein religionsfreier Staat. Im 
Gegenteil: Unser Staat schützt die 
Religionsfreiheit aller ... Unsere 
Gesellschaft ist kein religions- 
freier Raum, und Religion ist 
nicht bloße Privatsache ... Kir-
chen und Glaubensgemeinschaf-
ten können und sollen öffentlich 
wirken, und ihre Einmischung in 
öffentliche Angelegenheiten ist 
ausdrücklich erwünscht“. D. h.: 
Weder skandinavische Staats-
kirche noch französische Laicité 
(Laizismus), sondern „aufgeklär-
te Säkularität“ bzw. „positiv-för-
dernde Neutralität“ als Modell, 
in dem Staat und Religions-
gemeinschaften getrennt sind, 
aber „grundgesetzlich“ zusam-
menwirken (GG Art. 140).  Eine 
Spannung auf beiden Seiten ...
Fazit:
Nach Abwägung aller Faktoren 
ist die religiöse Beschneidung – 
unter Auflagen – zu erlauben.

Lese-Tipps:
n	 Ernst-Wolfgang Böckenför-
de, „Freiheit ist ansteckend“, taz 
23.09.09; Frankfurter Rundschau 
01.11.10
n	 Andreas Jacobs, Argumen-
te der Beschneidungsdebatte 
(www.kas.de), Berlin, August 
2012
n	 Johannes Rau, Religionsfrei-
heit heute – zum Verhältnis von 
Staat und Religion in Deutsch-
land, Rede zum 275. Geburtstag 
von Gotthold Ephraim Lessing, 
22.01.04
n	 Zeitungsartikel zum Ethik-
rat: taz, 23.08.12; FAZ, 24.08.12, 
S. 4+10; Welt Kompakt, 24.08.12, 
S. 4; SZ, 24.08.12, S. 11

(Ausführlicher: www.oedp.de) 

Werner Roleff 
ist Mitglied im 
Bundesvorstand 
der ÖDP und 
Kreisvorsitzen-
der der ÖDP 
KölnBonn. Er 

ist Theologe und arbeitet als 
Krankenhausseelsorger.

Dennis Riehle 
lebt in Konstanz. 
Er ist psycholo-
gischer, sozialpä-
dagogischer 
Berater und 
Coach, unter 

anderem mit den Schwerpunk-
ten Seelsorge und sexualethische 
Fragestellungen und arbeitet 
zudem als Laienprediger. Web-
seite: www.dennis-riehle-blog.de   
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Ethik in Politik und Wirtschaft
Politik dient laut Aristoteles dem geordneten Zusammenleben 
der Menschen. Was jedoch die richtige Ordnung ist, darüber ge-
hen die Meinungen seit jeher auseinander. Es läuft letztlich immer 
auf philosophische Fragen hinaus: Was ist der Mensch? Was darf 
er? Was soll er? Und warum? Die stellt aber heute kaum jemand. 
Geistlose Slogans wie „Sozial ist, was Arbeit schafft!“ dominieren 
die politische Landschaft. Doch hinter den Kulissen geht es meist 
um etwas ganz anderes: um die wirtschaftlichen Interessen mäch-
tiger Branchen, Konzerne und Personen. 

Video-Überwachung in Schlachthöfen
In Schlachthöfen müssen die Tiere häufig unnötig leiden. Die 
Fehlerquote beim Schlachten von Rindern liegt laut regierungs-
amtlicher Mitteilung teilweise bei 9 %, beim Schlachten von 
Schweinen sogar bei 12,5 %. Grund ist die Akkordarbeit. Zur 
Durchsetzung des geltenden Tierschutz- und auch Arbeitsschutz-
gesetzes ist deshalb eine durchgängige Kontrolle sowie Doku-
mentation mittels Video-Überwachung unabdingbar. Eine Statis-
tik über festgestellte Verstöße gegen die Schlachtverordnung ist 
verpflichtend einzuführen. Die Videos sowie die Statistik müssen 
von den Amtsveterinären kontrolliert und ausgewertet werden. 
Die Verantwortlichkeit ist von der Kreisebene auf die Länder-
ebene zu heben. Produkte von videoüberwachten Schlachthöfen 
sind entsprechend zu kennzeichnen, damit die Konsumenten ein 
Auswahlkriterium haben. Diese Video-Überwachung sollen alle 
EU-Staaten einführen!

Schreiben Sie an den zuständigen EU-Kommissar John Dalli: 
cab-dalli-webpage@ec.europa.eu 

Subventionen fördern 
Stromverschwendung 
Firmen lassen Stromanlagen 
nutzlos laufen und verschwen-
den vorsätzlich Strom, um im 
Jahr 7.000 Benutzungsstunden 
zu erreichen und damit vom 
Netzentgelt von 4 – 5 Cent/kWh 
befreit zu werden – oder um 
1 Mio. kWh zu erreichen und 
damit von der EEG-Umlage von 
3,5 Cent/kWh befreit zu werden. 
Diese Anteile werden dann auf 
die kleinen und mittleren Un-
ternehmen sowie die privaten 
Verbraucher umgelegt. Für die 
verteuert sich dadurch der Strom 
um 1 – 2 Cent/kWh.

Quelle: E&M, 01.09.2012

Gülle verschmutzt 
Gewässer
Umweltminister Stefan Birkner 
(FDP) gab zu, dass Niedersach-
sen die EU-Gewässerrichtlinien 
aufgrund der hohen Gülleaus-
bringung nicht einhalten kann. 
Agrarminister Gert Lindemann 
(CDU) ergänzte, dass „im Nord-
westen mehr Tiere gehalten“ wür- 
den, „als für eine Verbringung 
der Gülle möglich“ sei. Trotz-
dem werden noch große Mengen 
Gülle importiert. Hinzu kommt 
der Trend zur Mais-Monokultur. 
Mais ist nitrat-unsensibel und 
verdeckt somit eine übermäßige 
Ausbringung von Salpeter. Der 
Forderung nach einem Gülle-
Kataster hatte Lindemann eine 
Absage erteilt, weil sie „ein büro-

kratisches Monstrum“ sei. Wäh-
rend Grünen-Agrarpolitiker 
Christian Meyer eine „Anpas-
sung der Tierzahlen“ anregte, 
forderte Landvolk-Vize Heinz 
Korte die Erhöhung der Subven-
tionen.

Quelle: taz.de, 08.06.2012 

Bundeswehreinsätze 
im Inneren
Das Bundesverfassungsgericht 
entschied, dass die Bundes-
wehr bei Naturkatastrophen 
und „schweren Unglücksfällen“ 
Kriegswaffen auch innerhalb der 
Bundesrepublik gebrauchen darf. 
Der Verfassungsrichter Reinhard 
Gaier erklärte, diesen Beschluss 
nicht mitzutragen. Nach seiner 
Auffassung werden hiermit „fun-
damentale Grundsätze aufgege-
ben“ und in letzter Konsequenz 
sei das „die Wirkung einer Ver-
fassungsänderung“. 

Quelle: Bundesverfassungsgericht, 
03.07.2012

Biosprit verteuert 
Nahrungsmittel
Die Verbraucherschutzorga-
nisation Foodwatch sieht den 
Biosprit E10 als gefährlichen 
Irrweg und fordert ein Aus für 
sämtliche Bioenergie-Subven-
tionen. In Deutschland kommt 
verschärfend der massive Mais-
anbau für die mehr als 7.000 Bio-
gasanlagen als Problem hinzu. 
Die USA verwenden bereits 40 % 
ihrer Maisernte für die Ethanol-

produktion. Die Flächenkonkur-
renz zum Nahrungsmittelanbau 
treibt weltweit die Nahrungsmit-
telpreise nach oben. In armen 
Ländern müssen bis zu 70 % des 
Einkommens für Nahrungsmit-
tel ausgegeben werden.

Quelle: dpa, 19.08.2012

Wahlrecht ist 
verfassungswidrig
Deutliche Korrekturen am deut-
schen Wahlrecht fordert das 
Bundesverfassungsgericht: Die 

bisherige Fassung erlaubt zu vie-
le Überhangmandate. Die 2011 
beschlossene Wahlrechtsreform 
ist ein Verstoß gegen den Gleich-
heitsgrundsatz und die vom 
Grundgesetz garantierte Chan-
cengleichheit der Parteien. Nun 
muss das Parlament noch vor 
der Bundestagswahl im Herbst 
2013 eine Neuregelung finden. 
Sollte sich die Politik nicht eini-
gen, könnte das Gericht zur Not 
selbst ein Übergangswahlrecht 
formulieren. 

Quelle: Spiegel.de, 25.07.2012
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